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Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung der nachhaltigen Finanzierung
der Versorgung sowie zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften
(Versorgungsnachhaltigkeitsgesetz – VersorgNG)

A. Problem und Ziel

Die Versorgungsberichte der Bundesregierung zeigen, dass die Versorgung
ebenso wie die gesetzliche Rentenversicherung von den Auswirkungen des
demografischen Wandels in unserer Gesellschaft tief greifend betroffen ist und
darüber hinaus durch die spezifische personelle Ausweitung des öffentlichen
Dienstes seit den 1970er Jahren belastet wird. Als Folge dieser Entwicklung
werden die Versorgungsausgaben in den kommenden Jahrzehnten weiter an-
steigen und einen wachsenden Teil der gesamtwirtschaftlichen Leistung und
der Steuereinnahmen in Anspruch nehmen.

Vor diesem Hintergrund stellt sich in der Versorgung ebenso wie in der gesetz-
lichen Rentenversicherung die Aufgabe, die Finanzierung der Altersversorgung
auf eine langfristig sichere Grundlage zu stellen.

B. Lösung

Zur wirkungsgleichen Übertragung der Maßnahmen des Rentenversicherungs-
nachhaltigkeitsgesetzes sieht der Gesetzentwurf Folgendes vor:

– Übertragung des Nachhaltigkeitsfaktors des Rentenversicherungsnachhaltig-
keitsgesetzes auf die Versorgung.

Der durch das Versorgungsänderungsgesetz 2001 bereits verminderte
Höchstruhegehaltssatz wird schrittweise weiter abgesenkt und voraussichtlich
im Jahre 2010 noch 71,13 v. H. betragen. Die Änderungen erfassen – renten-
gleich – sämtliche Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger
(Bestand und Neuzugang). Die Unfallversorgung und die Mindestversorgung
bleiben davon unberührt.

– Begrenzung der Berücksichtigung von Ausbildungszeiten als ruhegehaltfähi-
ge Dienstzeiten.

Hochschulausbildungszeiten werden nur noch im Umfang von 855 Tagen als
ruhegehaltfähige Dienstzeiten berücksichtigt. Damit wird ein annähernder
finanzieller Gleichklang zwischen den Renten- und Versorgungsbelastungen
hergestellt, der zudem Pensionen umso stärker belastet, je höher die der Be-
rechnung zugrunde liegende Besoldungsgruppe ist. Die Übergangsregelung
entspricht derjenigen der gesetzlichen Rentenversicherung.
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– Neben den Maßnahmen zur Übertragung des Rentenversicherungsnachhal-
tigkeitsgesetzes auf die Versorgung enthält der Entwurf weitere Änderungen,
insbesondere:

l Anpassungen an die neueste höchstrichterliche Rechtsprechung.

l Überarbeitungen zu den Regelungen des Versorgungsänderungsgesetzes
2001 im Hinblick auf Erfahrungen aus der Verwaltungspraxis.

l Einbeziehung der Renten aus der Alterssicherung der Landwirte in die
allgemeinen Anrechnungsregelungen der Versorgung mit Übergangs-
recht.

Darüber hinaus enthält der Entwurf die Übertragung der Regelungen über die
tarifvertraglichen Einmalzahlungen auf den Beamtenbereich des Bundes.

Ausgehend vom Tarifergebnis zur umfassenden Neugestaltung des Tarif-
rechts für den öffentlichen Dienst vom 9. Februar 2005 erhalten die Empfän-
gerinnen und Empfänger von Dienst- und Amtsbezügen im Bereich des Bun-
des in den Jahren 2005, 2006 und 2007 Einmalzahlungen in Höhe von jeweils
300 Euro, Empfängerinnen und Empfänger von Anwärterbezügen erhalten
jeweils 100 Euro. Die Länder bekommen die Möglichkeit, über die Gewäh-
rung von Einmalzahlungen in diesen Jahren selbst zu entscheiden.

C. Alternativen

Keine

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Zusätzlich zu den Einsparungen, die sich aus den Versorgungsreformen seit
Anfang der 1990er Jahre ergeben, werden die Versorgungsausgaben von Bund,
Ländern und Gemeinden nochmals erheblich gesenkt. Die einzusparenden
Ausgaben der öffentlichen Haushalte könnten durch die Einzelmaßnahmen von
knapp 58 Mio. Euro im Jahre 2006 auf ca. 365,3 Mio. Euro im Jahre 2010
ansteigen und insgesamt bis 2010 1,03 Mrd. Euro betragen.

Nicht abschließend quantifizierbare Einsparungen ergeben sich aus der gesetz-
lichen Einbeziehung der Renten nach dem Gesetz über die Alterssicherung der
Landwirte in die versorgungsrechtlichen Anrechnungsvorschriften. Diesen Ein-
sparungen stehen geringe Mindereinnahmen in der Alterssicherung der Land-
wirte gegenüber, die vom Bund zu tragen sind.

Die Einsparungen fließen in die Versorgungsrücklagen von Bund und Ländern.
Dies trägt langfristig zur Entlastung der Versorgungshaushalte bei.

Durch die Einmalzahlungen entstehen im Bereich des Bundes (ohne Post und
Bahn) für die Jahre 2005, 2006 und 2007 Mehrkosten in Höhe von insgesamt
291 Mio. Euro (je 97 Mio. Euro in 2005, 2006 und 2007).

2. Vollzugsaufwand

Zusätzlicher Vollzugsaufwand für die öffentliche Hand ist nicht zu erwarten.

E. Sonstige Kosten

Zusätzliche Kosten für die Wirtschaft, insbesondere für mittelständische Unter-
nehmen, entstehen nicht. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau,
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung der nachhaltigen Finanzierung
der Versorgung sowie zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften
(Versorgungsnachhaltigkeitsgesetz – VersorgNG)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes

Das Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 16. März 1999 (BGBl. I S. 322, 847,
2033), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 69e wird wie folgt gefasst:

„§ 69e Übergangsregelungen aus Anlass des Versor-
gungsänderungsgesetzes 2001 und des Ver-
sorgungsnachhaltigkeitsgesetzes“.

b) Nach der Angabe zu § 69e wird folgende Angabe
eingefügt:

„§ 69f Übergangsregelungen aus Anlass der Ände-
rungen zur Berücksichtigung von Hoch-
schulausbildungszeiten in der Beamtenver-
sorgung“.

c) Die Angabe zu § 85a wird wie folgt gefasst:

„§ 85a Erneute Berufung in das Beamtenverhältnis“.

2. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 8 wird die Angabe „§ 50 Abs. 1 Satz 2“
durch die Angabe „§ 50 Abs. 1 Satz 2 und 3“ ersetzt.

b) In Nummer 11 wird der Punkt durch ein Komma
ersetzt und folgende Nummer 12 angefügt:

„12. Einmalzahlung nach Abschnitt XI.“

3. In § 12 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „die Zeit einer
Fachschul- oder Hochschulausbildung einschließlich der
Prüfungszeit bis zu drei Jahren“ durch die Angabe „die
Zeit einer Fachschulausbildung einschließlich der Prü-
fungszeit bis zu 1 095 Tagen und die Zeit einer Hoch-
schulausbildung einschließlich der Prüfungszeit bis zu
855 Tagen, insgesamt höchstens bis zu 1 095 Tagen“
ersetzt.

4. § 14 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „1,79375“ durch die
Zahl „1,77825“ und die Zahl „71,75“ durch die Zahl
„71,13“ ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 3 werden die Wörter „sechzig Deut-
sche Mark“ durch die Angabe „30,68 Euro“ ersetzt.

c) In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe „nach Absatz 1“
durch die Angabe „nach den Absätzen 1 und 3“ er-
setzt.

d) In Absatz 6 Satz 1 wird die Zahl „71,75“ durch die
Zahl „71,13“ ersetzt.

5. § 14a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 3 wird die Zahl „66,97“ durch die
Zahl „66,39“ ersetzt.

bb) In Nummer 4 wird die Angabe „325 Euro“ durch
die Angabe „den Betrag in Höhe eines Siebtels
der monatlichen Bezugsgröße (§ 18 Abs. 1 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch)“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „des Ruhegehalts“
durch die Wörter „des Ruhegehaltssatzes“ und
die Zahl „0,95667“ durch die Zahl „0,9484“ er-
setzt.

bb) In Satz 2 wird die Zahl „66,97“ durch die Zahl
„66,39“ ersetzt.

6. § 20 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 14 Abs. 6 sowie die §§ 14a und 50e sind nicht anzu-
wenden.“

7. § 24 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 14 Abs. 6 sowie die §§ 14a und 50e sind nicht anzu-
wenden.“

8. In § 31 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 wird das Wort „Tätigkeiten“
durch das Wort „Nebentätigkeiten“ ersetzt.

9. § 46 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Weitergehende Ansprüche auf Grund allge-
meiner gesetzlicher Vorschriften können gegen einen
öffentlich-rechtlichen Verwaltungsträger im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes oder gegen die in
seinem Dienst stehenden Personen nur dann geltend
gemacht werden, wenn der Dienstunfall

1. durch eine vorsätzliche unerlaubte Handlung ei-
ner solchen Person verursacht worden oder

2. bei der Teilnahme am allgemeinen Verkehr einge-
treten ist.

Im Fall der Nummer 2 sind Leistungen, die dem
Beamten und seinen Hinterbliebenen nach diesem
Gesetz gewährt werden, auf die weitergehenden An-
sprüche anzurechnen; der Dienstherr, der Leistungen
nach diesem Gesetz gewährt, hat keinen Anspruch
auf Ersatz dieser Leistungen gegen den Verwaltungs-
träger.“

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach der Angabe „§ 31a“
die Wörter „oder einer Verwendung im öffentlichen
Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen
Einrichtung“ eingefügt.
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10. In § 47a Abs. 1 wird die Zahl „71,75“ durch die Zahl
„71,13“ ersetzt.

11. In § 50a Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „nach Maß-
gabe dieses Gesetzes“ gestrichen.

12. § 50c wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 14 Abs. 4“
durch die Angabe „§ 14 Abs. 4 Satz 2“ ersetzt.

b) Absatz 4 wird aufgehoben.

13. § 50e wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 4 wird die Zahl „66,97“ durch
die Zahl „66,39“ ersetzt.

bbb) In Nummer 5 wird die Angabe „325 Euro“
durch die Angabe „den Betrag in Höhe
eines Siebtels der monatlichen Bezugs-
größe (§ 18 Abs. 1 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch)“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Zahl „66,97“ durch die Zahl
„66,39“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 wird die Angabe „über
durchschnittlich im Monat 325 Euro hinaus be-
zieht,“ durch die Angabe „bezieht, das durchschnitt-
lich im Monat den Betrag eines Siebtels der monat-
lichen Bezugsgröße (§ 18 Abs. 1 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch) übersteigt,“ ersetzt.

14. § 52 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) § 118 Abs. 3 bis 5 des Sechsten Buches So-
zialgesetzbuch gilt entsprechend.“

b) Absatz 5 wird aufgehoben.

15. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:

„3. für Ruhestandsbeamte, die wegen Dienstunfä-
higkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht,
oder nach § 42 Abs. 4 Nr. 1 des Bundesbeam-
tengesetzes oder entsprechendem Landesrecht
in den Ruhestand getreten sind, bis zum Ablauf
des Monats, in dem das 65. Lebensjahr vollen-
det wird, 71,13 vom Hundert der ruhegehaltfä-
higen Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol-
dungsgruppe, aus der sich das Ruhegehalt be-
rechnet, mindestens ein Betrag in Höhe von
71,13 vom Hundert des Eineinhalbfachen der
jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der
Endstufe der Besoldungsgruppe A 4, zuzüglich
des jeweils zustehenden Unterschiedsbetrages
nach § 50 Abs. 1 sowie des Betrages in Höhe
eines Siebtels der monatlichen Bezugsgröße
(§ 18 Abs. 1 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch).“

b) Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Erwerbseinkommen sind Einkünfte aus einer
Beschäftigung oder Tätigkeit aus nichtselbstän-
diger Arbeit einschließlich Abfindungen, aus
selbständiger Arbeit, aus Gewerbebetrieb und
aus Land- und Forstwirtschaft.“

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Als Erwerbseinkommen gilt auch der Gewinn
aus Kapitalgesellschaften, in denen der Versor-
gungsberechtigte ohne oder ohne angemessene
Vergütung tätig ist, soweit der Gewinn auf die
Tätigkeit entfällt; im Übrigen bleiben Einkünfte
aus Kapitalvermögen unberücksichtigt.“

cc) Der neue Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Nicht als Erwerbseinkommen gelten steuer-
freie Aufwandsentschädigungen, anerkannte
Betriebsausgaben und Werbungskosten nach
dem Einkommensteuergesetz, Jubiläumszu-
wendungen, ein Unfallausgleich (§ 35), steuer-
freie Einnahmen für Leistungen zur Grund-
pflege oder hauswirtschaftlichen Versorgung
sowie Einkünfte aus Tätigkeiten, die nach Art
und Umfang Nebentätigkeiten im Sinne des
§ 42 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 des Beamtenrechts-
rahmengesetzes entsprechen.“

16. In § 54 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 3 und 5 wird jeweils
die Zahl „71,75“ durch die Zahl „71,13“ ersetzt.

17. § 55 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 ein-
gefügt:
„4. Renten nach dem Gesetz über die Alters-

sicherung der Landwirte,“.
bb) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5.

b) In Satz 7 wird nach der Angabe „§ 1 des Gesetzes
zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich
beruhen,“ die Angabe „sowie Zuschläge oder Ab-
schläge beim Rentensplitting unter Ehegatten nach
§ 76c des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch“ ein-
gefügt.

18. § 56 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Zahl „1,79375“ durch

die Zahl „1,77825“ und die Zahl „2,39167“ durch
die Zahl „2,371“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Wörter „diese im Monat
Dezember nicht zu verdoppeln sind“ durch die
Angabe „§ 50 Abs. 5 Satz 2 nicht anzuwenden ist“
ersetzt.

c) In Absatz 6 Satz 3 Nr. 1 wird die Zahl „1,79375“
durch die Zahl „1,77825“ ersetzt.

d) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 angefügt:
„(8) Der sich bei Anwendung der Absätze 1 bis 7

ergebende Ruhensbetrag ist von den nach Anwen-
dung der §§ 53 bis 55 verbleibenden Versorgungs-
bezügen abzuziehen.“

19. § 66 wird wie folgt geändert:
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a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „fünfunddreißig“
durch die Zahl „33,1942“, die Zahl „1,91333“ durch
die Zahl „1,8968“ und die Zahl „71,75“ durch die
Zahl „71,13“ ersetzt.

b) In Absatz 8 Satz 1 wird die Zahl „71,75“ durch die
Zahl „71,13“ ersetzt.

c) In Absatz 9 Satz 1 werden das Wort „siebzehnten“
durch die Angabe „17.“ sowie die Angabe „die Zeit
einer Fachschul- oder Hochschulausbildung ein-
schließlich der Prüfungszeit bis zu drei Jahren“ durch
die Angabe „die Zeit einer Fachschulausbildung ein-
schließlich der Prüfungszeit bis zu 1 095 Tagen und
die Zeit einer Hochschulausbildung einschließlich
der Prüfungszeit bis zu 855 Tagen, insgesamt höchs-
tens bis zu 1 095 Tagen“ ersetzt.

20. § 69 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die §§ 3, 9, 22 Abs. 1 Satz 2 und 3, §§ 33, 34,
42 Satz 2, §§ 49 bis 50a, 51, 52, 55 Abs. 1
Satz 7 und Abs. 2 bis 8, §§ 57 bis 65, 69e
Abs. 3 und 4 sowie § 70 dieses Gesetzes sind
anzuwenden.“

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„§ 14a Abs. 2 Satz 1 bis 3, § 53 Abs. 1, 2 Nr. 1
bis 3 erste Höchstgrenzenalternative, Abs. 3
bis 10 sowie § 54 sind in der am 1. Januar 2002
geltenden Fassung anzuwenden; § 53 Abs. 2
Nr. 3 zweite Höchstgrenzenalternative dieses
Gesetzes ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass
an die Stelle der Zahl „71,13“ die Zahl „75“
tritt.“

cc) Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefügt:
„Satz 4 Halbsatz 2 gilt entsprechend für die
Bezüge der entpflichteten Hochschullehrer
sowie für die von den §§ 181a und 181b des
Bundesbeamtengesetzes in der Fassung vom
28. Juli 1972 (BGBl. I S. 1288) oder entspre-
chenden landesrechtlichen Vorschriften erfass-
ten Versorgungsempfänger.“

b) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Ab dem genannten Zeitpunkt sind § 14a Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 und Abs. 2 Satz 1 bis 3 sowie §§ 53 und
54 dieses Gesetzes anzuwenden; bei der Anwen-
dung von § 56 Abs. 1 Satz 1 in der bis zum 31. De-
zember 1991 geltenden Fassung gilt § 69e Abs. 4
für die Verminderung der Vomhundertsätze entspre-
chend.“

21. § 69a wird wie folgt geändert:
a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. § 22 Abs. 1 Satz 2 und 3, § 42 Satz 2, die §§ 49,
50, 50a, 52, 55 Abs. 1 Satz 7 und Abs. 2 bis 8
sowie die §§ 61, 62 und 69e Abs. 3, 4 und 8
dieses Gesetzes sind anzuwenden. § 14a Abs. 2
Satz 1 bis 3, § 53 Abs. 1, 2 Nr. 1 bis 3 erste
Höchstgrenzenalternative, Abs. 3 bis 10 sowie
§ 54 sind in der am 1. Januar 2002 geltenden

Fassung anzuwenden. § 53 Abs. 2 Nr. 3 zweite
Höchstgrenzenalternative dieses Gesetzes ist
mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die
Stelle der Zahl „71,13“ die Zahl „75“ tritt. Auf
die von § 82 in der bis zum 31. Dezember 1991
geltenden Fassung erfassten Versorgungsfälle
ist § 69e Abs. 3 und 4 nicht anzuwenden.“

b) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
„5. Nummer 1 Satz 2 und 3 ist mit dem Inkraft-

treten der achten auf den 31. Dezember 2002
folgenden Anpassung nach § 70 nicht mehr an-
zuwenden. Ab dem genannten Zeitpunkt sind
§ 14a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 2 Satz 1
bis 3 sowie die §§ 53 und 54 dieses Gesetzes
anzuwenden. Bei der Anwendung von § 56
Abs. 1 Satz 1 in der bis zum 31. Dezember
1991 geltenden Fassung gilt § 69e Abs. 4 für
die Verringerung der Vomhundertsätze entspre-
chend.“

22. Dem § 69c Abs. 5 wird folgender Satz angefügt:
„Mit dem Inkrafttreten der achten auf den 31. Dezem-
ber 2002 folgenden Anpassung nach § 70 gilt Satz 2
mit der Maßgabe, dass in der jeweils anzuwendenden
Fassung des § 56 Abs. 1 an die Stelle der Zahl „1,875“
die Zahl „1,77825“ sowie an die Stelle der Zahl „2,5“
die Zahl „2,371“ tritt.“

23. § 69e wird wie folgt gefasst:
„§ 69e

Übergangsregelungen aus Anlass
des Versorgungsänderungsgesetzes 2001

und des Versorgungsnachhaltigkeitsgesetzes
(1) Die Rechtsverhältnisse der am 1. Januar 2002

vorhandenen Ruhestandsbeamten, entpflichteten Hoch-
schullehrer, Witwen, Waisen und sonstigen Versor-
gungsempfänger regeln sich nach dem bis zum 31. De-
zember 2001 geltenden Recht mit folgenden Maßga-
ben:
1. Die Absätze 3 bis 5 und 8, § 22 Abs. 1 Satz 3, § 42

Satz 2, die §§ 49 bis 50a, 50b, 50d, 50e, 52, 55 Abs. 1
Satz 3 bis 7 sowie die §§ 61, 62 und 85 Abs. 11 dieses
Gesetzes sind anzuwenden. Artikel 11 des Gesetzes
zur Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes, des
Soldatenversorgungsgesetzes sowie sonstiger versor-
gungsrechtlicher Vorschriften vom 20. September
1994 (BGBl. I S. 2442) bleibt unberührt.

2. § 14a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 2 Satz 1 bis 3,
§ 53 Abs. 1, 2 Nr. 1 bis 3 erste Höchstgrenzenalter-
native, Abs. 3 bis 10 sowie § 54 sind in der am 1. Ja-
nuar 2002 geltenden Fassung anzuwenden. § 14a
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und § 50e Abs. 1 dieses Geset-
zes sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die
Stelle der Zahl „66,39“ jeweils die Zahl „70“ tritt.
§ 53 Abs. 2 Nr. 3 zweite Höchstgrenzenalternative
dieses Gesetzes ist mit der Maßgabe anzuwenden,
dass an die Stelle der Zahl „71,13“ die Zahl „75“
tritt. Die Sätze 1 bis 3 sind mit dem Inkrafttreten der
achten auf den 31. Dezember 2002 folgenden An-
passung nach § 70 nicht mehr anzuwenden. Ab dem
genannten Zeitpunkt sind § 14a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
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und Abs. 2 Satz 1 bis 3 sowie die §§ 53 und 54 die-
ses Gesetzes anzuwenden.

3. Mit dem Inkrafttreten der achten auf den 31. De-
zember 2002 folgenden Anpassung nach § 70 ist
§ 56 Abs. 1 und 6 in der bis zum 31. Dezember 2001
geltenden Fassung mit der Maßgabe anzuwenden,
dass an die Stelle der Zahl „1,875“ die Zahl
„1,77825“ sowie an die Stelle der Zahl „2,5“ die
Zahl „2,371“ tritt. § 69c Abs. 5 bleibt unberührt.

(2) Auf Versorgungsfälle, die nach dem 31. Dezem-
ber 2001 eintreten, sind § 14 Abs. 1 und 6, § 14a Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 und Abs. 2, § 47a Abs. 1, die §§ 50e und
53 Abs. 2 Nr. 3 erste Höchstgrenzenalternative, § 54
Abs. 2 sowie § 66 Abs. 2 und 8 in der bis zum 31. De-
zember 2002 geltenden Fassung anzuwenden. § 50e
Abs. 1 dieses Gesetzes ist mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass an die Stelle der Zahl „66,39“ jeweils die Zahl
„70“ tritt. § 53 Abs. 2 Nr. 3 zweite Höchstgrenzenalter-
native dieses Gesetzes ist mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass an die Stelle der Zahl „71,13“ die Zahl „75“
tritt. § 56 Abs. 1 und 6 dieses Gesetzes ist mit der
Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der Zahl
„1,77825“ die Zahl „1,875“ sowie an die Stelle der
Zahl „2,371“ die Zahl „2,5“ tritt. Die Sätze 1 bis 4 sind
mit dem Inkrafttreten der achten auf den 31. Dezember
2002 folgenden Anpassung nach § 70 nicht mehr anzu-
wenden.

(3) Ab der ersten auf den 31. Dezember 2002 folgen-
den Anpassung nach § 70 werden die der Berechnung
der Versorgungsbezüge zugrunde liegenden ruhegehalt-
fähigen Dienstbezüge bis zur siebten Anpassung nach
§ 70 durch einen Anpassungsfaktor nach Maßgabe der
folgenden Tabelle vermindert:

Dies gilt nicht für das Ruhegehalt, das durch An-
wendung des § 14 Abs. 4 Satz 1 und 2 ermittelt ist, und
für die Bezüge der entpflichteten Hochschullehrer im
Sinne des § 91 Abs. 2 Nr. 1. Für Versorgungsbezüge,
deren Berechnung ein Ortszuschlag nach dem Bundes-
besoldungsgesetz in der bis zum 30. Juni 1997 gelten-
den Fassung nicht zugrunde liegt, und für Versorgungs-
bezüge, die in festen Beträgen festgesetzt sind, sowie
bei der Anwendung von Ruhensvorschriften (§§ 53
bis 56) gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend. Zu
den ruhegehaltfähigen Dienstbezügen im Sinne des
Satzes 1 gehören auch die Anpassungszuschläge, der
Strukturausgleich sowie Erhöhungszuschläge nach den

Artikeln 5 und 6 des Siebenten Gesetzes zur Änderung
des Bundesbesoldungsgesetzes vom 15. April 1970
(BGBl. I S. 339) und entsprechendem Landesrecht. Für
die von den Erhöhungen 2003/2004 nach § 71 aus-
genommenen Versorgungsempfänger beginnt die Ver-
minderung nach Satz 1 am 1. Januar 2005 mit dem
dritten Anpassungsfaktor.

(4) In Versorgungsfällen, die vor der achten auf den
31. Dezember 2002 folgenden Anpassung nach § 70
eingetreten sind, wird der den Versorgungsbezügen zu-
grunde liegende Ruhegehaltssatz mit dem Inkrafttreten
und vor dem Vollzug der achten Anpassung nach § 70
mit dem Faktor 0,9484 vervielfältigt; § 14 Abs. 1 Satz 2
und 3 ist anzuwenden. Der nach Satz 1 verminderte
Ruhegehaltssatz gilt als neu festgesetzt. Er ist ab dem
Tag der achten Anpassung nach § 70 der Berechnung
der Versorgungsbezüge zugrunde zu legen.

(5) Die Wirkungen der Minderungen der der Berech-
nung der Versorgungsbezüge zugrunde liegenden ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge sind nach der siebten und
vor der achten auf den 31. Dezember 2002 folgenden
Anpassung nach § 70 unter Berücksichtigung der allge-
meinen Entwicklung der Alterssicherungssysteme und
der Situation in den öffentlich-rechtlichen Versorgungs-
systemen sowie der Entwicklung der allgemeinen wirt-
schaftlichen und finanziellen Verhältnisse zu prüfen.

(6) Für die Verteilung der Versorgungslasten bei Be-
amten und Richtern, die vor dem 1. Januar 2002 in den
Dienst eines anderen Dienstherrn übernommen worden
sind, gilt § 107b Abs. 1 in der bis zum 31. Dezember
2001 geltenden Fassung.

(7) § 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 ist in der bis zum 31. De-
zember 2001 geltenden Fassung anzuwenden, wenn die
Ehe vor dem 1. Januar 2002 geschlossen wurde. § 20
Abs. 1 Satz 1 ist in der bis zum 31. Dezember 2001
geltenden Fassung anzuwenden, wenn die Ehe vor dem
1. Januar 2002 geschlossen wurde und mindestens ein
Ehegatte vor dem 2. Januar 1962 geboren ist. § 50c ist
in diesen Fällen nicht anzuwenden.

(8) In den Fällen des § 36 Abs. 1 gelten unbeschadet
des § 85 der § 14 Abs. 1 Satz 1 und § 66 Abs. 2 in der
bis zum 31. Dezember 2002 geltenden Fassung. In den
Fällen des Satzes 1 sowie des § 37 sind die Absätze 3
bis 5 sowie § 85 Abs. 11 nicht anzuwenden.

(9) Auf Versorgungsfälle, die vor dem … [einsetzen:
Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] eingetreten sind,
ist § 53 Abs. 7 Satz 3 mit der Maßgabe anzuwenden,
dass Aufwandsentschädigungen unbeachtlich ihrer
Steuerpflicht nicht als Erwerbseinkommen gelten, so-
lange die am … [einsetzen: Tag des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes] ausgeübte Tätigkeit andauert. Satz 1 gilt
nicht für gelegentliche Tätigkeiten sowie im Falle der
Verlängerung einer am … [einsetzen: Tag des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes] ausgeübte Tätigkeit.

(10) Auf Versorgungsfälle, die vor dem … [einset-
zen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] eingetreten
sind, ist § 55 Abs. 1 Satz 2 in der bis zum … [einsetzen:
Tag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes] geltenden Fas-
sung anzuwenden. Auf Versorgungsfälle, die nach dem
… [einsetzen: Tag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes]

Anpassung nach dem
31. 12. 2002 Anpassungsfaktor

1. 0,99458

2. 0,98917

3. 0,98375

4. 0,976578

5. 0,969458

6. 0,962390

7. 0,955374
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eintreten, ist § 55 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 mit der Maßgabe
anzuwenden, dass der Teil der Rente nach dem Gesetz
über die Alterssicherung der Landwirte außer Ansatz
bleibt, der auf rentenrechtlichen Zeiten beruht, die bis
zum … [einsetzen: Tag vor Inkrafttreten dieses Geset-
zes] in der Alterssicherung der Landwirte erworben
wurden.“

24. Nach § 69e wird folgender § 69f eingefügt:

„§ 69f
Übergangsregelungen aus Anlass der Änderungen

zur Berücksichtigung von Hochschulausbildungszeiten
in der Beamtenversorgung

(1) Auf Versorgungsfälle, die vor dem 1. Januar
2006 eingetreten sind, sind § 12 Abs. 1 Satz 1 und § 66
Abs. 9 Satz 1 in der bis zum 31. Dezember 2005 gelten-
den Fassung anzuwenden.

(2) Für Versorgungsfälle, die nach dem 31. Dezem-
ber 2005 eingetreten sind, vermindert sich die Höchst-
grenze der nach § 12 Abs. 1 Satz 1 und § 66 Abs. 9
Satz 1 in der bis zum 31. Dezember 2005 geltenden
Fassung als ruhegehaltfähig berücksichtigungsfähigen
Zeit einer Hochschulausbildung einschließlich Prü-
fungszeit nach Maßgabe der folgenden Tabelle:

25. Dem § 85 Abs. 6 wird folgender Satz angefügt:
„§ 14 Abs. 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.“

26. In § 91 Abs. 2 Nr. 3 wird nach Satz 1 folgender Satz
eingefügt:
„§ 69e Abs. 3 bis 5 ist anzuwenden.“

27. Dem § 107b wird folgender Absatz angefügt:
„(6) Erwirbt ein Ruhestandsbeamter oder Richter im

Ruhestand durch Begründung eines Beamtenverhältnis-
ses mit einem weiteren Dienstherrn einen Versorgungs-
anspruch, erstattet der frühere Dienstherr dem neuen
Dienstherrn die Versorgungsbezüge in dem Umfang, in
dem die beim früheren Dienstherrn entstandenen Ver-

Zeitpunkt
der Versetzung

in den Ruhestand
vor dem …

Umfang der Verminderung
der Höchstgrenze der nach
§ 12 Abs. 1 Satz 1 und § 66
Abs. 9 Satz 1 in der bis zum

31. Dezember 2005 geltenden
Fassung berücksichtigungs-

fähigen Zeit einer Hochschul-
ausbildung in … Tagen

1. 2. 2006 5

1. 3. 2006 10

1. 4. 2006 15

1. 5. 2006 20

1. 6. 2006 25

1. 7. 2006 30

1. 8. 2006 35

1. 9. 2006 40

1. 10. 2006 45

1. 11. 2006 50

1. 12. 2006 55

1. 1. 2007 60

1. 2. 2007 65

1. 3. 2007 70

1. 4. 2007 75

1. 5. 2007 80

1. 6. 2007 85

1. 7. 2007 90

1. 8. 2007 95

1. 9. 2007 100

1. 10. 2007 105

1. 11. 2007 110

1. 12. 2007 115

1. 1. 2008 120

1. 2. 2008 125

1. 3. 2008 130

1. 4. 2008 135

1. 5. 2008 140

1. 6. 2008 145

1. 7. 2008 150

1. 8. 2008 155

1. 9. 2008 160

1. 10. 2008 165

1. 11. 2008 170

1. 12. 2008 175

1. 1. 2009 180

1. 2. 2009 185

1. 3. 2009 190

1. 4. 2009 195

1. 5. 2009 200

1. 6. 2009 205

1. 7. 2009 210

1. 8. 2009 215

1. 9. 2009 220

1. 10. 2009 225

1. 11. 2009 230

1. 12. 2009 235

1. 1. 2010 240 “
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sorgungsansprüche infolge der Ruhensvorschrift des
§ 54 nicht zur Auszahlung gelangen.“

Artikel 2
Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes

Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. April 2002 (BGBl. I S. 1258, 1909),
zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 92b wird wie folgt gefasst:
„4b. Verteilung der Versorgungslasten . . . . § 92b“.

b) Die Angabe zu § 97 wird wie folgt gefasst:
„9. Übergangsregelungen aus Anlass des

Versorgungsänderungsgesetzes 2001
und des Versorgungsnachhaltigkeits-
gesetzes  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . § 97“.

c) Der Angabe zu § 98 wird folgende Angabe angefügt:
„11. Übergangsregelungen aus Anlass der

Änderungen zur Berücksichtigung von
Hochschulausbildungszeiten in der
Soldatenversorgung  . . . . . . . . . . . . . . . § 99“.

2. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 25 des Berufs-
bildungsgesetzes“ durch die Angabe „§ 4 des
Berufsbildungsgesetzes“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden die Angabe „§§ 46, 81
und 95“ durch die Angabe „§§ 53, 54 und 56“
und die Angabe „§§ 42, 45, 51a und 122“ durch
die Angabe „§§ 42, 42a, 42c, 45, 51a und 122“
ersetzt.

b) In Absatz 11 Satz 2 wird die Angabe „§ 11 Abs. 2
Satz 2“ durch die Angabe „§ 11 Abs. 2 Satz 3“
ersetzt.

3. In § 11a Abs. 2 wird die Angabe „§ 11 Abs. 5 Satz 2
und 3“ durch die Angabe „§ 11 Abs. 6 Satz 2 und 3“
ersetzt.

4. § 12 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 6 wird die Angabe „§ 11 Abs. 4“ durch die

Angabe „§ 11 Abs. 5“ ersetzt.
b) In Absatz 7 Satz 1 wird die Angabe „§ 11 Abs. 5

Satz 2“ durch die Angabe „§ 11 Abs. 6 Satz 2“ er-
setzt.

5. § 14 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

„6. Unterschiedsbetrag nach § 47 Abs. 1 Satz 2
und 3,“.

b) In Nummer 9 wird der Punkt durch ein Komma
ersetzt und folgende Nummer 10 angefügt:
„10. Einmalzahlungen nach § 89b dieses Gesetzes in

Verbindung mit Abschnitt XI des Beamtenver-
sorgungsgesetzes.“

6. § 23 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „die Zeit einer

Fachschul- oder Hochschulausbildung einschließlich
der Prüfungszeit bis zu drei Jahren“ durch die An-
gabe „die Zeit einer Fachschulausbildung einschließ-
lich der Prüfungszeit bis zu 1 095 Tagen und die Zeit
einer Hochschulausbildung einschließlich der Prü-
fungszeit bis zu 855 Tagen, insgesamt höchstens bis
zu 1 095 Tagen“ ersetzt.

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Soldatenver-

hältnisses“ die Wörter „von insgesamt länger als
zwölf Monaten“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „sowie für sonstige
Freistellungen bis zu insgesamt zwölf Monaten“
gestrichen.

7. § 26 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Zahl „1,79375“ durch

die Zahl „1,77825“ und die Zahl „71,75“ durch die
Zahl „71,13“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Zahl „71,75“ durch die
Zahl „71,13“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird die Zahl „12,55625“ durch die

Zahl „12,44775“ ersetzt.
bb) In Satz 2 wird die Zahl „1,79375“ durch die Zahl

„1,77825“ ersetzt.
d) In Absatz 4 Satz 1 wird die Zahl „16,86131“ durch

die Zahl „16,71569“ ersetzt.
e) Absatz 8 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Übersteigt beim Zusammentreffen von Min-
destversorgung nach Absatz 7 mit einer Rente
nach Anwendung des § 55a die Versorgung das
Ruhegehalt nach den Absätzen 1 bis 4 und 10,
ruht die Versorgung bis zur Höhe des Unter-
schieds zwischen diesem Ruhegehalt und der
Mindestversorgung; in den von § 94b erfassten
Fällen tritt das nach dieser Vorschrift maßgebli-
che und gegebenenfalls nach Absatz 10 vermin-
derte Ruhegehalt an die Stelle des Ruhegehalts
nach den Absätzen 1 bis 4 und 10.“

bb) In Satz 4 wird die Angabe „1 bis 4“ durch die
Angabe „1 bis 4 und 10“ ersetzt.

f) In Absatz 9 Satz 1 wird die Zahl „71,75“ durch die
Zahl „71,13“ ersetzt.

8. § 26a wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 3 wird die Zahl „66,97“ durch die
Zahl „66,39“ ersetzt.

bb) In Nummer 4 wird die Angabe „325 Euro“ durch
die Angabe „den Betrag in Höhe eines Siebtels
der monatlichen Bezugsgröße (§ 18 Abs. 1 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch)“ ersetzt.
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b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Zahl „0,95667“ durch
die Zahl „0,9484“ und die Zahl „66,97“ durch die
Zahl „66,39“ ersetzt.

9. § 27 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 wird das Wort „Tätigkei-

ten“ durch das Wort „Nebentätigkeiten“ ersetzt.
b) Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Als Krankheiten im Sinne der Sätze 1 und 2 wer-
den die in der Anlage zur Berufskrankheiten-Ver-
ordnung vom 31. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2623) in
der jeweils geltenden Fassung genannten Krank-
heiten mit den dort im Einzelnen bezeichneten Maß-
gaben bestimmt.“

10. § 38 Abs. 4 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 3 wird die Angabe „325 Euro“ durch die

Angabe „einen Betrag in Höhe eines Siebtels der
monatlichen Bezugsgröße (§ 18 Abs. 1 des Vierten
Buches Sozialgesetzbuch)“ ersetzt.

b) In Satz 4 wird die Angabe „§ 53 Abs. 3 und 4“
durch die Angabe „§ 47 Abs. 3“ ersetzt.

11. In § 42 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 11 Abs. 5
Satz 2“ durch die Angabe „§ 11 Abs. 6 Satz 2“ ersetzt.

12. In § 44 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 11 Abs. 5
Satz 2 oder 3“ durch die Angabe „§ 11 Abs. 6 Satz 2
oder 3“ ersetzt.

13. In § 45 Abs. 1 Nr. 3 wird in der Klammer die Angabe
„§ 11 Abs. 5 Satz 2 und 3“ durch die Angabe „§ 11
Abs. 6 Satz 2 und 3“ ersetzt.

14. In § 47 Abs. 1 Satz 1 wird in der Klammer die Angabe
„§ 11 Abs. 2 Satz 5“ durch die Angabe „§ 11 Abs. 3
Satz 2“ ersetzt.

15. § 49 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) § 118 Abs. 3 bis 5 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.“

b) Absatz 5 wird aufgehoben.
16. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Nr. 3 wird wie folgt geändert:
aa) Die Zahl „71,75“ wird durch die Zahl „71,13“

ersetzt.
bb) Nach den Wörtern „in Höhe“ wird die Angabe

„von 71,13 vom Hundert“ eingefügt.
cc) Die Angabe „325 Euro“ wird durch die Angabe

„des Betrages in Höhe eines Siebtels der monat-
lichen Bezugsgröße (§ 18 Abs. 1 des Vierten
Buches Sozialgesetzbuch)“ ersetzt.

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Erwerbseinkommen sind Einkünfte aus einer
Beschäftigung oder Tätigkeit aus nichtselbstän-
diger Arbeit einschließlich Abfindungen, aus
selbständiger Arbeit, aus Gewerbebetrieb und
aus Land- und Forstwirtschaft.“

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Als Erwerbseinkommen gilt auch der Gewinn
aus Kapitalgesellschaften, in denen der Versor-
gungsberechtigte ohne oder ohne angemessene
Vergütung tätig ist, soweit der Gewinn auf die
Tätigkeit entfällt; im Übrigen bleiben Einkünfte
aus Kapitalvermögen unberücksichtigt.“

cc) Der neue Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Nicht als Erwerbseinkommen gelten steuer-
freie Aufwandsentschädigungen, anerkannte
Betriebsausgaben und Werbungskosten nach
dem Einkommensteuergesetz, Jubiläumszu-
wendungen, steuerfreie Einnahmen für Leistun-
gen zur Grundpflege oder hauswirtschaftlichen
Versorgung sowie Einkünfte aus Tätigkeiten,
die nach Art und Umfang Nebentätigkeiten im
Sinne des § 20 Abs. 6 Nr. 3 des Soldatengeset-
zes entsprechen.“

17. In § 55 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 sowie Satz 3 und 5 wird
jeweils die Zahl „71,75“ durch die Zahl „71,13“ ersetzt.

18. § 55a Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 ein-
gefügt:
„4. Renten nach dem Gesetz über die Alters-

sicherung der Landwirte.“
bb) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5.

b) In Satz 7 wird nach der Angabe „§ 1 des Gesetzes
zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich
beruhen,“ die Angabe „sowie Zuschläge oder Ab-
schläge beim Rentensplitting unter Ehegatten nach
§ 76c des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch“ ein-
gefügt.

19. § 55b wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Zahl „1,79375“ durch

die Zahl „1,77825“ und die Zahl „2,39167“ durch
die Zahl „2,371“ ersetzt.

b) In Absatz 3 werden die Wörter „diese im Monat De-
zember nicht zu verdoppeln sind“ durch die Angabe
„§ 47 Abs. 4 Satz 2 nicht anzuwenden ist“ ersetzt.

c) In Absatz 7 Satz 3 Nr. 1 wird die Zahl „1,79375“
durch die Zahl „1,77825“ ersetzt.

d) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 angefügt:
„(8) Der sich bei Anwendung der Absätze 1 bis 7

ergebende Ruhensbetrag ist von den nach Anwen-
dung der §§ 53 bis 55a verbleibenden Versorgungs-
bezügen abzuziehen.“

20. In § 59 Abs. 4 wird die Angabe „§ 11 Abs. 5 Satz 2“
durch die Angabe „§ 11 Abs. 6 Satz 2“ ersetzt.

21. § 60 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:
„2. den Bezug von Versorgungskrankengeld (§ 11

Abs. 7) und den Bezug und jede Änderung von
Einkünften nach § 11 Abs. 3 Satz 4 und den §§ 22
und 26 Abs. 8 sowie den §§ 26a, 37 und 43 und
den §§ 53 bis 55b und § 59 Abs. 2,“.
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22. In § 63g Satz 1 werden nach der Angabe „§ 63c Abs. 1“
die Wörter „oder einer Verwendung im öffentlichen
Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen
Einrichtung“ eingefügt.

23. In § 70 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „nach Maß-
gabe dieses Gesetzes“ gestrichen.

24. § 72 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 26 Abs. 7“
durch die Angabe „§ 26 Abs. 7 Satz 2“ ersetzt.

b) Absatz 4 wird aufgehoben.

25. § 74 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 4 wird die Zahl „66,97“ durch
die Zahl „66,39“ ersetzt.

bbb) In Nummer 5 wird die Angabe „325 Euro“
durch die Angabe „den Betrag in Höhe
eines Siebtels der monatlichen Bezugs-
größe (§ 18 Abs. 1 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch)“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Zahl „66,97“ durch die Zahl
„66,39“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 wird die Angabe „über
durchschnittlich im Monat 325 Euro hinaus be-
zieht,“ durch die Angabe „bezieht, das durchschnitt-
lich im Monat den Betrag eines Siebtels der monat-
lichen Bezugsgröße (§ 18 Abs. 1 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch) übersteigt,“ ersetzt.

26. § 91a Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) § 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 des Beam-
tenversorgungsgesetzes gilt entsprechend.“

27. Die Überschrift nach § 92a wird wie folgt gefasst:

„4b. Verteilung der Versorgungslasten“.

28. § 92b wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt:

„(2) Erwirbt ein Soldat im Ruhestand durch Be-
gründung eines Beamtenverhältnisses mit einem
weiteren Dienstherrn einen Versorgungsanspruch,
ist § 107b Abs. 6 des Beamtenversorgungsgesetzes
mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass
die Ruhensvorschrift des § 55 dieses Gesetzes an
die Stelle des § 54 des Beamtenversorgungsgesetzes
tritt.“

29. § 94 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Die §§ 1a, 17 Abs. 2 Satz 2, die §§ 45 bis 49,
55a Abs. 1 Satz 7, Abs. 2 bis 7, die §§ 55c
bis 56, 58 Abs. 2, die §§ 59 bis 61, 70, 89b, 97
Abs. 3 und 4 sowie § 43 dieses Gesetzes in Ver-
bindung mit § 22 Abs. 1 Satz 2 und 3 und § 42

Satz 2 des Beamtenversorgungsgesetzes sind
anzuwenden.“

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 26a Abs. 2 Satz 1 und 2, § 53 Abs. 1 und 2
Nr. 1 bis 3 erste Höchstgrenzenalternative so-
wie die Absätze 3 bis 8 und § 55 sind in der am
1. Januar 2002 geltenden Fassung anzuwenden;
§ 53 Abs. 2 Nr. 3 zweite Höchstgrenzenalterna-
tive dieses Gesetzes ist mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass an die Stelle der Zahl „71,13“ die
Zahl „75“ tritt.“

cc) Satz 5 wird wie folgt gefasst:

„Satz 4 Halbsatz 2 gilt entsprechend für die von
den §§ 77a und 77b in der bis 31. Dezember
1991 geltenden Fassung erfassten Versorgungs-
empfänger.“

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Absatz 1 Nr. 2 Satz 3 ist mit dem Inkrafttre-
ten der achten auf den 31. Dezember 2002 folgen-
den Anpassung nach § 89 dieses Gesetzes in Verbin-
dung mit § 70 des Beamtenversorgungsgesetzes
nicht mehr anzuwenden. Ab dem genannten Zeit-
punkt sind § 26a Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Satz 1
und 2 sowie § 53 Abs. 1 bis 8 und § 55 dieses Ge-
setzes anzuwenden; bei der Anwendung von § 55b
Abs. 1 Satz 1 in der bis zum 31. Dezember 1991
geltenden Fassung gilt § 97 Abs. 4 für die Vermin-
derung der Vomhundertsätze entsprechend.“

30. § 94a wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. Die §§ 46, 47, 49, 55a Abs. 1 Satz 7, Abs. 2 bis
7, die §§ 59, 60, 70, 97 Abs. 3, 4 und 7 sowie
§ 43 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 22
Abs. 1 Satz 2 und 3 und § 42 Satz 2 des Be-
amtenversorgungsgesetzes sind anzuwenden.
§ 26a Abs. 2 Satz 1 und 2, § 53 Abs. 1 und 2
Nr. 1 bis 3 erste Höchstgrenzenalternative so-
wie die Absätze 3 bis 8 und § 55 sind in der am
1. Januar 2002 geltenden Fassung anzuwenden;
§ 53 Abs. 2 Nr. 3 zweite Höchstgrenzenalterna-
tive dieses Gesetzes ist mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass an die Stelle der Zahl „71,13“ die
Zahl „75“ tritt. Auf die von den §§ 77a und 77b
in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden
Fassung erfassten Versorgungsfälle ist § 97
Abs. 3 und 4 nicht anzuwenden.“

b) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

„5. Nummer 1 Satz 2 ist mit dem Inkrafttreten der
achten auf den 31. Dezember 2002 folgenden
Anpassung nach § 89 dieses Gesetzes in Ver-
bindung mit § 70 des Beamtenversorgungs-
gesetzes nicht mehr anzuwenden. Ab dem
genannten Zeitpunkt sind § 26a Abs. 1 Satz 1
Nr. 3 und Abs. 2 Satz 1 und 2 sowie § 53 Abs. 1
bis 8 und § 55 dieses Gesetzes anzuwenden; bei
der Anwendung von § 55b Abs. 1 Satz 1 in der
bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung
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gilt § 97 Abs. 4 für die Verminderung der Vom-
hundertsätze entsprechend.“

31. Dem § 94b Abs. 5 wird folgender Satz angefügt:
„§ 26 Abs. 1 Satz 2 und 4 gilt entsprechend.“

32. Dem § 96 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt:
„Mit dem Inkrafttreten der achten auf den 31. Dezem-
ber 2002 geltenden Anpassung nach § 89b dieses Ge-
setzes in Verbindung mit § 70 des Beamtenversor-
gungsgesetzes gilt Satz 2 mit der Maßgabe, dass in der
jeweils anzuwendenden Fassung des § 55b Abs. 1 an
die Stelle der Zahl „1,875“ die Zahl „1,77825“ sowie an
die Stelle der Zahl „2,5“ die Zahl „2,371“ tritt.“

33. Nach § 96a werden die Überschrift und § 97 wie folgt
gefasst:

„9. Übergangsregelungen aus Anlass
des Versorgungsänderungsgesetzes 2001

und des Versorgungsnachhaltigkeitsgesetzes
§ 97

(1) Die Rechtsverhältnisse der am 1. Januar 2002
vorhandenen Soldaten im Ruhestand, Witwen, Waisen
und sonstigen Versorgungsempfänger regeln sich nach
dem bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Recht mit
folgenden Maßgaben:
1. Die Absätze 3 bis 5 und 7, die §§ 13a, 13b, 46, 47,

49, 55a Abs. 1 Satz 3 bis 7, die §§ 59, 60, 70, 71, 73,
74 und 94b Abs. 9 sowie § 43 dieses Gesetzes in
Verbindung mit § 22 Abs. 1 Satz 3 und § 42 Satz 2
des Beamtenversorgungsgesetzes sind anzuwenden.
Artikel 11 des Gesetzes zur Änderung des Beam-
tenversorgungsgesetzes, des Soldatenversorgungs-
gesetzes sowie sonstiger versorgungsrechtlicher
Vorschriften vom 20. September 1994 (BGBl. I
S. 2442) bleibt unberührt.

2. § 26a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 2 Satz 1 und 2
sowie § 53 Abs. 1 und 2 Nr. 1 bis 3 erste Höchst-
grenzenalternative sowie die Absätze 3 bis 8 und
§ 55 sind in der am 1. Januar 2002 geltenden Fas-
sung anzuwenden; § 53 Abs. 2 Nr. 3 zweite Höchst-
grenzenalternative dieses Gesetzes ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass an die Stelle der Zahl
„71,13“ die Zahl „75“ tritt. § 26a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
und § 74 Abs. 1 sind mit der Maßgabe anzuwenden,
dass an die Stelle der Zahl „66,39“ jeweils die Zahl
„70“ tritt; § 55 ist in der am 1. Januar 2003 gelten-
den Fassung mit der Maßgabe anzuwenden, dass an
die Stelle der Zahl „71,13“ jeweils die Zahl „75“
tritt. Die Sätze 1 und 2 sind mit dem Inkrafttreten
der achten auf den 31. Dezember 2002 folgenden
Anpassung nach § 89b dieses Gesetzes in Verbin-
dung mit § 70 des Beamtenversorgungsgesetzes
nicht mehr anzuwenden. Ab dem genannten Zeit-
punkt sind § 26a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 2 Satz
1 und 2, § 53 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 bis 8 und § 55
dieses Gesetzes anzuwenden.

3. Mit dem Inkrafttreten der achten auf den 31. De-
zember 2002 folgenden Anpassung nach § 89b die-
ses Gesetzes in Verbindung mit § 70 des Beamten-
versorgungsgesetzes ist § 55b Abs. 1 und 7 in der

bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Fassung mit
der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der
Zahl „1,875“ die Zahl „1,77825“ sowie an die Stelle
der Zahl „2,5“ die Zahl „2,371“ tritt. § 96 Abs. 5
bleibt unberührt.

(2) Auf Versorgungsfälle, die nach dem 31. Dezem-
ber 2001 eintreten, sind § 26 Abs. 1 bis 4 und 9, § 26a
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 2 Satz 1 und 2, § 53 Abs. 2
Nr. 3 erste Höchstgrenzenalternative, § 55 Abs. 2 sowie
§ 74 in der bis zum 31. Dezember 2002 geltenden
Fassung anzuwenden; § 26a Abs. 2 Satz 3 ist in der am
1. Januar 2003 geltenden Fassung anzuwenden, § 53
Abs. 2 Nr. 3 zweite Höchstgrenzenalternative dieses
Gesetzes ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die
Stelle der Zahl „71,13“ die Zahl „75“ tritt. § 55b Abs. 1
und 6 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die
Stelle der Zahl „1,77825“ die Zahl „1,875“ sowie an die
Stelle der Zahl „2,371“ die Zahl „2,5“ tritt. § 74 Abs. 1
ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der
Zahl „66,39“ jeweils die Zahl „70“ tritt. Die Sätze 1 bis
3 sind mit dem Inkrafttreten der achten auf den 31. De-
zember 2002 folgenden Anpassung nach § 89b dieses
Gesetzes in Verbindung mit § 70 des Beamtenversor-
gungsgesetzes nicht mehr anzuwenden.

(3) Ab der ersten auf den 31. Dezember 2002 folgen-
den Anpassung nach § 89b dieses Gesetzes in Verbin-
dung mit § 70 des Beamtenversorgungsgesetzes werden
die der Berechnung der Versorgungsbezüge zugrunde
liegenden ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zur sieb-
ten Anpassung nach § 89b dieses Gesetzes in Verbin-
dung mit § 70 des Beamtenversorgungsgesetzes durch
einen Anpassungsfaktor nach Maßgabe der folgenden
Tabelle vermindert:

Dies gilt nicht für das Ruhegehalt, das durch Anwen-
dung des § 26 Abs. 7 Satz 1 und 2 ermittelt ist. Bei der
Anwendung von Ruhensvorschriften (§§ 53 bis 55b)
gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend. Zu den ruhege-
haltfähigen Dienstbezügen im Sinne des Satzes 1 gehö-
ren auch die Anpassungszuschläge, der Strukturaus-
gleich sowie Erhöhungszuschläge nach den Artikeln 5
und 6 des Siebenten Gesetzes zur Änderung des Bun-
desbesoldungsgesetzes vom 15. April 1970 (BGBl. I
S. 339).

(4) In Versorgungsfällen, die vor der achten auf den
31. Dezember 2002 folgenden Anpassung nach § 89b
dieses Gesetzes in Verbindung mit § 70 des Beamten-

Anpassung nach dem
31. 12. 2002 Anpassungsfaktor

1. 0,99458

2. 0,98917

3. 0,98375

4. 0,976578

5. 0,969458

6. 0,962390

7. 0,955374
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versorgungsgesetzes eingetreten sind, wird der den Ver-
sorgungsbezügen zugrunde liegende Ruhegehaltssatz
mit dem Inkrafttreten und vor dem Vollzug der achten
Anpassung nach § 89b dieses Gesetzes in Verbindung
mit § 70 des Beamtenversorgungsgesetzes mit dem
Faktor 0,9484 vervielfältigt; § 26 Abs. 1 Satz 2 ist an-
zuwenden. Satz 1 gilt nicht für Versorgungsbezüge, die
unter Anwendung des § 26 Abs. 7 Satz 1 und 2 festge-
setzt sind. Der nach Satz 1 verminderte Ruhegehaltssatz
gilt als neu festgesetzt. Er ist ab dem Tag der achten
Anpassung nach § 89b dieses Gesetzes in Verbindung
mit § 70 des Beamtenversorgungsgesetzes der Berech-
nung der Versorgungsbezüge zugrunde zu legen.

(5) Die Wirkungen der Minderungen der der Be-
rechnung der Versorgungsbezüge zugrunde liegenden
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge sind nach der siebten
und vor der achten auf den 31. Dezember 2002 fol-
genden Anpassung nach § 89b dieses Gesetzes in Ver-
bindung mit § 70 des Beamtenversorgungsgesetzes
unter Berücksichtigung der allgemeinen Entwicklung
der Alterssicherungssysteme und der Situation in den
öffentlich-rechtlichen Versorgungssystemen sowie der
Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und
finanziellen Verhältnisse zu prüfen.

(6) § 43 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 19
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes ist
in der bis zum 31. Dezember 2001 geltenden Fassung
anzuwenden, wenn die Ehe vor dem 1. Januar 2002 ge-
schlossen wurde. § 43 dieses Gesetzes in Verbindung
mit § 20 Abs. 1 Satz 1 des Beamtenversorgungsgeset-
zes ist in der bis zum 31. Dezember 2001 geltenden
Fassung anzuwenden, wenn die Ehe vor dem 1. Januar
2002 geschlossen wurde und mindestens ein Ehegatte
vor dem 2. Januar 1962 geboren ist. § 72 ist in diesen
Fällen nicht anzuwenden.

(7) Für die Anwendung des § 27 Abs. 1 dieses Ge-
setzes in Verbindung mit § 36 Abs. 3 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes gilt unbeschadet des § 94b der § 26
Abs. 1 Satz 1 in der bis zum 31. Dezember 2002 gelten-
den Fassung. In den Fällen des Satzes 1 sowie des § 27
Abs. 1 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 37 des
Beamtenversorgungsgesetzes sind die Absätze 3 bis 5
sowie § 94b Abs. 9 nicht anzuwenden.

(8) § 38 Abs. 4 ist mit folgenden Maßgaben anzu-
wenden:

1. Für Zurruhesetzungen in der Zeit bis zum 31. De-
zember 2009 treten an die Stelle des jährlichen Er-
höhungsbetrages von 528 Euro für die Kalender-
jahre bis 2009 die aus der folgenden Tabelle ersicht-
lichen Beträge:

2. Berufssoldaten, die nach § 1 des Personalanpas-
sungsgesetzes (Artikel 4 des Bundeswehrneuaus-
richtungsgesetzes) in den Ruhestand versetzt wer-
den, sind für die Berechnung des Erhöhungsbetrages
so zu behandeln, als wären sie zum frühestmög-
lichen Zeitpunkt wegen Überschreitens der für sie
jeweils geltenden Altersgrenze in den Ruhestand
versetzt worden.

(9) Für die Verteilung der Versorgungslasten bei Be-
rufssoldaten, die vor dem 1. Januar 2002 in den Dienst
eines anderen Dienstherrn übernommen worden sind,
gilt § 92b dieses Gesetzes in Verbindung mit § 107b
Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes in der bis
zum 31. Dezember 2001 geltenden Fassung.

(10) Auf Versorgungsfälle, die vor dem … [einset-
zen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] eingetre-
ten sind, ist § 53 Abs. 5 Satz 3 mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass Aufwandsentschädigungen unbeachtlich
ihrer Steuerpflicht nicht als Erwerbseinkommen gel-
ten, solange die am … [einsetzen: Tag des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes] ausgeübte Tätigkeit andauert.
Satz 1 gilt nicht für gelegentliche Tätigkeiten sowie im
Falle der Verlängerung einer am … [einsetzen: Tag des
Inkrafttretens dieses Gesetzes] ausgeübte Tätigkeit.

(11) Auf Versorgungsfälle, die vor dem … [einset-
zen: Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes] einge-
treten sind, ist § 55a Abs. 1 Satz 2 in der bis zum …
[einsetzen: Tag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes]
geltenden Fassung anzuwenden. Auf Versorgungs-
fälle, die nach dem … [einsetzen: Tag vor Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes] eintreten, ist § 55a Abs. 1 Satz 2
Nr. 4 mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Teil der
Rente nach dem Gesetz über die Alterssicherung der
Landwirte außer Ansatz bleibt, der auf rentenrecht-
lichen Zeiten beruht, die bis zum … [einsetzen: Tag
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes] in der Alterssiche-
rung der Landwirte erworben wurden.“

34. Nach § 98 werden folgende Überschrift und folgender
§ 99 angefügt:

„11. Übergangsregelungen aus Anlass
der Änderungen zur Berücksichtigung

von Hochschulausbildungszeiten
in der Soldatenversorgung

§ 99

(1) Auf Versorgungsfälle, die vor dem 1. Januar
2006 eingetreten sind, ist § 23 Abs. 1 Satz 1 in der bis
zum 31. Dezember 2005 geltenden Fassung anzuwen-
den.

(2) Für Versorgungsfälle, die nach dem 31. Dezem-
ber 2005 eingetreten sind, vermindert sich die Höchst-
grenze der nach § 23 Abs. 1 Satz 1 in der bis zum
31. Dezember 2005 geltenden Fassung als ruhegehalt-
fähig berücksichtigungsfähigen Zeit einer Hochschul-

Kalenderjahr Erhöhungsbetrag

2002 0

2003 66

2004 132

2005 198

2006 264

2007 330

2008 396

2009 462
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ausbildung einschließlich Prüfungszeit nach Maßgabe
der folgenden Tabelle:

Artikel 3
Änderung des Versorgungsrücklagegesetzes

In § 7 Satz 1 des Versorgungsrücklagegesetzes vom
9. Juli 1998 (BGBl. I S. 1800), das zuletzt durch … geän-
dert worden ist, wird die Angabe „ab 1. Januar 2017“ gestri-
chen.

Artikel 4
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020),
zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. In § 8 Abs. 1 Satz 2 wird die Zahl „1,79375“ durch die

Zahl „1,77825“ ersetzt.
2. § 14a Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Den Versorgungsrücklagen beim Bund und bei
den Ländern werden im Zeitraum der ersten bis zur drit-
ten auf den 31. Dezember 2002 folgenden Anpassung
der Besoldung und Versorgung zusätzlich 50 vom
Hundert der Verminderungen der Versorgungsausgaben
durch die Maßnahmen des Versorgungsänderungsge-
setzes 2001 vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3926)
und im Zeitraum ab der vierten bis zur achten auf den
31. Dezember 2002 folgenden Anpassung der Besol-
dung und Versorgung 100 vom Hundert der Verminde-
rungen der Versorgungsausgaben durch die Maßnahmen
des Versorgungsänderungsgesetzes 2001 und des Versor-
gungsnachhaltigkeitsgesetzes vom [einsetzen: Tag des
Inkrafttretens dieses Gesetzes … (BGBl. I S. …)] zuge-
führt.“

Zeitpunkt
der Versetzung

in den Ruhestand
vor dem …

Umfang der Verminderung
der Höchstgrenze der nach

§ 23 Abs. 1 Satz 1 in der bis
zum 31. Dezember 2005

geltenden Fassung berück-
sichtigungsfähigen Zeit

einer Hochschulausbildung
in … Tagen

1. 2. 2006 5

1. 3. 2006 10

1. 4. 2006 15

1. 5. 2006 20

1. 6. 2006 25

1. 7. 2006 30

1. 8. 2006 35

1. 9. 2006 40

1. 10. 2006 45

1. 11. 2006 50

1. 12. 2006 55

1. 1. 2007 60

1. 2. 2007 65

1. 3. 2007 70

1. 4. 2007 75

1. 5. 2007 80

1. 6. 2007 85

1. 7. 2007 90

1. 8. 2007 95

1. 9. 2007 100

1. 10. 2007 105

1. 11. 2007 110

1. 12. 2007 115

1. 1. 2008 120

1. 2. 2008 125

1. 3. 2008 130

1. 4. 2008 135

1. 5. 2008 140

1. 6. 2008 145

1. 7. 2008 150

1. 8. 2008 155

1. 9. 2008 160

1. 10. 2008 165

1. 11. 2008 170

1. 12. 2008 175

1. 1. 2009 180

1. 2. 2009 185

1. 3. 2009 190

1. 4. 2009 195

1. 5. 2009 200

1. 6. 2009 205

1. 7. 2009 210

1. 8. 2009 215

1. 9. 2009 220

1. 10. 2009 225

1. 11. 2009 230

1. 12. 2009 235

1. 1. 2010 240 “
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3. § 73a wird wie folgt geändert:
a) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Für Zeiten ab dem 1. Januar 2003 bis zum … [ein-
setzen: Tag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes] ist der
jeweilige Kürzungssatz nach § 8 Abs. 1 Satz 2 durch
Vervielfältigung von 1,875 vom Hundert mit dem
jeweiligen Anpassungsfaktor nach § 69e Abs. 3 des
Beamtenversorgungsgesetzes zu ermitteln.“

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz angefügt:
„Für Zeiten ab dem … [einsetzen: Tag des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes] ist der Vomhundertsatz des
§ 8 Abs. 1 Satz 2 vervielfältigt mit dem jeweiligen in
§ 69e Abs. 3 und 4 des Beamtenversorgungsgesetzes
genannten Anpassungsfaktor anzuwenden.“

Artikel 5
Änderung des Einkommensteuergesetzes

In § 10a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 des Einkommensteuer-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Ok-
tober 2002 (BGBl. I S. 4210, 2003 I S. 179), das zuletzt
durch … geändert worden ist, werden jeweils nach dem
Wort „Versorgungsrecht“ das Wort „zumindest“ und nach
dem Wort „Beamtenversorgungsgesetzes“ die Angabe „in
der bis zum … [einsetzen: Tag vor Inkrafttreten dieses Ge-
setzes] geltenden Fassung“ eingefügt.

Artikel 6
Änderung der

Beamtenversorgungs-Übergangsverordnung
Die Beamtenversorgungs-Übergangsverordnung in der

Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1993 (BGBl. I
S. 369), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. In § 2 Nr. 9 Satz 1 wird die Angabe „(§ 14 Abs. 1 des

Beamtenversorgungsgesetzes)“ durch die Angabe „(§ 14
Abs. 1 und 3 des Beamtenversorgungsgesetzes)“ ersetzt.

2. In der Anlage zu § 1 Abs. 1 wird die Angabe zu A. Ge-
setze wie folgt gefasst:
„A. Gesetze
1. Bundessonderzahlungsgesetz (BSZG) in der Fassung

der Bekanntmachung vom 28. Februar 2005 (BGBl. I
S. 464).

2. Sonderzahlungsgesetze der Länder.“

Artikel 7
Änderung der

Soldatenversorgungs-Übergangsverordnung
Die Soldatenversorgungs-Übergangsverordnung in der

Fassung der Bekanntmachung vom 24. März 1993 (BGBl. I
S. 378), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. In § 2 Nr. 10 Satz 1 und 4 wird jeweils die Angabe „§ 26

Abs. 1 bis 4“ durch die Angabe „§ 26 Abs. 1 bis 4
und 10“ ersetzt.

2. Die Anlage zu § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) Die Angabe zu A. Gesetze wird wie folgt gefasst:

„Bundessonderzahlungsgesetz (BSZG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 28. Februar 2005
(BGBl. I S. 464).“

b) Die Angabe zu B. Rechtsverordnungen wird wie
folgt gefasst:
„1. Verordnung über die Übertragung von Zustän-

digkeiten auf dem Gebiet der Soldatenversor-
gung im Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums der Verteidigung vom 24. Oktober 2002
(BGBl. I S. 4334), geändert durch …

2. Berufsförderungsverordnung vom …
3. Prüfungsordnung für Bundeswehrfachschulen in

der Fassung der Bekanntmachung vom 25. April
1985 (BGBl. I S. 722).

4. Stellenvorbehaltsverordnung vom 24. August
1999 (BGBl. I S. 1906), geändert durch …

5. Verordnung über die einmalige Unfallentschädi-
gung gemäß § 63 des Soldatenversorgungsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
29. Juni 1977 (BGBl. I S. 1178), zuletzt geändert
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 16. August
2001 (BGBl. I S. 2093).“

Artikel 7a
Änderung des Bundesministergesetzes

Das Bundesministergesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Juli 1971 (BGBl. I S. 1166), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. Dezember 2004
(BGBl. I S. 3390), wird wie folgt geändert:
1. § 15 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „27,74 vom Hundert“
durch die Angabe „27,50 vom Hundert“ und die
Angabe „19,13 vom Hundert“ durch die Angabe
„18,97 vom Hundert“ ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe „2,39167 vom Hundert“
durch die Angabe „2,371 vom Hundert“ und die
Angabe „71,75 vom Hundert“ durch die Angabe
„71,13 vom Hundert“ ersetzt.

2. § 20 wird wie folgt geändert:
a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:

„(2a) Ruhegehalt wird neben Erwerbs- und Er-
werbsersatzeinkommen, das nicht nach Absatz 2
berücksichtigt wird, oder neben Renten nur in der
Höhe gewährt, die sich bei sinngemäßer Anwendung
der §§ 53 und 55 des Beamtenversorgungsgesetzes
ergibt. § 55 des Beamtenversorgungsgesetzes ist mit
der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle der
Höchstgrenze nach § 55 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Be-
amtenversorgungsgesetzes ein sich unter Berücksich-
tigung des Höchstsatzes nach § 15 Abs. 3 Satz 2 er-
gebendes Ruhegehalt tritt; § 21a Abs. 5 Satz 1 sowie
§ 69e Abs. 3 Satz 3 des Beamtenversorgungsgesetzes
gelten entsprechend. Auf das Übergangsgeld nach
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§ 14 ist § 55 des Beamtenversorgungsgesetzes ab
dem zweiten Monat mit der Maßgabe anzuwenden,
dass an die Stelle der Höchstgrenze des § 55 Abs. 2
Satz 1 Nr. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes der
jeweilige Betrag nach § 14 Abs. 3 Satz 1 bzw. der
nach Anwendung des § 14 Abs. 2 Satz 2 sich erge-
bende Betrag tritt. Der sich nach Anwendung der
Sätze 1 und 2 ergebende Ruhensbetrag darf zusam-
men mit dem Anrechnungsbetrag nach § 14 Abs. 6
und dem Ruhensbetrag nach Satz 3 die sich bei An-
wendung der Vorschriften zu berücksichtigenden
Leistungen nicht übersteigen. Die Sätze 1 bis 4 sind
auf Versorgungsfälle anzuwenden, denen ein nach
dem 1. September 2005 erstmalig begründetes öffent-
lich-rechtliches Amtsverhältnis zugrunde liegt.“

b) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe “1 und 2“ durch
die Angabe „1 bis 2a“ ersetzt.

c) In Absatz 5 werden nach dem Wort „Bundesregie-
rung“ die Angabe „ , das Versorgungsbezüge aus
einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis erhält,
das vor dem 2. September 2005 erstmalig begründet
worden ist,“ und nach der Angabe „§ 53a des Beam-
tenversorgungsgesetzes“ die Angabe „in der bis zum
31. Dezember 1998 geltenden Fassung“ eingefügt.

3. In § 21a Abs. 5 Satz 2 wird die Angabe „§ 69e Abs. 3
Satz 1 und 5 und Abs. 4 des Beamtenversorgungsgeset-
zes“ durch die Angabe „§ 69e Abs. 3 Satz 1 und 5 und
Abs. 4 und 5 des Beamtenversorgungsgesetzes“ ersetzt.

Artikel 7b

Gesetz über Einmalzahlungen
in den Jahren 2005 bis 2007

– Einmalzahlungsgesetz 2005
bis 2007 (EzG 2005) –

Kapitel 1
Einmalzahlungen im Bund

§ 1
Empfängerinnen und Empfänger von Dienstbezügen

(1) Empfängerinnen und Empfänger von Dienstbezügen
des Bundes erhalten in den Jahren 2005, 2006 und 2007
jeweils eine Einmalzahlung in Höhe von 300 Euro. Die
Ansprüche entstehen in Teilbeträgen; im Jahr 2005 in drei
Teilbeträgen in Höhe von jeweils 100 Euro und in den Jah-
ren 2006 und 2007 in zwei Teilbeträgen in Höhe von jeweils
150 Euro.

(2) Der Anspruch auf den jeweiligen Teilbetrag entsteht,
wenn jeweils an mindestens einem Tag der jeweils maß-
gebenden Monate Juli, Oktober und Dezember 2005 sowie
April und Juli der Jahre 2006 und 2007 Anspruch auf
Dienstbezüge durch den Bund besteht.

(3) Teilzeitbeschäftigte erhalten den jeweiligen Teil-
betrag der Einmalzahlung entsprechend dem Verhältnis der
ermäßigten zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit.
Maßgebend ist jeweils das Verhältnis am 1. Juli, 1. Oktober
und 1. Dezember 2005 sowie am 1. April und 1. Juli der
Jahre 2006 und 2007.

§ 2
Empfängerinnen und Empfänger von Amtsbezügen
Für Empfängerinnen und Empfänger von Amtsbezügen

aus einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis zum Bund
gilt § 1 entsprechend.

§ 3
Empfängerinnen und Empfänger von Anwärterbezügen

(1) Empfängerinnen und Empfänger von Anwärterbezü-
gen des Bundes erhalten in den Jahren 2005, 2006 und 2007
jeweils eine Einmalzahlung in Höhe von 100 Euro.

(2) Der Anspruch auf die jeweilige Zahlung entsteht,
wenn jeweils an mindestens einem Tag des Monats Juli der
Jahre 2005, 2006 und 2007 Anspruch auf Anwärterbezüge
des Bundes besteht.

§ 4
Zahlung

(1) Der Anspruch auf den jeweiligen Teilbetrag nach den
§§ 1, 2 oder 3 entsteht für die Berechtigten nur einmal.
Beim Zusammentreffen mehrerer Ansprüche nach den
§§ 1, 2 oder 3 sind die jeweiligen Verhältnisse am Ersten
des jeweils maßgebenden Monats entscheidend.

(2) Den Zahlungen nach diesem Gesetz stehen entspre-
chende Leistungen aus einem anderen Rechtsverhältnis im
unmittelbaren oder mittelbaren öffentlichen Dienst gleich,
auch wenn die Regelungen im Einzelnen nicht übereinstim-
men.

(3) Die Einmalzahlungen bleiben bei sonstigen Besol-
dungsleistungen des Bundes unberücksichtigt. Sie sind bei
der Bemessung des Altersteilzeitzuschlags nach der Alters-
teilzeitzuschlagsverordnung zu berücksichtigen.

(4) Bei Berechnungen nach den §§ 1 und 2 sind Bruch-
teile eines Cents unter 0,5 abzurunden und Bruchteile eines
Cents von 0,5 und mehr aufzurunden.

Kapitel 2
Einmalzahlungen in den Ländern

§ 5
Übertragung der Regelungskompetenz

Die Länder werden ermächtigt, jeweils für ihren Bereich
durch Gesetz entsprechende Einmalzahlungen in den Jahren
2005, 2006 und 2007 zu regeln.

Artikel 8
Aufhebung von Rechtsvorschriften

Die Verordnung zur Durchführung des § 27 des Solda-
tenversorgungsgesetzes vom 31. Oktober 1977 (BGBl. I
S. 1957) wird aufgehoben.

Artikel 9
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang
Die auf den Artikeln 6 und 7 beruhenden Teile der dort

geänderten Rechtsverordnungen können auf Grund der je-
weils einschlägigen Ermächtigungen des § 107a des Beam-
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tenversorgungsgesetzes und des § 92a des Soldatenversor-
gungsgesetzes durch Rechtsverordnung geändert werden.

Artikel 10
Neufassung des Beamtenversorgungsgesetzes

und des Soldatenversorgungsgesetzes
Das Bundesministerium des Innern kann den Wortlaut

des Beamtenversorgungsgesetzes, das Bundesministerium
der Verteidigung den Wortlaut des Soldatenversorgungs-
gesetzes jeweils in der vom 1. Januar 2006 an geltenden
Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

Artikel 11
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Verkün-
dung folgenden Kalendermonats in Kraft, soweit in den fol-
genden Absätzen nichts Abweichendes bestimmt ist.

(2) Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe b tritt mit Wirkung vom
1. Januar 2002 in Kraft.

(3) Mit Wirkung vom 1. Juni 2005 treten in Kraft:
1. Artikel 2 Nr. 2,
2. Artikel 2 Nr. 3,
3. Artikel 2 Nr. 4,
4. Artikel 2 Nr. 11,
5. Artikel 2 Nr. 12,
6. Artikel 2 Nr. 13,
7. Artikel 2 Nr. 14,
8. Artikel 2 Nr. 20,
9. Artikel 2 Nr. 21,

10. Artikel 7b.
(4) Mit Wirkung vom 1. Januar 2006 treten in Kraft:

1. Artikel 1 Nr. 3,
2. Artikel 1 Nr. 19 Buchstabe c,
3. Artikel 1 Nr. 24,
4. Artikel 2 Nr. 6 Buchstabe a,
5. Artikel 2 Nr. 32.

Berlin, den 14. Juni 2005

Franz Müntefering und Fraktion
Katrin Göring-Eckardt, Krista Sager und Fraktion
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Notwendigkeit und Ziele

1. Notwendigkeit einer nachhaltigen und
generationengerechten Reform der Versorgung

Bereits die in den Jahren 1996 und 2001 vorgelegten Ver-
sorgungsberichte der Bundesregierung haben gezeigt, dass
die Versorgung ebenso wie die gesetzliche Rentenversiche-
rung von den Auswirkungen des demografischen Wandels
in unserer Gesellschaft betroffen ist. Darüber hinaus wird
die Versorgung durch die spezifische personelle Auswei-
tung des öffentlichen Dienstes seit den 1970er Jahren belas-
tet, die seinerzeit eine Folge der gestiegenen gesellschaftli-
chen Anforderungen an den Staat war. Aufgrund dieser Ent-
wicklungen werden die Versorgungsausgaben in den kom-
menden Jahrzehnten weiter deutlich ansteigen und einen
wachsenden Teil der gesamtwirtschaftlichen Leistung und
der Steuereinnahmen in Anspruch nehmen. Diese Proble-
matik wird auch durch den Dritten Versorgungsbericht der
Bundesregierung erneut belegt.

Vor diesem Hintergrund stellt sich in der Versorgung ebenso
wie in der gesetzlichen Rentenversicherung die Aufgabe,
die Finanzierung der Altersversorgung auf eine langfristig
sichere Grundlage zu stellen. Notwendig ist eine auf Nach-
haltigkeit ausgerichtete Politik. Die Menschen müssen sich
auf einen gesicherten Lebensunterhalt im Alter verlassen
können.

Die Aufgabe umfasst die Verpflichtung, ständig zu überprü-
fen, ob die bereits eingeleiteten Maßnahmen ausreichen und
ob ggf. weitere Maßnahmen zur langfristigen Stabilisierung
der Alterssicherung zu ergreifen sind.

Bei den erforderlichen Reformen aller Alterssicherungs-
systeme muss weiterhin der Grundsatz der Generationen-
gerechtigkeit beachtet werden. Dies gilt für die steuerfinan-
zierte Versorgung ebenso wie für die beitrags- und steuer-
finanzierte gesetzliche Rentenversicherung. Die aus der
demografischen Entwicklung resultierenden wachsenden
Belastungen können daher nicht allein den im Erwerbsleben
stehenden Beitrags- und Steuerzahlern der jüngeren Genera-
tion aufgebürdet werden. Um die aktive Generation nicht zu
überfordern, muss den steigenden Versorgungsausgaben
auch durch Maßnahmen begegnet werden, die die heutigen
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger
und die versorgungsnahen Jahrgänge und damit die ältere
Generation einbeziehen. Auf diese Weise werden die unver-
meidlichen Lasten gerecht zwischen Jung und Alt verteilt.

2. Wirkungsgleiche Übertragung von Maßnahmen der
gesetzlichen Rentenversicherung auf die Versorgung

Es besteht weithin Übereinstimmung, dass Reformen in der
gesetzlichen Rentenversicherung in engem zeitlichen Zu-
sammenhang wirkungsgleiche Maßnahmen in den anderen
ganz oder überwiegend öffentlich finanzierten Alterssiche-
rungssystemen wie der Versorgung zur Folge haben müs-
sen. Dies ergibt sich aus der gleich gelagerten Problemsitua-

tion der demografischen Entwicklung ebenso wie aus Ge-
sichtspunkten der sozialen Symmetrie.
Demgemäß sind Maßnahmen der gesetzlichen Rentenversi-
cherung schon in der Vergangenheit wirkungsgleich auf die
Versorgung übertragen worden.

a) Rentenreform 2001
So wurde zuletzt die Rentenreform 2001 durch das Versor-
gungsänderungsgesetz 2001 wirkungsgleich nachvollzogen.
Der Dämpfung der jährlichen Rentenanpassungen ab 2003
in insgesamt acht Schritten mit der Folge einer Verminde-
rung des Rentenniveaus um rund fünf Prozent entsprechen
die Abflachung des Versorgungsanstiegs ab 2003 in acht
Schritten um jeweils 0,54 Prozentpunkte mit der Folge einer
Absenkung des Versorgungsniveaus um insgesamt 4,33
Prozent (Versorgungsänderungsgesetz 2001) und die zwi-
schen 1999 und 2002 erfolgten Verminderungen der Besol-
dungs- und Versorgungsbezüge um insgesamt 0,6 Prozent-
punkte zwecks Zuführung zur Versorgungsrücklage (Ver-
sorgungsreformgesetz 1998).
Die mit der Rentenreform 2001 eingeführte steuerliche För-
derung des Aufbaus einer zusätzlichen privaten Altersvor-
sorge wurde auch für Beamtinnen und Beamte geöffnet.

b) Kurzfristige Maßnahmen
Das Zweite und Dritte Gesetz zur Änderung des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze sahen Maß-
nahmen zur kurzfristigen Stabilisierung des Beitragssatzes
der gesetzlichen Rentenversicherung im Jahre 2004 vor, und
zwar u. a. die Aussetzung der Rentenanpassung zum 1. Juli
2004 (sog. Nullrunde 2004) und die volle Tragung des Bei-
trags zur sozialen Pflegeversicherung durch Rentnerinnen
und Rentner, die zuvor den halben Beitrag zur sozialen Pfle-
geversicherung getragen hatten.
In den Versorgungsregelungen des Bundes wurde durch
Kürzung der Sonderzahlung des Bundes im Dezember 2004
auf 50 Prozent (entspricht einer Absenkung der Jahresbe-
züge einer Versorgungsempfängerin bzw. eines Versor-
gungsempfängers um 2,8 Prozent) die abgeflachte dreifache
Erhöhung der Versorgungsbezüge in den Jahren 2003 und
2004 um insgesamt 2,78 Prozent vollkommen kompensiert.
In den Ländern wurde die Sonderzahlung der Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungsempfänger überwiegend
ebenfalls, teilweise noch weitergehend gekürzt, so dass die
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger
auch dort in 2004 überwiegend eine Nullrunde hinnehmen
mussten.
Die volle Tragung des Beitragssatzes zur sozialen Pflege-
versicherung durch Rentnerinnen und Rentner ab 1. April
2004 wurde mit dem Gesetz zur wirkungsgleichen Über-
tragung von Regelungen der sozialen Pflegeversicherung
sowie der gesetzlichen Krankenversicherung auf dienst-
rechtliche Vorschriften durch Abzug von der jährlichen
Sonderzahlung auf die Versorgungsempfängerinnen und
Versorgungsempfänger des Bundes übertragen. Eine wir-
kungsgleiche Übertragung auf die Versorgungsempfänge-



Drucksache 15/5672 – 18 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode

rinnen und Versorgungsempfänger der Länder obliegt den
Ländern in eigener Verantwortung.

c) Rentenversicherungsnachhaltigkeitsgesetz 2004

Da die mit der Rentenreform 2001 eingeleiteten Maßnah-
men im Lichte neuerer wissenschaftlicher Erkenntnisse als
nicht mehr ausreichend angesehen worden sind, wurden mit
dem Rentenversicherungsnachhaltigkeitsgesetz 2004 wei-
tere Reformschritte mit Langfristwirkung auf der Leistungs-
seite der gesetzlichen Rentenversicherung festgelegt. Davon
sind folgende Maßnahmen wirkungsgleich auf die Versor-
gung zu übertragen:

– Modifizierung der Rentenanpassungsformel durch Ein-
führung eines Nachhaltigkeitsfaktors, der das Verhältnis
von Leistungsbeziehern zu Beitragszahlern bei der Ren-
tenanpassung berücksichtigt,

– Begrenzung der Bewertung von Ausbildungszeiten.

Bei der Übertragung dieser Maßnahmen auf die Versorgung
ist das Ziel gleichgerichteter Reformen für die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes
einerseits und für die Beamtinnen und Beamten andererseits
zu beachten. Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des
öffentlichen Dienstes haben neben den Leistungseinschrän-
kungen der gesetzlichen Rentenversicherung auch die Fol-
gen der Tarifverträge Altersversorgung vom 1. März 2002
zu tragen, mit denen sich die Tarifparteien des öffentlichen
Dienstes auf eine grundlegende Reform der Zusatzversor-
gung verständigt haben.

Die Übertragung anderer Maßnahmen des Rentenversiche-
rungsnachhaltigkeitsgesetzes und des Dritten Gesetzes zur
Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und ande-
rer Gesetze vom 27. Dezember 2003 (etwa Umwandlung
der Schwankungsreserve in eine Nachhaltigkeitsrücklage,
Anhebung der Altersgrenzen für den Beginn der vorzeitigen
Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit,
Niveausicherungsklausel, Auszahlung der Rente am Mo-
natsende) kommt aus systembedingten oder verfassungs-
rechtlichen Gründen nicht in Betracht.

Es besteht jedoch ein allgemeiner Konsens, dass auch in der
Versorgung das faktische Ruhestandseintrittsalter kurzfris-
tig angehoben werden muss und die Erwerbsquoten älterer
Beamtinnen und Beamten steigen müssen. Daraus resultie-
ren weitere Anstrengungen zur Eindämmung der Frühpensi-
onierung sowie die Überprüfung der Altersteilzeit.

Mit dem Rentenversicherungsnachhaltigkeitsgesetz 2004 ist
auch eine Berichtspflicht über die Rahmenbedingungen
einer Anhebung der Regelaltersgrenze eingeführt worden.
Alle derzeitigen Erkenntnisse und Annahmen über die künf-
tige demografische und arbeitsmarktliche Entwicklung wei-
sen darauf hin, dass im Jahr 2035 ein gesetzliches Rentenal-
ter von 67 Jahren erforderlich sein wird. Daher soll im Jahr
2008 überprüft werden, ob diese Einschätzungen auf der
Grundlage dann vorliegender neuerer wirtschaftlicher und
demografischer Erkenntnisse Bestand haben. In diesem Zu-
sammenhang werden auch Konsequenzen für die beamten-
rechtlichen Altersgrenzen geprüft.

Unabhängig davon sind die besonderen Altersgrenzen im
Beamtenrecht, deren Regelung dem Bund und den Ländern

für ihren jeweiligen Bereich obliegt, zu überprüfen, soweit
sie nicht bereits angehoben worden sind.

3. Langfristige Sicherung des Leistungsniveaus der
Versorgung

Die wirkungsgleiche Übertragung von Maßnahmen der
gesetzlichen Rentenversicherung, die überwiegend die Leis-
tungsseite betreffen, dämpft den Anstieg der Versorgungs-
ausgaben und trägt damit wesentlich zur Stabilisierung der
Versorgung bei. Mit der gleichzeitigen Zuführung der ein-
gesparten Mittel zu den Versorgungsrücklagen von Bund
und Ländern wird auch die Finanzierung der Versorgung
weiter gestärkt.
Über die wirkungsgleiche Übertragung von leistungskür-
zenden Maßnahmen hinaus sind Maßnahmen auf der Finan-
zierungsseite der Versorgung erforderlich, um das der all-
gemeinen Entwicklung angepasste Leistungsniveau der Ver-
sorgung langfristig zu sichern. Die Vorausberechnungen des
Dritten Versorgungsberichts zeigen, dass die Versorgungs-
problematik sich entgegen früheren Annahmen nicht nach
dem Jahre 2025 entschärft. Die zur Entlastung der öffent-
lichen Haushalte für die Jahre der höchsten Belastung vor-
gesehenen Versorgungsrücklagen reichen daher nicht aus.
Um das Leistungsniveau der Versorgung langfristig zu
sichern, wird die Bundesregierung für neu berufene Beam-
tinnen und Beamte des Bundes sowie Berufssoldatinnen
und Berufssoldaten künftig Versorgungsrückstellungen bil-
den und einem dauerhaften Versorgungsfonds zuführen.
Dazu ist ein ergänzender Gesetzentwurf für den Bundesbe-
reich in Vorbereitung. Die Bundesregierung folgt damit dem
Land Rheinland-Pfalz, das diese Lösung bereits seit 1996
erfolgreich praktiziert. Die Bildung von Versorgungsrück-
stellungen für neu berufene Beamtinnen und Beamte bietet
sich auch für die übrigen Länder zur nachhaltigen Finanzie-
rung der Versorgung an.

II. Schwerpunkte des Gesetzentwurfs
Der Gesetzentwurf umfasst neben der wirkungsgleichen
Übertragung der Maßnahmen des Rentenversicherungs-
nachhaltigkeitsgesetzes 2004 weitere Änderungen des Ver-
sorgungsrechts. Insgesamt sieht der Entwurf folgende
Schwerpunkte vor:

1. Übertragung des Nachhaltigkeitsfaktors des
Rentenversicherungsnachhaltigkeitsgesetzes 2004
auf die Versorgung

Der Nachhaltigkeitsfaktor tritt kumulativ zu der Abflachung
des Rentenanstiegs hinzu, die mit der Rentenreform 2001
festgelegt worden ist. Nach Modellrechnungen wird der
Rentenanstieg durch den Nachhaltigkeitsfaktor voraussicht-
lich wie folgt gedämpft:
l von 2005 bis 2010 jahresdurchschnittlich um 0,22 Pro-

zentpunkte (insgesamt um rund 1,32 Prozentpunkte);
l von 2011 bis 2020 jahresdurchschnittlich um 0,23 Pro-

zentpunkte (insgesamt um weitere rund 2,3 Prozent-
punkte);

l von 2021 bis 2030 um jahresdurchschnittlich 0,44 Pro-
zentpunkte (insgesamt um weitere rund 4,4 Prozent-
punkte).
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Der Anstieg der Renten wird danach bis 2030 insgesamt um
rund 8 Prozentpunkte gedämpft. Dadurch wird das Brutto-
rentenniveau entsprechend abgesenkt.

Ziel der wirkungsgleichen Übertragung dieser Renten-
reformmaßnahmen auf die Versorgung ist eine entspre-
chende Dämpfung des Anstiegs der Versorgungsbezüge ab
der nach dem 1. Januar 2005 erfolgenden nächsten Versor-
gungsanpassung. Da das genannte Ausmaß der Dämpfun-
gen des Rentenanstiegs auf einer Modellrechnung beruht
und der tatsächliche Wert jeweils zum 1. Juli eines jeden
Jahres zu ermitteln ist, wird in der Versorgung wie folgt
verfahren werden:

l Gesetzliche Festlegung der Dämpfung des Versorgungs-
anstiegs ab der nach dem 1. Januar 2005 erfolgenden
nächsten Anpassung der Versorgungsbezüge auf 0,2 Pro-
zentpunkte je Anpassungsschritt zusätzlich zu der bereits
laufenden Abflachung des Versorgungsanstiegs durch die
Anpassungsfaktoren des Versorgungsänderungsgesetzes
2001,

l Überprüfung vor der fünften auf den 1. Januar 2005
folgenden Anpassung, ob und inwieweit die erfolgte
Dämpfung des Anstiegs der Versorgungsbezüge der tat-
sächlichen Dämpfung des Rentenanstiegs durch den
Nachhaltigkeitsfaktor entspricht,

l nach Überprüfung ggf. Nachjustierung bei nachfolgen-
den Anpassungsschritten.

Für die Entwicklung der Versorgungsbezüge führt die Rege-
lung ab der nach dem 1. Januar 2005 erfolgenden nächsten
Anpassung zu folgenden Konsequenzen:

l Abflachung der nächsten fünf Versorgungsanpassungen
unter Berücksichtigung der Maßnahmen des Versor-
gungsänderungsgesetzes 2001 (Abflachung um jeweils
0,54 Prozentpunkte) um jeweils 0,74 Prozentpunkte
(0,54 + 0,2),

l vorbehaltlich etwaiger Nachjustierung,

l Entscheidung nach der fünften auf den 1. Januar 2005
folgenden Versorgungsanpassung, ob und wie die Aus-
wirkungen der Nachhaltigkeitsgesetzgebung ggf. zu er-
gänzen sein werden.

Mit dieser Regelung ist gewährleistet, dass die Anpassung
der Versorgungsbezüge in gleichem Maße gedämpft wird
wie die Rentenanpassung. Sie bedient sich gesetzestech-
nisch des vorhandenen Instrumentariums des Versorgungs-
änderungsgesetzes 2001.

Bereits nach dem Versorgungsänderungsgesetz 2001 wird
eine Absenkung des Versorgungsniveaus erreicht. Der
Höchstruhegehaltssatz wird schrittweise weiter abgesenkt
und bei jährlichen Versorgungsanpassungen voraussichtlich
im Jahre 2010 noch 71,13 Prozent betragen. Dies entspräche
der bis dahin zu erwartenden Absenkung des Bruttorenten-
niveaus.

Die zur Übertragung des Nachhaltigkeitsfaktors vorgese-
henen Änderungen erfassen – rentengleich – sämtliche
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger
(Bestand und Neuzugang). Die Unfallversorgung und die
Mindestversorgung bleiben davon unberührt.

Die durch die Dämpfung des Anstiegs der Versorgungsbe-
züge eingesparten Mittel werden den Versorgungsrücklagen
von Bund und Ländern zugeführt.

2. Begrenzung der Berücksichtigung von
Ausbildungszeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeiten

In der gesetzlichen Rentenversicherung wurden schulische
Ausbildungszeiten nach dem 17. Lebensjahr (Schule,
Fachschule, Hochschule, berufsvorbereitende Maßnahmen)
bisher bis zu drei Jahren mit maximal 75 Prozent des
Durchschnittseinkommens rentenerhöhend berücksichtigt.
Soweit es sich um Schul- und Hochschulbesuch handelt,
verlieren diese Ausbildungszeiten durch das RV-Nachhal-
tigkeitsgesetz mit einer vierjährigen Übergangsfrist schritt-
weise ihre unmittelbar rentenerhöhende Wirkung. Damit
wird die Besserstellung von Versicherten beseitigt, die
infolge ihrer akademischen Ausbildung und die damit regel-
mäßig verbundenen besseren Verdienstmöglichkeiten über-
durchschnittliche Rentenanwartschaften aufbauen können.

In der Versorgung können Hochschulausbildungszeiten
(nicht jedoch Zeiten an allgemeinbildenden Schulen) als
ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt werden. Die
wirkungsgleiche Übertragung des Wegfalls der unmittelbar
rentenerhöhenden Wirkung von Hochschulausbildungs-
zeiten bedeutet, dass auch in der Versorgung künftig Hoch-
schulausbildungszeiten nur noch eingeschränkt Berücksich-
tigung finden können.

Da die Hochschulausbildungszeiten in der Versorgung
systembedingt mit dem Einkommen aus dem letzten Amt
bewertet werden und nicht nur – wie in der Rente – mit
maximal 75 Prozent eines Durchschnittseinkommens, hätte
ein völliger Wegfall dieser Zeiten in der Versorgung eine
erhebliche Diskrepanz zwischen rentenrechtlichen und
versorgungsrechtlichen Auswirkungen zur Folge. In der
Rente können einem Akademiker mit drei Jahren Hoch-
schulausbildungszeiten höchstens 58,79 Euro monatlich
(3 Jahre × 0,75 Entgeltpunkte × aktueller Rentenwert 2004
von 26,13 Euro) verloren gehen. Demgegenüber würde das
Ruhegehalt einer Beamtin oder eines Beamten in Abhängig-
keit von der Besoldungsgruppe des letzten Amtes in absolu-
ten Beträgen in weit höherem Umfange gekürzt, und zwar
in der Besoldungsgruppe A 13 um rund 216 Euro, in der Be-
soldungsgruppe A 15 um ca. 265 Euro und in der Besol-
dungsgruppe B 9 um rund 452 Euro, sofern die Beamtin
oder der Beamte nicht 40 Dienstjahre geleistet hat. Für jedes
über 37 Dienstjahre hinaus geleistete Jahr würde die Kür-
zung um 1/3 geringer ausfallen.

Um der Maßgabe einer wirkungsgleichen Übertragung der
Rentenmaßnahmen auf die Versorgung gerecht zu werden,
erfordern die systembedingten Unterschiede der Bewertung
und Berücksichtigung von Hochschulausbildungszeiten in
der Versorgung folgende Übertragungsregelungen:

l Hochschulausbildungszeiten können nicht mehr im Um-
fang von drei Jahren, sondern nur noch im Umfang von
855 Tagen als ruhegehaltfähige Dienstzeiten berücksich-
tigt werden. Damit wird ein annähernder finanzieller
Gleichklang zwischen den Renten- und Versorgungsbe-
lastungen hergestellt. Zudem werden Pensionen umso
stärker belastet, je höher die der Berechnung zugrunde
liegende Besoldungsgruppe ist.
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l DieÜbergangsregelung entspricht derjenigen der gesetz-
lichen Rentenversicherung. In einem Übergangszeitraum
von vier Jahren erfolgt eine Abschmelzung der Berück-
sichtigung von Hochschulausbildungszeiten in Monats-
schritten.

3. Weitere Änderungen
Neben den Maßnahmen zur Übertragung des Rentenversi-
cherungsnachhaltigkeitsgesetzes auf die Versorgung enthält
der Entwurf weitere Änderungen, insbesondere:
l Anpassungen an die neueste höchstrichterliche Recht-

sprechung (z. B. Freistellung der Werbungskosten von
der Einkünfteanrechnung).

l Überarbeitungen zu den Regelungen des Versorgungs-
änderungsgesetzes 2001 im Hinblick auf Erfahrungen
aus der Verwaltungspraxis (z. B. gesetzliche Klarstel-
lung, dass eine vorübergehende Gewährung von Kinder-
und Pflegezuschlägen bei der Hinterbliebenenversorgung
nicht in Betracht kommt).

l Einbeziehung der Renten aus der Alterssicherung der
Landwirte in die allgemeinen Anrechnungsregelungen
der Versorgung unter Berücksichtigung weit reichender
Vertrauensschutzregelungen.

4. Einmalzahlungen in den Jahren 2005 bis 2007
Die Dienstbezüge der Beamtinnen und Beamten sind zuletzt
mit Wirkung vom 1. August 2004 durch das Gesetz über die
Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Bund
und Ländern 2003/2004 vom 10. September 2003 (BGBl. I
S. 1798) angepasst worden.
Ausgehend von dem am 9. Februar 2005 in Potsdam verein-
barten Tarifergebnis für die Beschäftigten im Bund sieht
dieses Gesetz in den Jahren 2005, 2006 und 2007 Einmal-
zahlungen zur Anpassung der Bezüge vor. Wie im Tarifbe-
reich sollen beim Bund die Empfängerinnen und Empfänger
von Dienst- und Amtsbezügen Einmalzahlungen in Höhe
von jeweils 300 Euro in den Jahren 2005, 2006 und 2007
erhalten, Empfängerinnen und Empfänger von Anwärterbe-
zügen erhalten jeweils 100 Euro.
Die Übertragung des Tarifergebnisses zur Einmalzahlung
wird den Ländern für ihr Personal zur eigenverantwort-
lichen Regelung freigestellt. Um den unterschiedlichen
wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnissen eines jeden
Landes flexibel Rechnung tragen zu können, werden die
Länder ermächtigt, die Einmalzahlungen in den Jahren
2005, 2006 und 2007 eigenständig zu bestimmen.
Auf die Empfängerinnen und Empfänger von Dienst-,
Amts- und Anwärterbezügen des Bundes werden die tarif-
vertraglichen Vereinbarungen inhalts- und wirkungsgleich
übertragen. Mit der Übernahme wird der Gleichklang bei
der Bezügeentwicklung gesichert und zugleich die Einheit
des öffentlichen Dienstes gestärkt.

III. Berücksichtigung verfassungsrechtlicher
Aspekte

Eine amtsangemessene Versorgung bleibt auch nach wir-
kungsgleicher Übertragung des RV-Nachhaltigkeitsgeset-
zes auf die Versorgung weiter gewährleistet.

l Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts hat der Gesetzgeber im Versorgungsrecht einen
weiten Gestaltungsspielraum (vgl. BVerfGE 56, 87 [95];
61, 43 [62 f.]; 65, 141 [148 f.]; 81, 363 [375, 384]). Dabei
richtet sich für Versorgungsempfängerinnen und Ver-
sorgungsempfänger die Gewährung des angemessenen
Lebensunterhalts auch nach der Entwicklung der allge-
meinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse.
Entscheidend ist, dass die Beamtin und der Beamte zu
jeder Zeit netto einen Betrag als Versorgung erhält, der es
ihr oder ihm ermöglicht, unter Berücksichtigung der all-
gemeinen, wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse
und des allgemeinen Lebensstandards ihrem oder seinem
Amt entsprechend angemessen zu leben (vgl. BVerfGE
44, 249 [266 f.]). Diesen Voraussetzungen werden die
veränderten Versorgungsbezüge gerecht.

l Im Rahmen der amtsangemessenen Alimentation müssen
Besoldung und Versorgung im Zusammenhang mit der
Dienstverpflichtung und der Dienstleistung der Beamtin
und des Beamten gesehen werden (vgl. BVerfGE 70, 69
[79]; 21, 329 [344]; 39, 196 [200]). Artikel 33 Abs. 5 GG
sichert der Beamtin und dem Beamten ein durch ihre oder
seine Dienstleistung erworbenes Recht hinsichtlich des
Kernbestandes ihres bzw. seines Anspruchs auf amtsan-
gemessenen Unterhalt. Die Beamtin bzw. der Beamte hat
sich ihre bzw. seine Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung grundsätzlich zu erdienen. Während der Hochschul-
ausbildung leisten die Beamtin und der Beamte aber kei-
nen Dienst. Dies erlaubt dem Gesetzgeber im Rahmen
seines weiten Ermessensspielraums auch Eingriffe in die
Ruhegehaltswirksamkeit von Ausbildungszeiten.

l Der geringere Anstieg der künftigen Versorgung ist im
Verhältnis zu den gesamtgesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen, wie insbesondere den Auswirkungen der
demografischen Entwicklung, als angemessen anzusehen.
Der Gesetzgeber hat vor diesem Hintergrund bei der Ent-
scheidung über die Angemessenheit der Dienst- und Ver-
sorgungsbezüge seinen weiten Spielraum des politischen
Ermessens genutzt, innerhalb dessen er die Versorgung
der Beamtinnen und Beamten den besonderen Gegeben-
heiten, den tatsächlichen Notwendigkeiten sowie der fort-
schreitenden Entwicklung anpassen und verschiedenarti-
ge Gesichtspunkte berücksichtigen kann. Die dadurch
möglichen Härten sind hinzunehmen, weil die Gesamtre-
gelung durch die gesamtgesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen vorgegeben und von den parallelen Problemstel-
lungen sämtlicher sozialen Sicherungssysteme getragen
ist (vgl. zum plausiblen, sachlichen Grund für Alimenta-
tionseinschränkungen z. B. BVerfGE 76, 256, 295).

l Der Einbeziehung aller Versorgungsempfängerinnen und
Versorgungsempfänger in den geringeren Anstieg der
Versorgungsbezüge steht der Grundsatz des Vertrauens-
schutzes nicht entgegen. Dieser bezieht sich ohnehin
nicht auf den zukünftigen Anstieg der Bezüge. Dessen
ungeachtet hindert der Grundsatz des Vertrauensschutzes
den Gesetzgeber nicht schlechthin am Erlass von Vor-
schriften, die sich für einen bestimmten Kreis von Betrof-
fenen ungünstiger als bisherige Regelungen auswirken
und eine Einschränkung bisher eingeräumter Rechtsposi-
tionen mit sich bringen (vgl. BVerfG NVwZ 1982, 429;
BVerfGE 67, 1 [15]; 71, 255 [272]).
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l Außerhalb des Rahmens, den die verfassungsrechtlich
garantierte Alimentierungspflicht zieht, hat die Beamtin
oder der Beamte nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichtes grundsätzlich keinen Anspruch da-
rauf, dass ihr oder ihm die Versorgungsregelung, unter
der sie oder er in das Beamten- und Ruhestandsverhältnis
eingetreten ist, unverändert erhalten bleibt (vgl. BVerfGE
76, 256 [310]). So wären auch Kürzungen eines erwor-
benen, weiterbestehenden Versorgungsanspruchs zuläs-
sig, solange der standesgemäße Unterhalt durch die Kür-
zung nicht beeinträchtigt wird (vgl. BVerfGE 44, 249 ff.).
Sind aber nach der verfassungsgerichtlichen Judikatur
sogar Kürzungen bestehender Versorgungsansprüche
ausnahmsweise zulässig, sind die mit diesem Gesetz
vorgesehenen modifizierten Versorgungsanpassungen im
Hinblick auf Vertrauensschutzgesichtspunkte ebenfalls
verfassungsrechtlich zulässig.

IV. Gesetzgebungskompetenz
Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Regelung der
Versorgung stützt sich, soweit ausschließlich Bundesbe-
dienstete betroffen sind, auf Artikel 73 Nr. 8 des Grundgeset-
zes (GG) (ausschließliche Gesetzgebungskompetenz) und,
soweit die Versorgung von Beamtinnen und Beamten der
Länder und Gemeinden angesprochen ist, auf Artikel 74a
Abs. 1 GG (konkurrierende Gesetzgebungskompetenz). Die
Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Regelung der Ver-
sorgung betrifft die Artikel 1, 3, 4 und 6 dieses Gesetzes.

Die Gesetzgebungskompetenz zur Änderung des Soldaten-
versorgungsrechts stützt sich auf Artikel 73 Nr. 8 GG.

Für weitere gesetzliche Regelungen ergibt sich die Gesetz-
gebungskompetenz aus Artikel 105 Abs. 2 und Artikel 106
Abs. 3 GG.

Eine bundesgesetzliche Regelung ist nach Artikel 72 Abs. 2
GG erforderlich. Danach hat der Bund in diesem Bereich
das Gesetzgebungsrecht, wenn und soweit die Herstellung
gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder
die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im ge-
samtstaatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung
erforderlich machen. Hier sind die Regelungen zur „Wah-
rung der Wirtschaftseinheit“ erforderlich. Die „Wahrung der
Wirtschaftseinheit“ liegt im gesamtstaatlichen Interesse,
wenn es um die Erhaltung der Funktionsfähigkeit des Wirt-
schaftsraums der Bundesrepublik Deutschland durch bun-
deseinheitliche Rechtssetzung geht. Der Erlass von Bundes-
gesetzen zur Wahrung der Wirtschaftseinheit steht dann im
gesamtstaatlichen, also im gemeinsamen Interesse von
Bund und Ländern, wenn Landesregelungen oder das Untä-
tigbleiben der Länder erhebliche Nachteile für die Gesamt-
wirtschaft mit sich bringen (BVerfGE 106, 62, 63). Dies ist
hier gegeben, da bundeseinheitliche Strukturen mittelfristig
einen Kostenwettbewerb um das Personal verhindern. Die
Erhaltung der Funktionsfähigkeit des Wirtschaftsraums der
Bundesrepublik Deutschland wäre aber durch einen Kosten-
wettbewerb gefährdet. Vom Bundesrecht abweichende
günstigere oder ein abgesenktes Versorgungsniveau nicht
nachvollziehende Landesregelungen könnten dazu führen,
dass selbst finanzschwache Länder in einen Personalkosten-
wettlauf mit finanzstarken Bundesländern eintreten, um ei-
nen „brain drain“ zwischen den Ländern zu verhindern.

Dies könnte die Versorgungs- und damit die Personalkos-
tenhaushalte einzelner oder vieler Länder unfinanzierbar
machen, was letztlich über den Finanzausgleich Auswirkun-
gen auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in Deutsch-
land haben könnte. Derartige Szenarien haben in der histori-
schen Erfahrung letztlich zur Vereinheitlichung der Besol-
dungs- und Versorgungsregelungen geführt. Daraus und aus
den Feststellungen des Dritten Versorgungsberichts der
Bundesregierung ist zum anderen ableitbar, dass angesichts
der immer größer werdenden Bedeutung des Personalkos-
tenanteils in den öffentlichen Haushalten eine ungeordnete
Entwicklung des Versorgungsrechts in Bund und Ländern
die notwendige Stabilisierung im Versorgungsrecht gefähr-
den würde. Nur die durch ein in Bund und Ländern einheit-
liches Versorgungsrecht gesteuerte einheitliche Entwick-
lung der Personalkosten im Versorgungsbereich trägt zu ei-
ner ungefährdeten Funktionsfähigkeit des gesamten deut-
schen Wirtschaftsraumes bei. Landesregelungen oder das
Untätigbleiben der Länder würden erhebliche Nachteile für
die Gesamtwirtschaft mit sich bringen. Letztlich könnte
eine unzureichende Umsetzung von Maßnahmen in anderen
Alterssicherungssystemen durch die Länder dazu führen,
dass wegen des hohen Personalkostenanteils in einzelnen
oder allen Länderhaushalten Haushaltsdefizite auftreten, die
wegen des Finanzausgleichs zwischen Bund und Ländern
zu einer Gefährdung der gesamtwirtschaftlichen Lage im
Bundesgebiet führen.

Darüber hinaus ist eine bundesgesetzliche Regelung im
Sinne des Artikels 72 Abs. 2 GG auch zur Wahrung der
Rechtseinheit erforderlich. Die „Wahrung der Rechts- oder
Wirtschaftseinheit“ betrifft unmittelbar institutionelle Vor-
aussetzungen des Bundesstaats und erst mittelbar die
Lebensverhältnisse der Bürger. Eine Gesetzesvielfalt auf
Länderebene erfüllt die Voraussetzungen des Artikels 72
Abs. 2 GG erst dann, wenn sie eine Rechtszersplitterung mit
problematischen Folgen darstellt, die im Interesse sowohl
des Bundes als auch der Länder nicht hingenommen werden
kann (BVerfGE 106, 62, 63). Eine bundesgesetzliche Rege-
lung ist nur zulässig, wenn gerade durch unterschiedliches
Recht in den Ländern eine Gefahrenlage entsteht. Das wäre
z. B. der Fall, wenn sich die Lebensverhältnisse zwischen
den Ländern in einer unerträglichen Weise auseinander ent-
wickeln (BVerfG, Urteil vom 27. Juli 2004 – 2 BvF 2/02).

Hier besteht insbesondere die Gefahr, dass bei weiterhin
grundsätzlich einheitlichen Bezahlungsstrukturen von Land
zu Land divergierende Versorgungssysteme die Rechts-
anwendung so beeinträchtigen würden, dass eine für den
Anwender überschaubare Rechtsanwendung nicht mehr
sichergestellt werden könnte. Danach wäre zu befürchten,
dass eine funktionierende Rechtsgemeinschaft im Versor-
gungsrecht wegen der Unübersichtlichkeit des Normenbe-
standes und der begleitenden Verwaltungsvorschriften und
Erlasse in Bund und Ländern nicht mehr gewährleistet wer-
den könnte. Hinzu kommt, dass es keine äquivalenten Rah-
menbedingungen zum einen für Versorgungsempfängerin-
nen und Versorgungsempfänger in Bund und Ländern und
zum anderen für Rentnerinnen und Rentner einerseits und
für Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfän-
ger andererseits mehr gäbe. Es bestünde die erhebliche Ge-
fahr, dass weitere Reformen des öffentlichen Dienstrechts
auf dem Gebiet der Versorgung nicht einheitlich in Bund
und Ländern umgesetzt würden. Damit könnten die ver-
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schiedenen Versorgungsrechte in Bund und Ländern dazu
führen, dass es keine gleichen wirtschaftlichen und finan-
ziellen Rahmenbedingungen mehr gäbe. So könnte eine
parallele Entwicklung von Rentenniveau und Versorgungs-
niveau nicht mehr sichergestellt werden. Vielmehr gäbe es
in Bund und Ländern unterschiedliche, nicht nur voneinan-
der, sondern auch von der Entwicklung im größten deut-
schen Alterssicherungssystem abgekoppelte Rechtsent-
wicklungen. Damit einher ginge eine das bundesstaatliche
Alterssicherungsgefüge unerträglich beeinträchtigende Aus-
einanderentwicklung der großen Alterssicherungssysteme,
die zum einen der rechtlichen Parallelentwicklung in den
Sicherungssystemen zuwider liefe und zum anderen über
nicht mehr wirkungsgleiche Be- und Entlastungen der Leis-
tungsempfängerinnen und Leistungsempfänger in den je-
weiligen Sicherungssystemen zu gesamtwirtschaftlichen,
gesamtgesellschaftlichen und damit gesamtstaatlichen Ver-
werfungen führen könnte.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung des Beamtenversorgungs-
gesetzes)

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht)
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen.

Zu Nummer 2 (§ 2 Abs. 1)
Zu Buchstabe a (§ 2 Abs. 1 Nr. 8)
Es wird klargestellt, dass auch der neben Witwen- oder
Waisengeld zu zahlende Unterschiedsbetrag nach § 50
Abs. 1 Satz 3 zu den Versorgungsbezügen gehört.

Zu Buchstabe b (§ 2 Abs. 1 Nr. 12 neu)
Es wird klargestellt, dass es sich bei der Einmalzahlung um
einen Versorgungsbezug handelt.

Zu Nummer 3 (§ 12 Abs. 1 Satz 1)
Durch Artikel 1 Nr. 13 und 55 des Gesetzes zur Sicherung
der nachhaltigen Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen
Rentenversicherung (RV-Nachhaltigkeitsgesetz) vom 21. Juli
2004 (BGBl. I S. 1791) wurden die §§ 74 und 263 des Sechs-
ten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) geändert. Dies führt
zu einer Konzentration der bewerteten Anrechnungszeiten
bei schulischer Ausbildung auf Fachschulen und berufsvor-
bereitende Bildungsmaßnahmen sowie einer Begrenzung der
Bewertung bzw. Höherbewertung von schulischen und beruf-
lichen Ausbildungszeiten auf insgesamt höchstens 36 Mo-
nate. Danach werden die bewerteten drei Jahre der schu-
lischen Ausbildung (Schule, Fachschule, Hochschule, be-
rufsvorbereitende Bildungsmaßnahme) nach Vollendung des
17. Lebensjahres nach einer vierjährigen Übergangsregelung
nur noch als unbewertete Anrechnungszeit ausgestaltet,
soweit es sich um einen Schul- oder Hochschulbesuch han-
delt. Damit wird die bisherige rentenrechtliche Besserstel-
lung von Versicherten mit Hochschulausbildungszeiten be-
seitigt, die – bei typisierender Betrachtung – bereits durch
ihre akademische Ausbildung und die damit im Regelfall
einhergehenden besseren Verdienstmöglichkeiten über-
durchschnittliche Rentenanwartschaften aufbauen konnten.

Für Zeiten einer nichtakademischen Ausbildung an Schulen
mit überwiegend berufsbildendem Charakter (Fachschulen)
und für berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen bleibt es
hingegen bei der rentenrechtlichen Bewertung. Deshalb wer-
den Zeiten des Fachschulbesuchs und der Teilnahme an be-
rufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen auch weiterhin mit
bis zu 0,75 Entgeltpunkten pro Jahr bewertet – maximal für
36 Monate. Durch eine Begrenzung der Bewertung bzw.
Höherbewertung von beruflichen und schulischen Ausbil-
dungszeiten auf insgesamt höchstens 36 Monate wird eine
unverhältnismäßige rentenrechtliche Besserstellung nicht-
akademischer Ausbildung verhindert.
Die Änderungen bei der Berücksichtigung von Ausbil-
dungszeiten im Rentenrecht sind – wie in der Begründung
zur RV-Nachhaltigkeitsgesetzgebung ausgeführt – wir-
kungsgleich auf die Versorgung zu übertragen. Bestimmend
für die Notwendigkeit wirkungsgleicher Maßnahmen in
Rente und Versorgung sind die sich auf die Finanzierung
dieser Alterssicherungssysteme auswirkenden gleich gela-
gerten Herausforderungen aus der allgemeinen demographi-
schen Entwicklung.
In der Versorgung werden bisher Zeiten einer Hochschul-
ausbildung, nicht jedoch Zeiten der allgemeinen Schul-
bildung als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt. In
Übertragung der Maßnahmen des RV-Nachhaltigkeitsge-
setzes werden die Zeiten einer Hochschulausbildung wei-
terhin als ruhegehaltfähige Dienstzeit bewertet, allerdings
nur noch in einem Umfang berücksichtigt, der einen verhält-
nismäßigen Gleichklang der absoluten Kürzungsbeträge in
Rente und Versorgung gewährleistet.
Damit wird auch in der Versorgung das Ziel verfolgt, eine
überproportionale Besserstellung derjenigen Beamtinnen
und Beamten zu beseitigen, die bei typisierender Betrach-
tung durch ihre akademische Ausbildung und die damit im
Regelfall einhergehenden besseren Verdienstmöglichkeiten
überdurchschnittliche Versorgungsanwartschaften aufbauen
können. Die aufgrund der akademischen Ausbildung gestei-
gerten Versorgungsanwartschaften zeigen sich bei der Ver-
sorgung aufgrund des Systems zum einen in der Berück-
sichtigung der Ausbildung als ruhegehaltfähige Dienstzeit
und zum anderen in der Versorgung aus dem letzten Amt.
Aus der unterschiedlichen Systematik des Rentenrechts und
des Versorgungsrechts folgt außerdem, dass der Wegfall der
unmittelbar rentenerhöhenden Wirkung von Hochschulaus-
bildungszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung in
jedem Einzelfall zu einer Rentenkürzung führt, während in
der Versorgung von der zeitlichen Einschränkung der Be-
rücksichtigung von Hochschulausbildungszeiten diejenigen
Beamtinnen und Beamten nicht betroffen sind, die auch
ohne die Ausbildungszeiten den Höchstruhegehaltssatz
nach 40 ruhegehaltfähigen Dienstjahren erreichen.
Aufgrund der gegenüber der gesetzlichen Rentenversiche-
rung systemimmanent höheren Bewertung von Hochschul-
ausbildungszeiten in der Versorgung ergeben sich für eine
Berücksichtigung von Hochschulausbildungszeiten bei den
Beamtinnen und Beamten gegenüber dem Bereich der ge-
setzlichen Rentenversicherung folgende Auswirkungen:
Die Rente einer Akademikerin oder eines Akademikers mit
drei Jahren Hochschulausbildungszeiten kann um bis zu
58,79 Euro monatlich (3 Jahre × 0,75 Entgeltpunkte × aktu-
eller Rentenwert 2004 von 26,13 Euro) geringer ausfallen.
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Zur wirkungsgleichen Übertragung dieser Rentenmaß-
nahmen kann nur ein Teil der in der Versorgung bisher noch
berücksichtigungsfähigen Hochschulausbildungszeiten von
drei Jahren wegfallen. So wird erreicht, dass zum einen die
Systematik der Versorgung im Hinblick auf die ruhegehalt-
fähigen Dienstzeiten aufrechterhalten bleibt und zum ande-
ren der Rente in absoluten Beträgen vergleichbare monetäre
Kürzungen bei den Pensionen folgen.

Bei der vorgesehenen Streichung von 240 Tagen der als
ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigungsfähigen Hoch-
schulausbildungszeiten ergeben sich für Pensionärinnen und
Pensionäre in ausgewählten Besoldungsgruppen (nach dem
Stand des BBVAnpG 2003/2004 und unter Zugrundelegung
des dritten Anpassungsfaktors nach § 69e Abs. 3 bei einer
verheirateten Beamtin oder einem verheirateten Beamten)
folgende finanzielle Auswirkungen:

Das gilt allerdings nur, sofern die Beamtin oder der Beamte
nicht 40 Dienstjahre geleistet hat. Für die über 39,34 Dienst-
jahre hinaus geleistete ruhegehaltfähige Dienstzeit würde
die Kürzung geringer ausfallen.

Wie in der gesetzlichen Rentenversicherung sind diese
Pensionskürzungsbeträge an die Anpassungen geknüpft und
damit dynamisch. Im Übrigen wird mit dieser Regelung
zusätzlich sozialen Gesichtspunkten Rechnung getragen, so
dass aus höheren Besoldungsgruppen berechnete Pensionen
auch stärker von den Kürzungen betroffen werden.

Die Neuregelung verkürzt die Anrechnung von Hochschul-
ausbildungszeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeiten. Ent-
sprechend den Rentenregelungen bleiben Zeiten einer Fach-
schulausbildung weiterhin bis zu drei Jahren als ruhegehalt-
fähige Dienstzeiten berücksichtigungsfähig. Zusammen
dürfen die für Fachschulausbildung und Hochschulausbil-
dung zu berücksichtigenden Zeiten allerdings die Grenze
von drei Jahren nicht übersteigen.

Die Begrenzung der Berücksichtigung von Zeiten der Hoch-
schulausbildung für die Berechnung der ruhegehaltfähigen
Dienstzeit begegnet in ihrer konkreten Ausgestaltung ver-
fassungsrechtlich weder vor dem Hintergrund des Alimenta-
tionsprinzips noch im Hinblick auf den Grundsatz des Ver-
trauensschutzes durchgreifenden Bedenken.

Besoldung und Versorgung müssen im Zusammenhang mit
der Dienstverpflichtung und der Dienstleistung der Be-
amtinnen und Beamten gesehen werden (vgl. BVerfGE 70,
69 [79]; 21, 329 [344]; 39, 196 [200]). Artikel 33 Abs. 5 GG
sichert den Beamtinnen und Beamten ein durch ihre Dienst-
leistung erworbenes Recht hinsichtlich des Kernbestandes

ihres Anspruchs auf amtsangemessenen Unterhalt. Die Be-
amtinnen und Beamten haben sich ihre Alters- und Hinter-
bliebenenversorgung grundsätzlich zu erdienen. Während
der Zeiten der Hochschulausbildung leisten die Beamtinnen
und Beamten keinen Dienst. Dieser Umstand erlaubt dem
Gesetzgeber im Rahmen seines weiten Ermessensspiel-
raums Eingriffe in die Ruhegehaltswirksamkeit von Aus-
bildungszeiten. Ohnehin lässt sich für eine Einbeziehung in
die Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit aus dem
Alimentationsprinzip keine Verpflichtung ableiten.
Der aus dem Grundsatz des Vertrauensschutzes erwachsen-
den Notwendigkeit angemessener Übergangsregelungen
wird durch die Regelungen des § 69f Rechnung getragen.
Die Vorschrift lehnt sich an die Rentenregelungen an, die in
§ 263 Abs. 3 SGB VI eine über einen Zeitraum von vier
Jahren gestreckte und in Monatsschritten erfolgende Ab-
schmelzung der rentenerhöhenden Berücksichtigung von
Hochschulausbildungszeiten vorsehen.

Zu Nummer 4 (§ 14)
Zu Buchstabe a (§ 14 Abs. 1 Satz 1)
Die Vorschrift enthält in Verbindung mit den Übergangs-
regelungen in § 69e die wirkungsgleiche Übertragung der
rentenrechtlichen Regelungen zum Nachhaltigkeitsfaktor
durch das Gesetz zur Sicherung der nachhaltigen Finan-
zierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung
(RV-Nachhaltigkeitsgesetz) vom 21. Juli 2004 (BGBl. I
S. 1791) auf die Versorgung.
In der Rentenversicherung wird durch das RV-Nachhaltig-
keitsgesetz (§§ 68, 255a, 255e, 255f SGB VI, Artikel 1
Nr. 11, 50, 52 und 53 RV-Nachhaltigkeitsgesetz) ein Nach-
haltigkeitsfaktor in die Rentenanpassungsformel aufgenom-
men. Der Nachhaltigkeitsfaktor soll durch Wiedergabe der
Relation von Rentenbeziehern zu Beitragszahlern eine
sachgerechte Aufteilung der finanziellen Belastungen auf
Beitragszahlende, Rentnerinnen und Rentner gewährleisten.
Der Nachhaltigkeitsfaktor berücksichtigt damit die sich
verlängernde Lebenserwartung und den Geburten- und Er-
werbstätigenrückgang, die die Rentenfinanzen belasten. Der
Nachhaltigkeitsfaktor kann erstmals bei einer Rentenanpas-
sung zum 1. Juli 2005 zur Anwendung kommen.
Neben der Veränderung der Relation Rentner/Beitragszahler
enthält der Nachhaltigkeitsfaktor einen Parameter α, über
den zusätzlich das Erreichen eines Beitragssatzziels von
22 Prozent im Jahr 2030 gesteuert wird. Mit diesem Wert
werden die Rentnerinnen und Rentner unmittelbar zu 1/4 an
der Veränderung der Relation beteiligt.
Der Nachhaltigkeitsfaktor bewirkt nach den dem RV-Nach-
haltigkeitsgesetz zugrunde liegenden Annahmen voraus-
sichtlich eine Dämpfung der Rentenanpassung um rund acht
Prozentpunkte bis 2030 und damit auch eine Absenkung des
Rentenniveaus. Die RV-Nachhaltigkeitsgesetzgebung nimmt
allerdings gleichzeitig einen das Rentenniveau dämpfenden
Teil der Rentenreform 2001 (2. Stufe) wieder zurück.
Der Begründung zum Entwurf des RV-Nachhaltigkeitsge-
setzes ist zu entnehmen, dass die Reformmaßnahmen in der
gesetzlichen Rentenversicherung in engem zeitlichen Zu-
sammenhang wirkungsgleiche Maßnahmen in den anderen
ganz oder überwiegend öffentlich finanzierten Alterssiche-
rungssystemen zur Folge haben sollen, um die Finanzierbar-

Besoldungsgruppe Kürzungsbetrag in Euro

A 13 49,98

A 14 54,31

A 15 61,24

A 16 68,14

B 3 75,17

B 6 89,19

B 9 104,46
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keit dieser Systeme sicherzustellen. Dies gelte auch für den
Bereich der Versorgung. Zu berücksichtigen sei hier, dass
bereits eine Reihe von Kosten dämpfenden Maßnahmen mit
Konsequenzen für die Altersversorgung eingeleitet worden
sind.

Die Übertragungsmaßnahmen in der Versorgung knüpfen
daher konsequent an die zuletzt mit dem Versorgungsände-
rungsgesetz 2001 eingeleiteten Maßnahmen an. Sie erfolgen
in der Übergangsvorschrift des § 69e durch – rentenglei-
che – weitere Abflachung der linearen Erhöhungen und
führen – so wie das RV-Nachhaltigkeitsgesetz die Regelun-
gen der Rentenreform 2001 fortschreibt – gegenüber den
Maßnahmen des Versorgungsänderungsgesetzes 2001 zu
weiteren Veränderungen der bisherigen Steigerungssätze
und des Höchstruhegehaltssatzes. Weiter vermindert werden
zunächst aber nur die noch nicht erfolgten fünf Versor-
gungsanpassungen aus dem Programm des Versorgungsän-
derungsgesetzes 2001. Ab der achten Anpassung, d. h. bei
unterstellter jährlicher Anpassung der Versorgungsbezüge
wirken sich die in Absatz 1 Satz 1 genannten neuen Sätze ab
dem Jahr 2010 voll aus. Der Vomhundertsatz für jedes Jahr
ruhegehaltfähiger Dienstzeit beträgt danach 1,77825 und
der neue Höchstruhegehaltssatz 71,13 vom Hundert der
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge.

Die neuen Ruhegehalts- und Höchstruhegehaltssätze wer-
den auch auf andere Steigerungssätze wie z. B. die vorüber-
gehende Erhöhung des Ruhegehaltssatzes nach § 14a und
die Ruhegehaltssätze der besonderen Ruhegehaltsskala für
Beamtinnen auf Zeit und Beamte auf Zeit nach § 66 Abs. 2
übertragen. Die Mindestversorgung (§ 14 Abs. 4) bleibt
unberührt.

Wie sich aus der neuen Evaluationsklausel des § 69e Abs. 5
in Anlehnung an die Rentenregelungen ergibt, sind durch
die mit diesem Gesetz erfolgenden Versorgungsmaßnahmen
die notwendigen Anpassungen der Versorgung an die geän-
derten gesamtwirtschaftlichen Rahmenumstände aber noch
nicht abgeschlossen. Vielmehr sind im Lichte der Renten-
entwicklung aufgrund der Nachhaltigkeitsgesetzgebung, der
Gesamtsituation in den Versorgungssystemen, insbesondere
der Ausgabenentwicklung ggf. erforderliche Änderungen
und Nachjustierungen rechtzeitig vor der achten auf den
31. Dezember 2002 (d. h. der fünften auf den 1. Januar
2005) folgenden Versorgungsanpassung zu beschließen.

Verfassungsrechtlich bestehen gegen diese Maßnahmen vor
dem Hintergrund der nach Artikel 33 Abs. 5 GG zu beach-
tenden hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums
keine durchgreifenden Bedenken.

Das Alimentationsprinzip verpflichtet den Dienstherrn, den
Beamtinnen und Beamten und ihren Familien amtsange-
messenen Unterhalt zu leisten (vgl. BVerfGE 81, 363, 375;
99, 300, 314 ff., st. Rspr.). Aus Artikel 33 Abs. 5 GG folgt
ein Anspruch auf eine amtsangemessene Versorgung.

Die amtsangemessene Versorgung richtet sich nach dem
Inhalt des der Beamtin oder dem Beamten übertragenen
statusrechtlichen Amtes, dem Dienstrang und der damit
verbundenen Verantwortung (BVerfGE 21, 329, 345; 56,
146, 164). Die Versorgung muss sich zudem an der Ent-
wicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen
Verhältnisse und des allgemeinen Lebensstandards orientie-
ren (BVerfGE 56, 146, 165; 60, 94, 115). Damit erweist sich

der Begriff der Amtsangemessenheit als wertungsoffen, was
auch durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts zum gesetzgeberischen Beurteilungsspielraum im
Hinblick auf Besoldung und Versorgung bestätigt wird.

Letztlich hat der Gesetzgeber nach der ständigen Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts insoweit eine weite
Gestaltungsfreiheit (etwa BVerfGE 56, 353, 359 für die Be-
soldung; etwa BVerfGE 76, 256, für die Versorgung). Das
Alimentationsprinzip setzt der Regelungsfreiheit des Ge-
setzgebers nur Grenzen, wenn die Regelungen dazu führen,
dass das Alimentationsprinzip gänzlich ausgehöhlt wird.
Auch der „einmal erworbene öffentlich-rechtliche Versor-
gungsanspruch“ ist nicht in seiner vollen Höhe als „wohl-
erworbenes Recht“ garantiert (BVerfGE 3, 58, 160). Der
Gesetzgeber darf Versorgungsbezüge kürzen, wenn dies im
Rahmen des von ihm zu beachtenden Alimentationsgrund-
satzes aus sachlichen Gründen gerechtfertigt erscheint
(BVerfGE 76, 256, 310). Dies ist namentlich dann zulässig,
wenn Gründe vorliegen, die im Bereich des Systems der
Alterversorgung liegen und die Kürzung von Versorgungs-
bezügen als sachlich gerechtfertigt erscheinen lassen
(BVerfGE 76, 256, 311). So sind auch Absenkungen eines
erworbenen Versorgungsanspruches im Rahmen des Arti-
kels 33 Abs. 5 GG zulässig.

Die Bemessung des Ruhegehaltes richtet sich nach dem
letzten innegehabten Amt (BVerfGE 61, 43, 58). Dies
entspricht dem Grundsatz der Amtsangemessenheit. Soweit
– wie hier – eine lineare Absenkung aller Versorgungsbe-
züge erfolgt, wird die strukturelle Komponente der Amts-
angemessenheit gewahrt.

Die verfassungsrechtliche Grenze einer Absenkung der ge-
genwärtigen Versorgung wäre nur erreicht, wenn die übrig
bleibende Versorgung im Verhältnis zu den gesamtgesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen, wie insbesondere die
Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse und sozialen
Sicherungssysteme, nicht mehr als den beamtenrechtlichen
Rahmenbedingungen angemessen angesehen werden
könnte. Damit verbleibt dem Gesetzgeber bei der Entschei-
dung über die Angemessenheit der Dienst- und Versor-
gungsbezüge „ein weiter Spielraum des politischen Ermes-
sens, innerhalb dessen er die Versorgung der Beamtinnen
und Beamten den besonderen Gegebenheiten, den tatsächli-
chen Notwendigkeiten sowie der fortschreitenden Entwick-
lung anpassen und verschiedenartige Gesichtspunkte be-
rücksichtigen kann. Dabei muss jede gesetzliche Regelung
des Versorgungsrechts generalisieren und enthält daher un-
vermeidbare Härten; sie mag für die Betroffenen insofern
fragwürdig erscheinen. Daraus sich ergebende Uneben-
heiten, Friktionen und Mängel müssen in Kauf genommen
werden, solange sich für die Gesamtregelung ein plausibler
und sachlich vertretbarer Grund anführen lässt (BVerfGE
76, 256, 295), wie dies hier die parallelen Problemstellun-
gen sämtlicher sozialen Sicherungssysteme darstellen.

Für die Versorgung wird dieser Befund getragen von den
Erkenntnissen des Dritten Versorgungsberichts der Bundes-
regierung. Im Hinblick auf die Finanzlage der öffentlichen
Haushalte und deren ansteigende Belastung durch Versor-
gungskosten ist eine Neubewertung der bereits vorliegenden
Erkenntnisse geboten. Dem Erfordernis der langfristigen
Sicherung der Staatsfinanzen kommt überragende und vor-
rangige Bedeutung zu. Wenn deutliche Einsparungen auf



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 25 – Drucksache 15/5672

der Ausgabeseite der öffentlichen Haushalte überall unum-
gänglich sind, kann der Bereich des Versorgungsrechts nicht
ausgenommen werden, in dem – wie die Vorausberechnun-
gen zum Dritten Versorgungsbericht der Bundesregierung
ausweisen – zur Sicherung der Versorgungsleistungen Ein-
schränkungen unausweichlich notwendig sind.
Auch der Grundsatz des Vertrauensschutzes hindert nicht
den Erlass gesetzlicher Vorschriften, die sich für die Betrof-
fenen ungünstiger als bisherige Regelungen auswirken und
eine Einschränkung bisher eingeräumter Rechtspositionen
mit sich bringen (vgl. BVerfG, ZBR 1982, 242, 243). Der
Vertrauensschutz geht nicht so weit, die oder den von einer
bestimmten Rechtslage Begünstigte oder Begünstigten vor
jeder Enttäuschung ihrer oder seiner Erwartung in deren
Fortbestand zu bewahren (BVerfGE 67, 1, 15; 71, 255, 272;
76, 256, 350).
Dem Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes wird dadurch
Rechnung getragen, dass die neuen Regelungen zur Pen-
sionsformel erst nach einem Übergangszeitraum, wie er in
§ 69e Abs. 3 bis 5 beschrieben wird, ihre volle Wirkung ent-
falten. Damit können sich die vorhandenen und neu hinzu-
kommenden Versorgungsberechtigten auf die neue Rechts-
lage einstellen. Vertrauen schützend wirkt sich auch der
Übergangsmechanismus des § 69e Abs. 3 bis 5 aus. Denn es
werden nicht Versorgungsbezüge gekürzt, sondern lediglich
die Anpassungen und damit Erhöhungen der Versorgung
maßvoll verringert.

Zu Buchstabe b (§ 14 Abs. 4 Satz 3)
Es handelt sich um eine rückwirkende Cent genaue Be-
tragsumstellung auf Euro und damit eine Folgeänderung zu
den Regelungen des Sechsten Euro-Einführungsgesetzes
vom 3. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3306).

Zu Buchstabe c (§ 14 Abs. 5 Satz 1)
Es handelt sich um die gesetzgeberische Klarstellung der
Verwaltungspraxis. Versorgungssystematisch bezieht sich
der Begriff „erdientes Ruhegehalt“ auf die Anwendung aller
Elemente, aus denen sich das Ruhegehalt berechnet, somit
auch der Versorgungsabschlagsregelungen des Absatzes 3.

Zu Buchstabe d (§ 14 Abs. 6 Satz 1)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der
Änderung in Buchstabe a.

Zu Nummer 5 (§ 14a)
Zu Buchstabe a (§ 14a Abs. 1 Satz 1)
Zu Doppelbuchstabe aa (§ 14a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der
Änderung in Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 14a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu durch das Zweite
Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom
23. Dezember 2002 (BGBl. I S. 4621) bedingten Änderun-
gen. Hiermit wurden wichtige sozialversicherungsrechtliche
Veränderungen für die Neuordnung am Arbeitsmarkt auf
Empfehlung der Hartz-Kommission umgesetzt. Danach

wurde die für eine Altersrente vor Vollendung des 65. Le-
bensjahres geltende bisherige rentenunabhängige Hinzuver-
dienstgrenze umgestaltet. Bisher lag die Grenze statisch bei
325 Euro im Monat, jetzt ist sie auf ein Siebtel der monat-
lichen Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch (derzeit 2 415 Euro) festgelegt worden
und nimmt damit an deren Entwicklung teil.

Zu Buchstabe b (§ 14a Abs. 2)
Zu Doppelbuchstabe aa (§ 14a Abs. 2 Satz 1)
Zum einen wird ein redaktionelles Versehen im Zusammen-
hang mit der Gesetzgebung zum Versorgungsänderungs-
gesetz 2001 berichtigt. In der Regelung ist systematisch von
der Erhöhung des Ruhegehaltssatzes auszugehen. Zum an-
deren handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung
zu der Änderung in Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 14a Abs. 2 Satz 2)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der
Änderung in Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a.

Zu Nummer 6 (§ 20 Abs. 1 Satz 3)
Es wird klargestellt, dass § 50e bei der Festsetzung des Wit-
wengeldes nicht anzuwenden ist. Für diesen Personenkreis
können keine rentenrechtlichen Lücken auftreten, weil
Hinterbliebenenrenten insoweit nicht vom Erreichen einer
bestimmten Altersgrenze abhängig sind.

Zu Nummer 7 (§ 24 Abs. 1 Satz 2)
Es wird klargestellt, dass § 50e bei der Festsetzung des Wai-
sengeldes nicht anzuwenden ist. Für diesen Personenkreis
können keine rentenrechtlichen Lücken auftreten, weil
Hinterbliebenenrenten insoweit nicht vom Erreichen einer
bestimmten Altersgrenze abhängig sind.

Zu Nummer 8 (§ 31 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3)
Es handelt sich um die Klarstellung, dass dienstunfallrecht-
lich nach § 31 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 nur die dort genannten
Nebentätigkeiten abgesichert sind.

Zu Nummer 9 (§ 46)
Zu Buchstabe a (§ 46 Abs. 2)
Die bisher in Absatz 2 Satz 2 zitierte Rechtsgrundlage gilt
nach der Modifizierung durch Artikel 4 § 16 Abs. 2 Nr. 8 des
Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetzes vom 30. April
1963 (BGBl. I S. 241) nur noch für Dienstunfälle und nicht
mehr für Arbeitsunfälle, für deren Bereich die §§ 104 ff. des
Siebten Buches Sozialgesetzbuch die einschlägigen Regelun-
gen vorsehen. Die Neuregelung trägt dem auch für Dienstun-
fälle Rechnung.

Zu Buchstabe b (§ 46 Abs. 4 Satz 1)
Die Ergänzung in Absatz 4 Satz 1 ist erforderlich, um die
neben Unfallfürsorgeleistungen gewährten Leistungen aus
einer Kranken- oder Unfallversicherung, die für der Euro-
päischen Union zugewiesene Beamtinnen und Beamte sei-
tens der Kommission abgeschlossen wird, anrechnen zu
können.
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Zu Nummer 10 (§ 47a Abs. 1)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur
Änderung in Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a.

Zu Nummer 11 (§ 50a Abs. 1 Satz 1)

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung.

Zu Nummer 12 (§ 50c)

Zu Buchstabe a (§ 50c Abs. 1 Satz 3)

Es handelt sich um eine klarstellende Ergänzung. Der
Kinderzuschlag zum Witwengeld wird nicht in den von der
Niveauabsenkung ausgenommenen Fällen gewährt (§ 50c
Abs. 1 Satz 3 und § 69e Abs. 5 Satz 3). Das amtsabhängige
Mindestwitwengeld ist um einen Kinderzuschlag zu erhö-
hen, da es nicht von der Niveauabsenkung des Witwengel-
des ausgenommen ist.

Zu Buchstabe b (§ 50c Abs. 4)

Der Regelung bedarf es nicht. Zum einen gehört der Kin-
derzuschlag nach Absatz 1 Satz 2 zur Versorgung, so dass
Gegenstand von Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensrege-
lungen das um den Kinderzuschlag erhöhte Witwengeld ist.
Zum anderen ist in § 69e Abs. 5 Satz 3 die Gewährung von
Kinderzuschlägen zum nicht abgesenkten Witwengeld oh-
nehin ausgeschlossen.

Zu Nummer 13 (§ 50e)

Zu Buchstabe a (§ 50e Abs. 1)

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 50e Abs. 1 Satz 1)

Zu Dreifachbuchstabe aaa (§ 50e Abs. 1 Satz 1 Nr. 4)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der
Änderung in Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a.

Zu Dreifachbuchstabe bbb (§ 50e Abs. 1 Satz 1 Nr. 5)

Es handelt sich um eine Folgeänderung im Zusammenhang
mit der Änderung in Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe a Doppel-
buchstabe bb.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 50e Abs. 1 Satz 2)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der
Änderung in Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a.

Zu Buchstabe b (§ 50e Abs. 2 Satz 2 Nr. 2)

Es handelt sich um eine Folgeänderung im Zusammenhang
mit der Änderung in Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe a Doppel-
buchstabe bb.

Zu Nummer 14 (§ 52)

Zu Buchstabe a (§ 52 Abs. 4)

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. Eine dyna-
mische Verweisung auf die rentenrechtlichen Regelungen
zur Sicherstellung des Rückforderungsanspruchs vermeidet
eine fortlaufende Korrektur.

Zu Buchstabe b (§ 52 Abs. 5)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in
Buchstabe a.

Zu Nummer 15 (§ 53)
Zu Buchstabe a (§ 53 Abs. 2 Nr. 3)
Bei der Regelung handelt es sich zum einen um eine Klar-
stellung hinsichtlich der Anwendung des § 53 Abs. 2 Nr. 3
zweite Alternative. Danach gilt als Mindesthöchstgrenze
nur ein Betrag in Höhe von 71,13 vom Hundert des Ein-
einhalbfachen der jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbezüge
aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4, zuzüglich des
jeweils zustehenden Unterschiedsbetrages nach § 50 Abs. 1
sowie des Betrages in Höhe eines Siebtels der monatlichen
Bezugsgröße (§ 18 Abs. 1 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch).
Zum anderen handelt es sich um eine Folgeänderung aus
dem Zweiten Gesetz für moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I S. 4621).
Hiermit wurden wichtige sozialversicherungsrechtliche Ver-
änderungen für die Neuordnung am Arbeitsmarkt auf Emp-
fehlung der Hartz-Kommission umgesetzt. Danach wurde
die für eine Altersrente vor Vollendung des 65. Lebens-
jahres geltende bisherige rentenunabhängige Hinzuver-
dienstgrenze umgestaltet. Bisher lag die Grenze statisch bei
325 Euro im Monat, jetzt ist sie auf ein Siebtel der monat-
lichen Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch (derzeit 2 415 Euro) festgelegt worden
und nimmt damit an deren Entwicklung teil.
Die Neuregelung der Hinzuverdienstgrenze für Versor-
gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger, die we-
gen Dienstunfähigkeit oder Schwerbehinderung vorzeitig in
den Ruhestand versetzt wurden, wird an die vergleichbaren
Regelungen bei Renten angepasst. Die versorgungsunschäd-
liche Hinzuverdienstgrenze für den genannten Personen-
kreis beträgt damit derzeit 345 Euro (= 1/7 von 2 415 Euro).

Zu Buchstabe b (§ 53 Abs. 7)
Zu Doppelbuchstabe aa (§ 53 Abs. 7 Satz 1)
Mit der Neuregelung wird nicht mehr ausschließlich an die
steuerrechtlichen Einkommensbegriffe angeknüpft. Viel-
mehr soll Einkommen aus den genannten Einkunftsarten
nur dann auf die Versorgungsbezüge angerechnet werden,
wenn den Einkünften eine eigene Beschäftigung oder Tätig-
keit der oder des Versorgungsberechtigten zugrunde liegt.
Damit werden im Rahmen dieser Einkunftsarten reine Kapi-
talbeteiligungen von der Anrechnung ausgenommen.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 53 Abs. 7 Satz 2 neu)
Die Regelung stellt – entsprechend der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts – Einkünfte aus Kapitalvermö-
gen grundsätzlich anrechnungsfrei. Ausnahmsweise wird
aber ein der Versorgungsempfängerin oder dem Versor-
gungsempfänger im Hinblick auf ihre oder seine Tätigkeit
zufließender Gewinn aus einer Kapitalgesellschaft ange-
rechnet. Dazu bedarf es allerdings einer nicht oder nicht an-
gemessen vergüteten Tätigkeit der Versorgungsempfängerin
oder des Versorgungsempfängers für die Kapitalgesell-
schaft. Letztlich soll die Neuregelung damit missbräuch-
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liche Gestaltungsmöglichkeiten vermeiden, bei denen tätig-
keitsbezogenes Einkommen der Versorgungsempfängerin
oder dem Versorgungsempfänger zur Vermeidung einer An-
rechnung als Kapitalertrag gewährt wird. Von der Vorschrift
werden auch ausgeschüttete oder thesaurierte Gewinne aus
Kapitalgesellschaften erfasst, soweit sie verdecktes Tätig-
keitsentgelt darstellen.

Zu Doppelbuchstabe cc (§ 53 Abs. 7 Satz 3 neu)

Der neu gefasste Satz 3 enthält gegenüber der bisherigen
Reglung vier Abweichungen:

– Durch die Differenzierung zwischen steuerpflichtigen
und steuerfreien Aufwandsentschädigungen sollen nur
letztere von der Anrechnung ausgenommen werden.

– Die zweite Änderung folgt der neuesten höchstrichterli-
chen Rechtsprechung (BVerwG, Urteil vom 19. Februar
2004, 2 C 20.03, abgedruckt z. B. in ZBR 2004,
S. 250 ff.), wonach nachweislich anerkannte Werbungs-
kosten nach dem Einkommensteuergesetz von der
Anrechnung freizustellen sind. Diese Freistellung wird
konsequenter Weise auf die anerkannten Betriebsaus-
gaben der Gewinneinkunftsarten ausgedehnt. Dement-
sprechend erfasst der Begriff Einkünfte aus nichtselb-
ständiger Arbeit nur noch den Saldo aus Einnahmen und
anerkannten Werbungskosten. Dieser wird auf die Ver-
sorgungsbezüge angerechnet. Das bedeutet, dass bei Ein-
künften aus selbständiger Arbeit, aus Gewerbebetrieb
und aus Land- und Forstwirtschaft der Gewinn und bei
Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit der Überschuss
der Einnahmen über die anerkannten Werbungskosten
auf der Grundlage des Steuerbescheides zu berücksichti-
gen ist. Von dem anzurechnenden Erwerbseinkommen
ist stets der jeweils geltende steuerrechtliche Pauschbe-
trag abzuziehen, es sei denn, höhere Betriebsausgaben
oder Werbungskosten werden nachgewiesen.

– Die dritte Änderung folgt der Beschlussempfehlung des
Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages (Bun-
destagsdrucksache 15/1795), wonach Jubiläumszuwen-
dungen von der Anrechnung freizustellen sind. Dadurch
werden Versorgungsberechtigte, die durch Geldzuwen-
dung für eine langjährige und zuverlässige Pflichterfül-
lung sowie gegenüber dem Dienstherrn gezeigte Treue
belohnt wurden, nicht mehr finanziell benachteiligt.

– Die vierte Änderung stellt aus sozialen Gründen sicher,
dass der steuerfreie Teil von Pflegegeldern im Sinne des
§ 37 des Elften Buches Sozialgesetzbuch anrechnungs-
frei bleibt.

Zu Nummer 16 (§ 54 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 3 und 5)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Änderung in
Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a.

Zu Nummer 17 (§ 55 Abs. 1)

Zu Buchstabe a (§ 55 Abs. 1 Satz 2)

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 55 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 neu)

Mit der Regelung werden auch die Renten aus der Alters-
sicherung der Landwirte von der Ruhensregelung des § 55
erfasst.

Nach den Grundsätzen der Versorgung sind sämtliche For-
men von Doppelversorgung aus öffentlichen Kassen zu ver-
meiden, wozu wegen des hohen Bundeszuschusses auch die
Leistungen nach dem Gesetz über die Alterssicherung der
Landwirte (ALG) gehören. Auch die höchstrichterliche
Rechtsprechung hält es für zulässig, wenn Rentenleistun-
gen, die auf einem zulässigen Nebenerwerb beruhen, auf die
Versorgung angerechnet werden. Letztlich soll jede Beamtin
und jeder Beamte durch Anrechnungsregelungen so gestellt
werden, als sei sie oder er lebenslang nur als Beamtin oder
Beamter tätig gewesen. Dabei bleiben die anderweitigen
Versorgungsleistungen unangetastet. Nur die individuelle
Gesamtversorgung, die bereits alle sozialen Komponenten
enthält, bleibt begrenzt.
Die Regelung folgt den Bemerkungen des Bundesrech-
nungshofes 2001 (Bundestagsdrucksache 14/7018 Nr. 10)
und der Aufforderung des Rechnungsprüfungsausschusses
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages (Pro-
tokoll Nummer 29 vom 25. Januar 2002 Punkt 5f der Tages-
ordnung).
Übergangsregelungen aus Gründen des Vertrauensschutzes
enthält § 69e Abs. 10.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 55 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 neu)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur
Änderung in Buchstabe a.

Zu Buchstabe b (§ 55 Abs. 1 Satz 7)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu den entsprechen-
den Regelungen des Altersvermögensergänzungsgesetzes
vom 21. März 2001 (BGBl. I S. 403). Damit werden im
Rahmen der Anrechnung die auf ein Rentensplitting unter
Ehegatten zurückzuführenden Rententeile ähnlich wie beim
Versorgungsausgleich außer Betracht gelassen.

Zu Nummer 18 (§ 56)
Zu Buchstabe a (§ 56 Abs. 1 Satz 1)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Änderung in
Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a.

Zu Buchstabe b (§ 56 Abs. 2)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur
Änderung des § 50 Abs. 5 nach dem Gesetz über die Anpas-
sung von Dienst- und Versorgungsbezügen in Bund und
Ländern 2003/2004 sowie zur Änderung dienstrechtlicher
Vorschriften (Bundesbesoldungs- und -versorgungsan-
passungsgesetz 2003/2004 – BBVAnpG 2003/2004) vom
10. September 2003 (BGBl. I S. 1798).

Zu Buchstabe c (§ 56 Abs. 6 Satz 3 Nr. 1)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Änderung in
Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a.

Zu Buchstabe d (§ 56 Abs. 8 neu)
Die Neuregelung stellt entsprechend bisheriger Verwal-
tungspraxis klar, dass der Ruhensbetrag nach § 56 von den
Versorgungsbezügen abzuziehen ist, die sich nach Anwen-
dung der Ruhensvorschriften der §§ 53 bis 55 ergeben.
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Zu Nummer 19 (§ 66)
Zu Buchstabe a (§ 66 Abs. 2 Satz 1)
Die Änderungen passen den Sockel-Ruhegehaltssatz, auf
dem die besondere Versorgungsstaffel der Beamtinnen und
Beamten auf Zeit aufbaut, an die mit dem Versorgungsände-
rungsgesetz 2001 eingeleitete und mit diesem Gesetz fort-
geführte Niveauabsenkung an. Die Neuregelungen stellen
damit sicher, dass auch für Versorgungsfälle, die nach der
achten auf den 31. Dezember 2002 folgenden Anpassung
der Versorgungsbezüge nach § 70 eintreten, ein abgesenkter
Sockel-Ruhegehaltssatz gilt. Bei der Berechnung der Amts-
zeitversorgung darf es zu keiner Besserstellung der später
eintretenden Versorgungsfälle gegenüber den in der Über-
gangszeit festgesetzten Ruhegehältern kommen.

Zu Buchstabe b (§ 66 Abs. 8 Satz 1)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Änderung in
Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a.

Zu Buchstabe c (§ 66 Abs. 9 Satz 1)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in
Artikel 1 Nr. 3.

Zu Nummer 20 (§ 69)
Zu Buchstabe a (§ 69 Abs. 1 Nr. 2)
Zu Doppelbuchstabe aa (§ 69 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1)
Die Regelung stellt klar, dass die in Artikel 11
BeamtVGÄndG 1993 enthaltenen Besitzschutzregelungen
für die am 1. Oktober 1994 vorhandenen Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungsempfänger gewährleistet
bleiben.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 69 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3)
Die Regelung stellt aus verwaltungsökonomischen Gründen
sicher, dass die anteilige Berechnungsweise in § 14a Abs. 2
Satz 4 auf die Bestandsfälle nicht anzuwenden ist.

Zu Doppelbuchstabe cc (§ 69 Abs. 1 Nr. 2 Satz 5 neu)
Die Regelung stellt klar, dass die Bezüge der am 31. De-
zember 1976 entpflichteten Hochschullehrerinnen und
Hochschullehrer sowie die Versorgungsbezüge aufgrund
eines Kriegsunfalls von der Niveauabsenkung des Ver-
sorgungsänderungsgesetzes 2001 und dieses Gesetzes
ausgenommen sind.

Zu Buchstabe b (§ 69 Abs. 4 Satz 2)
Zum einen handelt es sich um eine Folgeänderung zur Än-
derung in Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa.
Zum anderen wird sichergestellt, dass auch auf Altfälle die
Regelung zur Einschränkung der Mindestbelassung beim
Bezug von Verwendungseinkommen aus vergleichbarer Be-
soldungs- und Vergütungsgruppe anzuwenden ist. Ferner
wird mit der Regelung im angefügten Halbsatz die Niveau-
absenkung nach diesem Gesetz für die Zeit ab der achten
auf den 31. Dezember 2002 folgenden Anpassung nach § 70
im Rahmen des zeitbezogenen Ruhens nach § 56 Abs. 1 in
den Fällen berücksichtigt, in denen die Vorschrift in der bis
zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung anzuwenden ist.

Zu Nummer 21 (§ 69a)

Zu Buchstabe a (§ 69a Nr. 1)

Die Regelung stellt klar, dass die in Artikel 11
BeamtVGÄndG 1993 enthaltenen Besitzschutzregelungen
für die am 1. Oktober 1994 vorhandenen Versorgungsemp-
fängerinnen und Versorgungsempfänger gewährleistet und
Empfängerinnen und Empfänger von Kriegsunfallversor-
gung von der Niveauabsenkung des Versorgungsänderungs-
gesetzes 2001 und dieses Gesetzes ausgenommen bleiben.
Darüber hinaus wird aus verwaltungsökonomischen Grün-
den sichergestellt, dass die anteilige Berechnungsweise in
§ 14a Abs. 2 Satz 4 auf die Bestandsfälle nicht anzuwenden
ist. Weiterhin wird sichergestellt, dass auch auf Altfälle die
Regelung zur Einschränkung der Mindestbelassung beim
Bezug von Verwendungseinkommen aus vergleichbarer Be-
soldungs- und Vergütungsgruppe anzuwenden ist.

Zu Buchstabe b (§ 69a Nr. 5)

Die Regelung berücksichtigt zum einen die Niveauabsen-
kung nach diesem Gesetz für die Zeit ab der achten auf den
31. Dezember 2002 folgenden Anpassung nach § 70 im
Rahmen des zeitbezogenen Ruhens nach § 56 Abs. 1 in den
Fällen, in denen die Vorschrift in der bis zum 31. Dezember
1991 geltenden Fassung anzuwenden ist. Zum anderen wird
aus verwaltungsökonomischen Gründen sichergestellt, dass
die anteilige Berechnungsweise in § 14a Abs. 2 Satz 4 auf
die Bestandsfälle nicht anzuwenden ist.

Zu Nummer 22 (§ 69c Abs. 5 Satz 4 neu)

Die Regelung berücksichtigt die Niveauabsenkung nach
diesem Gesetz für die Zeit ab der achten auf den 31. Dezem-
ber 2002 folgenden Anpassung nach § 70 im Rahmen des
zeitbezogenen Ruhens nach § 56 Abs. 1 in den Fällen, in
denen die Vorschrift in einer früheren Fassung anzuwenden
ist.

Zu Nummer 23 (§ 69e)

Der neu gefasste § 69e enthält neben den Übergangsrege-
lungen zum Versorgungsänderungsgesetz 2001 die aus An-
lass dieses Gesetzes erforderlichen Übergangsregelungen
im Hinblick auf die Absenkung des Versorgungsniveaus.

Die materiellen Übertragungsregelungen zum rentenrecht-
lichen Nachhaltigkeitsfaktor sind in den neu gefassten Ab-
sätzen 1 bis 5 enthalten. Auf der Basis der bisher erreichten
dritten auf den 31. Dezember 2002 folgenden Anpassung
nach § 70 werden die den Anstieg der Versorgungsbezüge
dämpfenden Anpassungsfaktoren zu den ruhegehaltfähigen
Dienstbezügen entsprechend der Dämpfung des Renten-
anstiegs durch den Nachhaltigkeitsfaktor aufgestockt. Dies
ergibt bei unterstellter jährlicher Anpassung der Versor-
gungsbezüge eine Reduzierung des in den Regelungen des
Absatzes 4 und des § 14 Abs. 1 Satz 1 zum Ausdruck kom-
menden Höchstruhegehaltssatzes auf 71,13 vom Hundert im
Jahre 2010. Für eine Übergangsphase zwischen der siebten
und achten auf den 31. Dezember 2002 folgenden Anpas-
sung werden diese Regelungen in Absatz 5 um eine Evalua-
tionsklausel ergänzt. Diese sichert den Gleichklang der Ent-
wicklung der Alterssicherungssysteme und der allgemeinen
wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse sowohl für
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die Zeit bis zur achten als auch für die Zeit nach der achten
auf den 31. Dezember 2002 folgenden Anpassung.

Im Einzelnen
Zu Absatz 1
Die Übergangsregelung des Absatzes 1 stellt sicher, dass die
am 1. Januar 2002 vorhandenen Versorgungsempfängerin-
nen und Versorgungsempfänger grundsätzlich von den
Maßnahmen des Versorgungsänderungsgesetzes 2001 und
dieses Gesetzes nicht betroffen sind. Ausgenommen davon
sind Anpassungsmaßnahmen an frühere gesetzliche Ände-
rungen sowie zur Übertragung der Rentenreformen, insbe-
sondere die Regelungen zur stufenweisen Abflachung der
acht auf den 31. Dezember 2002 folgenden Anpassungen
der Versorgungsbezüge nach § 70 und die Regelungen zur
Einschränkung der Mindestbelassung beim Bezug von Ver-
wendungseinkommen aus vergleichbarer Besoldungs- und
Vergütungsgruppe.

Zu Absatz 2
Die Vorschrift bestimmt für nach dem 31. Dezember 2001
eintretende Versorgungsfälle die Anwendung des bis zu die-
sem Zeitpunkt geltenden Rechts, soweit dies als Grundlage
für die schrittweise Abflachung der acht auf den 31. De-
zember 2002 folgenden Versorgungsanpassungen erforder-
lich ist. Mit dem Satz 2 wird sichergestellt, dass in dem
Zeitraum von der ersten bis zur achten Anpassung nach dem
31. Dezember 2002 eine schrittweise Abflachung der
Leistung nach § 50e parallel zu den sonstigen Abflachungs-
maßnahmen erfolgt. Satz 3 stellt den vorübergehenden
Charakter des Absatzes 2 sicher.

Zu Absatz 3
Die Vorschrift überträgt die in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung mit dem Altersvermögensergänzungsgesetz (AV-
mEG) vorgenommene schrittweise Berücksichtigung des
Aufwands für die zusätzliche Altersvorsorge bei den Ren-
tenanpassungen wirkungsgleich auf die Versorgung. Dies
geschieht durch eine geringere Anpassung der Versorgungs-
bezüge bei den linearen Erhöhungen. Darauf aufbauend
wird das Gesetz zur Sicherung der nachhaltigen Finan-
zierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung
(RV-Nachhaltigkeitsgesetz) vom 21. Juli 2004 (BGBl. I
S. 1791) nachgezeichnet.
Satz 1 beinhaltet die wesentliche Folgeänderung zu der
Änderung in Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a. Die Regelung be-
wirkt durch Einführung eines sich schrittweise verändern-
den Berechnungsfaktors eine Verminderung der Anpassung
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Durch die Übertra-
gungsmaßnahmen werden Versorgungsempfängerinnen und
Versorgungsempfänger in gleichem Umfang betroffen wie
die Rentnerinnen und Rentner durch Einfügung des Nach-
haltigkeitsfaktors in die Rentenformel. Ausgenommen von
den Maßnahmen sind nach Satz 2 lediglich die amtsabhän-
gige und die amtsunabhängige Mindestversorgung sowie
die entpflichteten Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rer im Sinne des § 91 Abs. 2 Nr. 1.
Im Interesse eines möglichst geringen Aufwands bei der
praktischen Durchführung der Umstellung für die vorhande-
nen Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfän-

ger und – bei unterstellter jährlicher Anpassung – bis zum
Jahr 2010 in den Ruhestand tretenden Beamtinnen und Be-
amten erfolgt die schrittweise Verminderung mittels eines
Anpassungsfaktors. Dadurch vermindern sich die Versor-
gungsbezüge in dem Umfang, in dem sich auch der versor-
gungsrechtliche Steigerungssatz und der Höchstruhege-
haltssatz bei einer unmittelbaren Absenkung dieser Sätze
vermindern würden. Die Auswirkungen, die diese Maßnah-
men auf den Steigerungssatz sowie den Höchstruhegehalts-
satz nach § 14 Abs. 1 Satz 1 haben, ergeben sich aus der
folgenden Übersicht (dabei wird eine Steigerung der ruhe-
gehaltfähigen Dienstbezüge von 1,5 v. H. angenommen):

Satz 3 bestimmt, dass die Regelungen nach Satz 1 ebenfalls
Anwendung auf die Ruhensvorschriften der §§ 53 bis 56
sowie die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfänger finden, denen die in Satz 3 genannten Bezüge
zustehen. Im Wesentlichen handelt es sich hierbei um Kom-
munalbedienstete, in der Regel Arbeiterinnen und Arbeiter,
die Versorgung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen erhal-
ten, und Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsemp-
fänger, die nach altem Recht vor dem Jahr 1977 schuldlos
geschieden worden sind.

Der Satz 4 bezieht die Anpassungszuschläge, die pauschal
zur Angleichung der Versorgungsbezüge an Erhöhungen der
Dienstbezüge der aktiven Beamtinnen und Beamten ge-
währt wurden, und den Strukturausgleich als Ausgleich für
strukturelle Besoldungsverbesserungen bei der aktiven
Beamtenschaft in die Anpassungsmaßnahmen nach Satz 1
ein.

Der letzte Satz des Absatzes 3 wurde durch das Gesetz zum
Ausschluss von Dienst-, Amts- und Versorgungsbezügen
von den Einkommensanpassungen 2003/2004 (Anpassungs-
ausschlussgesetz) eingefügt und stellt sicher, dass für
Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger,
die von den Versorgungserhöhungen 2003/2004 nach § 71
i. V. m. § 14 Abs. 2 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes
ausgenommen sind, die ersten drei Abflachungsschritte
nach dem Versorgungsänderungsgesetz 2001 aus den Jahren
2003 und 2004 in einem Zuge und unabhängig von einer
linearen Versorgungserhöhung erfolgen.

ab der …
Anpassung
nach dem

31. 12. 2002

entspricht einem

Anpas-
sungs-
faktor
von

Höchstruhe-
gehaltssatz
von (§ 14

Abs. 1 Satz 1)
vom Hundert

Steigerungs-
satz von

(§ 14 Abs. 1
Satz 1)

vom Hundert

1. 0,99458 74,59 1,86484

2. 0,98917 74,19 1,85469

3. 0,98375 73,78 1,84453

4. 0,976578 73,24 1,83108

5. 0,969458 72,71 1,81773

6. 0,962390 72,18 1,80448

7. 0,955374 71,65 1,79133
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Zu Absatz 4

Die Regelung gibt den Rechtszustand an, der sich nach der
achten auf den 31. Dezember 2002 folgenden Versorgungs-
anpassung nach § 70 und damit dem Abschluss der Anpas-
sungsmaßnahmen nach Absatz 3 ergeben wird. Von diesem
Zeitpunkt an gelten uneingeschränkt die mit diesem Gesetz
veränderten Ruhegehaltssätze bzw. Höchstgrenzen.

Der jeweilige Ruhegehaltssatz der Versorgungsempfänge-
rinnen und Versorgungsempfänger wird dann voraussicht-
lich im Jahre 2010 um ca. 5,2 Prozent (75 vom Hundert =
100 Prozent, 71,13 vom Hundert = 94,84 Prozent) vermin-
dert sein. Die Verminderung gegenüber dem alten Höchst-
ruhegehaltssatz beträgt 3,87 Prozentpunkte (75 vom Hun-
dert ./. 71,13 vom Hundert). Davon entfallen 3,25 Prozent-
punkte auf die Maßnahmen der 1. Stufe des Versorgungsän-
derungsgesetzes 2001 und 0,62 Prozentpunkte auf die ersten
Maßnahmenschritte zur Übertragung des rentenrechtlichen
Nachhaltigkeitsfaktors auf die Versorgung.

Der sich danach ergebende neue Ruhegehaltssatz wird der
Versorgungsempfängerin und dem Versorgungsempfänger
auf der Grundlage der Vorschrift mitgeteilt. Die dement-
sprechend ermittelten Versorgungsbezüge bilden die Basis
künftiger Anpassungen.

Zu Absatz 5

Mit der Regelung wird eine parallele Entwicklung insbeson-
dere der beiden großen Alterssicherungssysteme der Bun-
desrepublik Deutschland sichergestellt. Mit der Revisions-
klausel wird erreicht, dass Rente und Versorgung sich im
Gleichklang entwickeln und fortgeschrieben werden. Mit
Ablauf der siebten Übertragungsstufe wird festzustellen
sein, ob die mit diesem Gesetz angestrebte wirkungsgleiche
und systemgerechte Übertragung der Rentenreformmaß-
nahmen erreicht wurde und die erwarteten Kosten- und Be-
lastungswirkungen eingetreten sind bzw. künftig eintreten
werden. Der Gesetzgeber wird dann vor allem unter Berück-
sichtigung der allgemeinen Entwicklung der Alterssiche-
rungssysteme und der dann gegebenen Situation in den
öffentlich-rechtlichen Versorgungssystemen, insbesondere
der Entwicklung der Versorgungsausgaben die notwendigen
Schlüsse zu ziehen und ggf. die erforderlichen Änderungen
zu beschließen haben.

Zu den Absätzen 6 bis 8

Die Übergangsvorschriften waren inhaltlich im Wesent-
lichen unverändert aus der Gesetzgebung des Versorgungs-
änderungsgesetzes 2001 zu übernehmen. In Absatz 8 wird
allerdings klargestellt, dass auch die auf § 66 Abs. 2 beru-
hende Versorgung eines Beamten auf Zeit nach der achten
auf den 31. Dezember 2002 folgenden Anpassung nach § 70
nicht von der Regelung des § 69e Abs. 4 erfasst wird.

Zu Absatz 9

Es handelt sich um eine Besitzschutzregelung für Versor-
gungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger, die im
Zeitpunkt der Einbeziehung der steuerpflichtigen Auf-
wandsentschädigungen in die Anrechnungsregelungen eine
solchermaßen entschädigte Tätigkeit ausüben.

Zu Absatz 10

Satz 1 der Übergangsregelung stellt sicher, dass bis zum Tag
des Inkrafttretens abgeschlossene Fälle von Rentenanrech-
nungen aus Anlass der Neuregelungen zur Einbeziehung der
Renten nach dem Gesetz über die Alterssicherung der Land-
wirte (ALG-Renten) in die Ruhensregelung des § 55 nicht
betroffen sind.

Durch Satz 2 der Übergangsregelung wird der Teil der
Rente aus der Alterssicherung der Landwirte von der
Ruhensregelung nach § 55 Abs. 1 ausgenommen, der auf
rentenrechtlichen Zeiten in der Alterssicherung der Land-
wirte beruht, die bis zum Inkrafttreten des Versorgungs-
nachhaltigkeitsgesetzes erworben wurden. Hiermit wird
dem Vertrauensschutz derjenigen Versicherten der Alters-
sicherung der Landwirte Rechnung getragen, die im Ver-
trauen auf die bisherige Rechtslage weiterhin Beiträge zur
Alterssicherung der Landwirte gezahlt und damit dort
Anwartschaften erworben haben, obwohl sie wegen einer
parallel ausgeübten Tätigkeit im Beamtenverhältnis in der
Alterssicherung der Landwirte ein Befreiungsrecht gehabt
hätten. Die zur Alterssicherung der Landwirte gezahlten
Beiträge sind rechtlich betrachtet Pflichtbeiträge. Wegen
des bestehenden Befreiungsrechts sind sie faktisch wie eine
Pflichtversicherung auf Antrag gemäß § 4 Abs. 2 des Sechs-
ten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) zu werten. Unter
dem Gesichtspunkt der Beseitigung der aus dem Arbeitsle-
ben erwachsenen Überversorgung ist es sachgerecht, Renten
aus einer Pflichtversicherung auf Antrag genau wie Renten
aus der gesetzlichen Rentenversicherung zu behandeln
(BVerfGE 76, 256 [336]). Mit der Übergangsregelung sol-
len diejenigen Versorgungsempfänger geschützt werden, die
im Vertrauen auf die Rechtslage bis zum Inkrafttreten dieses
Gesetzes vom bestehenden Befreiungsrecht keinen Ge-
brauch gemacht haben.

Unter die Übergangsregelung fallen demzufolge auch Ren-
ten wegen Todes, soweit sie sich aus dem Teil der Versicher-
tenrente ableiten, der nicht der Ruhensregelung nach § 55
Abs. 1 unterliegt.

Zu Nummer 24 (§ 69f neu)

Die Übergangsregelung schließt sich an die in dieser Fas-
sung ab 1. Januar 2010 geltenden Neuregelungen des § 12
Abs. 1 Satz 1 sowie § 66 Abs. 9 Satz 1 an und trägt dem
Grundsatz des Vertrauensschutzes Rechnung, der im Beam-
tenverhältnis seine besondere Ausprägung durch Artikel 33
Abs. 5 GG erfahren hat (vgl. BVerfGE 52, 303 [345]; 67,
1 [14]; st. Rspr.).

Grundsätzlich können die Beamtin und der Beamte – wie
jede Staatsbürgerin, jeder Staatsbürger – nicht darauf ver-
trauen, dass eine für sie oder ihn günstige gesetzliche Rege-
lung in aller Zukunft bestehen bleibt. Die Beamtin oder der
Beamte hat keinen Anspruch darauf, dass die Rechtsverhält-
nisse, unter denen sie oder er in das Beamtenverhältnis ein-
getreten ist, auf ewig erhalten bleiben (BVerfGE 70, 69 [84
m. w. N.]). Die Frage, welche Zeiten als ruhegehaltfähige
Dienstzeiten für die Bemessung der Versorgungsansprüche
berücksichtigt werden, ist vom Gesetzgeber bereits in der
Vergangenheit in unterschiedlicher und wechselvoller Weise
gelöst worden (z. B. Festsetzung auf drei Jahre ab 1. Juli
1997 aufgrund des Artikels 4 Nr. 4 des Reformgesetzes vom
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24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322)). Im Hinblick auf diese
durchaus wechselvolle Geschichte der Anrechnung von
Ausbildungszeiten auf die ruhegehaltfähige Dienstzeit
konnten die Beamtinnen und Beamten ein schutzwürdiges
Vertrauen auf den Fortbestand gerade dieser gesetzlichen
Regelungen nicht bilden.
Nach der rentengleichen Übergangsregelung des § 69f wird
die zeitlich beschränkte Berücksichtigung von Hochschul-
ausbildungszeiten im Hinblick auf den Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit mit Schonung vorgenommen. Den im Zeit-
punkt des Inkrafttretens der Neuregelungen dieses Gesetzes
betroffenen Beamtinnen und Beamten wird eine Übergangs-
frist eingeräumt, damit sie sich auf die neue Lage einstellen
können.

Im Einzelnen
Zu Absatz 1
Die Übergangsregelung des Absatzes 1 stellt sicher, dass die
Neuregelungen dieses Gesetzes über die zeitliche einge-
schränkte Berücksichtigung von Zeiten der Hochschulaus-
bildung in der Versorgung – entsprechend den rentenrecht-
lichen Regelungen – nicht bei der Festsetzung der ruhege-
haltfähigen Dienstzeit für Versorgungsfälle gelten, die vor
dem 1. Januar 2006 eingetreten sind. Diese Festsetzung der
ruhegehaltfähigen Dienstzeit hat Bestand auch für die Fest-
setzung der daraus abgeleiteten künftigen Hinterbliebenen-
bezüge.

Zu Absatz 2
Die Vorschrift bestimmt für nach dem 31. Dezember 2005
eintretende Versorgungsfälle die Anwendung des bis zum
31. Dezember 2005 geltenden Rechts als Grundlage für die
in Monatsschritten erfolgende Verminderung der Berück-
sichtigung von Zeiten der Hochschulausbildung nach § 12
Abs. 1 Satz 1 sowie § 66 Abs. 9 Satz 1. Die Auswirkungen
auf den Umfang der Höchstgrenze der berücksichtigungs-
fähigen Zeit einer Hochschulausbildung ergeben sich aus
der im Gesetz ausgewiesenen Übersicht.
Damit wird sichergestellt, dass in der Zeit von 2006 bis
2009 die möglichen Auswirkungen in der Versorgung den
höchstmöglichen Wirkungen auf die Rente in absoluten
Beträgen nahe kommen.

Zu Nummer 25 (§ 85 Abs. 6 Satz 5 neu)
Es wird klargestellt, dass für die Berechnung die neuen
Rundungsvorschriften des § 14 Abs. 1 Satz 2 bis 4 anzu-
wenden sind.

Zu Nummer 26 (§ 91 Abs. 2 Nr. 3 Satz 2 neu)
Es wird klargestellt, dass die Vorschriften über die Niveau-
absenkung nach dem Versorgungsänderungsgesetz 2001
und diesem Gesetz auch bei der Bemessung der Hinterblie-
benenversorgung nach einer entpflichteten Hochschullehre-
rin oder einem entpflichteten Hochschullehrer anzuwenden
sind.

Zu Nummer 27 (§ 107b Abs. 6 neu)
Die Regelung stellt sicher, dass eine Versorgungslastentei-
lung bei der Reaktivierung eines im (einstweiligen) Ruhe-

stand befindlichen Beamten nicht von der Zustimmung des
früheren Dienstherrn abhängt, weil eine ohne Vereinbarung
erfolgende Übernahme beim neuen Dienstherrn zu unge-
rechtfertigten Mehrbelastungen führen würde. Insofern ist
die Neuregelung der Regelung in § 107c ähnlich, ohne aller-
dings die dortige Altersbegrenzung vorzusehen.

Zu Artikel 2 (Änderung des Soldatenversorgungs-
gesetzes)

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht)
Es handelt sich um redaktionelle Änderungen.

Zu Nummer 2 (§ 5)
Zu Buchstabe a (§ 5 Abs. 7 Satz 1)
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen zu der
am 1. April 2005 in Kraft getretenen Neufassung des Be-
rufsbildungsgesetzes.

Zu Buchstabe b (§ 5 Abs. 11 Satz 2)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der
Neufassung des § 11 durch das Berufsförderungsfortent-
wicklungsgesetz.

Zu Nummer 3 (§ 11a Abs. 2)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der
Neufassung des § 11 durch das Berufsförderungsfortent-
wicklungsgesetz.

Zu Nummer 4 (§ 12)
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen zu der
Neufassung des § 11 durch das Berufsförderungsfortent-
wicklungsgesetz.

Zu Nummer 5 (§ 14 Abs. 1)
Zu Buchstabe a (§ 14 Abs. 1 Nr. 6)
Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a wird
verwiesen.

Zu Buchstabe b (§ 14 Abs. 1 Nr. 10)
Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe b wird
verwiesen.

Zu Nummer 6 (§ 23)
Zu Buchstabe a (§ 23 Abs. 1 Satz 1)
Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 3 wird verwiesen.

Zu Buchstabe b (§ 23 Abs. 4)
Es handelt sich um Anpassungen an die entsprechenden
Regelungen in § 6 des Beamtenversorgungsgesetzes.

Zu Nummer 7 (§ 26)
Zu Buchstabe a (§ 26 Abs. 1 Satz 1)
Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a wird
verwiesen. Übergangsregelungen enthält § 97.
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Zu Buchstabe b (§ 26 Abs. 2 Satz 2)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in
Buchstabe a.

Zu Buchstabe c (§ 26 Abs. 3)

Zu den Doppelbuchstaben aa und bb
(§ 26 Abs. 3 Satz 1 und 2)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in
Buchstabe a. Entsprechend der Abflachung des Ruhege-
haltssatzes sind auch die Erhöhungszuschläge für die Be-
rufssoldatinnen und Berufssoldaten, die wegen Überschrei-
tens der für sie unterhalb des 60. Lebensjahres festgesetzten
besonderen Altersgrenze in den Ruhestand versetzt werden,
stufenweise zu vermindern. Auf die Übergangsregelung des
§ 97 wird verwiesen.

Zu Buchstabe d (§ 26 Abs. 4 Satz 1)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in
Buchstabe a. Entsprechend der Abflachung des Ruhe-
gehaltssatzes sind auch die Erhöhungszuschläge für Offi-
ziere, die als Flugzeugführer oder Waffensystemoffizier von
strahlgetriebenen Kampfflugzeugen wegen Überschreitens
der für sie festgesetzten besonderen Altersgrenze in den
Ruhestand versetzt werden, stufenweise zu vermindern. Auf
die Übergangsregelung des § 97 wird verwiesen.

Zu Buchstabe e (§ 26 Abs. 8 Satz 1)

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe c wird
verwiesen.

Zu Buchstabe f (§ 26 Abs. 9 Satz 1)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in
Buchstabe a.

Zu Nummer 8 (§ 26a)

Zu Buchstabe a (§ 26a Abs. 1 Satz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 26a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur
Änderung in Artikel 2 Nr. 7 Buchstabe a.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 26a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4)

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe a Doppel-
buchstabe bb wird verwiesen.

Zu Buchstabe b (§ 26a Abs. 2 Satz 1)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur
Änderung in Artikel 2 Nr. 7 Buchstabe a.

Zu Nummer 9 (§ 27)

Zu Buchstabe a (§ 27 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in
Artikel 1 Nr. 8.

Zu Buchstabe b (§ 27 Abs. 4 Satz 3)

Es handelt sich um eine Maßnahme im Rahmen des vom
Bundeskabinett beschlossenen Projekts Rechtsbereinigung.
Durch die unmittelbare Verweisung in § 27 auf die Berufs-
krankheiten-Verordnung wird die bisherige Verordnung zu
§ 27 des Soldatenversorgungsgesetzes (SVG) entbehrlich
und kann aufgehoben werden (vgl. Artikel 8).

Zu Nummer 10 (§ 38 Abs. 4)

Zu Buchstabe a (§ 38 Abs. 4 Satz 3)

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 5 Buchstabe a Doppel-
buchstabe bb wird verwiesen.

Zu Buchstabe b (§ 38 Abs. 4 Satz 4)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. Ge-
mäß § 38 Abs. 4 Satz 4 SVG bleiben bei der Prüfung eines
Anspruchs auf die erhöhte Ausgleichszahlung Einkünfte im
Sinne des § 53 Abs. 3 und 4 SVG unberücksichtigt. Das
Urlaubsgeldgesetz und das Gesetz über die Gewährung
einer jährlichen Sonderzuwendung, auf die in § 53 Abs. 3
und 4 SVG bisher verwiesen wurde, sind durch Artikel 18
des Gesetzes vom 10. September 2003 (BGBl. I S. 1798)
aufgehoben worden. In § 38 Abs. 4 SVG soll nun allgemein
auf Einkünfte im Sinne des durch Artikel 15 des genannten
Gesetzes vom 10. September 2003 geänderten § 47 Abs. 3
SVG verwiesen werden, der eine jährliche Sonderzahlung
nach besonderer bundesgesetzlicher Regelung vorsieht.

Zu Nummer 11 (§ 42 Abs. 1 Satz 1)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der
Neufassung des § 11 durch das Berufsförderungsfortent-
wicklungsgesetz.

Zu Nummer 12 (§ 44 Abs. 2 Satz 1)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der
Neufassung des § 11 durch das Berufsförderungsfortent-
wicklungsgesetz.

Zu Nummer 13 (§ 45 Abs. 1 Nr. 3)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der
Neufassung des § 11 durch das Berufsförderungsfortent-
wicklungsgesetz.

Zu Nummer 14 (§ 47 Abs. 1 Satz 1)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der
Neufassung des § 11 durch das Berufsförderungsfortent-
wicklungsgesetz.

Zu Nummer 15 (§ 49)

Zu Buchstabe a (§ 49 Abs. 4)

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe a wird
verwiesen.

Zu Buchstabe b (§ 49 Abs. 5)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in
Buchstabe a.
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Zu Nummer 16 (§ 53)
Zu Buchstabe a (§ 53 Abs. 2 Nr. 3)
Im Hinblick auf die Höchstgrenzenregelung für Soldatinnen
und Soldaten im Ruhestand, die wegen Dienstunfähigkeit,
die nicht auf einer Wehrdienstbeschädigung beruht, in den
Ruhestand versetzt worden sind, wird auf die Begründung
zu Artikel 1 Nr. 15 Buchstabe a verwiesen.

Zu Buchstabe b (§ 53 Abs. 5)
Zu Doppelbuchstabe aa (§ 53 Abs. 5 Satz 1)
Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 15 Buchstabe b Dop-
pelbuchstabe aa wird verwiesen.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 53 Abs. 5 Satz 2 neu)
Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 15 Buchstabe b Dop-
pelbuchstabe bb wird verwiesen.

Zu Doppelbuchstabe cc (§ 53 Abs. 5 Satz 3 neu)
Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 15 Buchstabe b Dop-
pelbuchstabe cc wird verwiesen.

Zu Nummer 17 (§ 55 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 sowie Satz 3 und 5)
Es handelt sich um Folgeänderungen zur Änderung in Arti-
kel 2 Nr. 7 Buchstabe a.

Zu Nummer 18 (§ 55a Abs. 1)
Zu Buchstabe a (§ 55a Abs. 1 Satz 2)
Zu Doppelbuchstabe aa (§ 55a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 neu)
Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 17 Buchstabe a Dop-
pelbuchstabe aa wird verwiesen.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 55a Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 neu)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur
Änderung in Doppelbuchstabe aa.

Zu Buchstabe b (§ 55a Abs. 1 Satz 7)
Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 17 Buchstabe b wird
verwiesen.

Zu Nummer 19 (§ 55b)
Zu Buchstabe a (§ 55b Abs. 1 Satz 1)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in
Artikel 2 Nr. 7 Buchstabe a.

Zu Buchstabe b (§ 55b Abs. 3)
Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 18 Buchstabe b wird
verwiesen.

Zu Buchstabe c (§ 55b Abs. 7 Satz 3 Nr. 1)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in
Artikel 2 Nr. 7 Buchstabe a.

Zu Buchstabe d (Absatz 8 neu)
Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 18 Buchstabe d wird
verwiesen.

Zu Nummer 20 (§ 59 Abs. 4)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu der
Neufassung des § 11 durch das Berufsförderungsfortent-
wicklungsgesetz.

Zu Nummer 21 (§ 60 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2)

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen zu der
Neufassung des § 11 durch das Berufsförderungsfortent-
wicklungsgesetz.

Zu Nummer 22 (§ 63g Satz 1)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in
Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe b.

Zu Nummer 23 (§ 70 Abs. 1 Satz 1)

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung.

Zu Nummer 24 (§ 72)

Zu Buchstabe a (§ 72 Abs. 1 Satz 3)

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe a wird
verwiesen.

Zu Buchstabe b (§ 72 Abs. 4)

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 12 Buchstabe b wird
verwiesen.

Zu Nummer 25 (§ 74)

Zu Buchstabe a (§ 74 Abs. 1)

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 74 Abs. 1 Satz 1)

Zu Dreifachbuchstabe aaa (§ 74 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in
Artikel 2 Nr. 7 Buchstabe a.

Zu Dreifachbuchstabe bbb (§ 74 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5)

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a Dop-
pelbuchstabe aa Dreifachbuchstabe bbb wird verwiesen.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 74 Abs. 1 Satz 2)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in
Artikel 2 Nr. 7 Buchstabe a.

Zu Buchstabe b (§ 74 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2)

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a Dop-
pelbuchstabe aa Dreifachbuchstabe bbb wird verwiesen.

Zu Nummer 26 (§ 91a Abs. 2)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in
Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe a.

Zu Nummer 27 (Überschrift nach § 92a)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur
Änderung in Artikel 1 Nr. 27.
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Zu Nummer 28 (§ 92b)

Es handelt sich um Folgeänderungen zu den Änderungen in
Artikel 1 Nr. 27.

Zu Nummer 29 (§ 94)

Zu Buchstabe a (§ 94 Abs. 1 Nr. 2)

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 94 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1)

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 20 Buchstabe a Dop-
pelbuchstabe aa wird verwiesen.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 94 Abs. 1 Nr. 2 Satz 3)

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 20 Buchstabe a Dop-
pelbuchstabe bb wird verwiesen.

Zu Doppelbuchstabe cc (§ 94 Abs. 1 Nr. 2 Satz 5)

Die Regelung stellt sicher, dass Versorgungsbezüge, die auf-
grund eines Kriegsunfalls gewährt werden, von der Niveau-
absenkung des Versorgungsänderungsgesetzes 2001 und
dieses Gesetzes ausgenommen sind. Der bisherige Satz 5
wird gestrichen, um die Vorschrift an die entsprechende
Regelung in § 69 des Beamtenversorgungsgesetzes anzu-
passen.

Zu Buchstabe b (§ 94 Abs. 4)

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in
Artikel 2 Nr. 7 Buchstabe a. Im Übrigen wird zur An-
wendung des § 55b Abs. 1 SVG auf die Begründung zu
Artikel 1 Nr. 20 Buchstabe b verwiesen.

Zu Nummer 30 (§ 94a)

Zu Buchstabe a (§ 94a Nr. 1)

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 21 Buchstabe a wird
verwiesen.

Zu Buchstabe b (§ 94a Nr. 5)

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 21 Buchstabe b wird
verwiesen.

Zu Nummer 31 (§ 94b Abs. 5)

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 25 wird verwiesen.

Zu Nummer 32 (§ 96 Abs. 5)

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 22 wird verwiesen.

Zu Nummer 33 (§ 97)

Der neu gefasste § 97 enthält neben den Übergangsregelun-
gen zum Versorgungsänderungsgesetz 2001 die aus Anlass
dieses Gesetzes erforderlichen Übergangsregelungen im
Hinblick auf die weitere Absenkung des Versorgungs-
niveaus. Hierzu wird allgemein auf die Begründung zu Arti-
kel 1 Nr. 23 verwiesen.

Im Einzelnen

Zu Absatz 1

Auf die entsprechende Begründung zu Artikel 1 Nr. 23 (§ 69e
Abs. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes (BeamtVG)) wird
verwiesen.

Zu Absatz 2

Auf die entsprechende Begründung zu Artikel 1 Nr. 23
(§ 69e Abs. 2 BeamtVG) wird verwiesen.

Zu Absatz 3

Auf die entsprechende Begründung zu Artikel 1 Nr. 23
(§ 69e Abs. 3 Satz 1, 2 und 4 BeamtVG) wird verwiesen.

Zu Absatz 4

Auf die entsprechende Begründung zu Artikel 1 Nr. 23
(§ 69e Abs. 4 BeamtVG) wird verwiesen. Darüber hinaus
wird – wie in Absatz 3 – mit Satz 2 sichergestellt, dass die
nach § 26 Abs. 7 Satz 1 und 2 festgesetzte Mindestversor-
gung von der Absenkung des Versorgungsniveaus ausge-
nommen ist.

Zu Absatz 5

Auf die entsprechende Begründung zu Artikel 1 Nr. 23
(§ 69e Abs. 5 BeamtVG) wird verwiesen.

Zu Absatz 6

Auf die entsprechende Begründung zu Artikel 1 Nr. 23
(§ 69e Abs. 7 BeamtVG) wird verwiesen.

Zu Absatz 7

Auf die entsprechende Begründung zu Artikel 1 Nr. 23
(§ 69e Abs. 8 BeamtVG) wird verwiesen.

Zu Absatz 8

Absatz 8 bleibt unverändert.

Zu Absatz 9

Auf die entsprechende Begründung zu Artikel 1 Nr. 23
(§ 69e Abs. 6 BeamtVG) wird verwiesen.

Zu Absatz 10

Auf die entsprechende Begründung zu Artikel 1 Nr. 23
(§ 69e Abs. 9 BeamtVG) wird verwiesen.

Zu Absatz 11

Auf die entsprechende Begründung zu Artikel 1 Nr. 23
(§ 69e Abs. 10 BeamtVG) wird verwiesen.

Zu Nummer 34 (§ 99 neu)

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 24 wird verwiesen.
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Zu Artikel 3 (Änderung des Versorgungsrücklage-
gesetzes)

Die Regelung ist erforderlich wegen der zu erwartenden Zu-
führungen zur Versorgungsrücklage über den 31. Dezember
2016 hinaus.

Zu Artikel 4 (Änderung des Bundesbesoldungs-
gesetzes)

Es handelt sich um Folgeänderungen zu den Änderungen in
Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a und Nr. 23. Um den Aufbau der
Versorgungsrücklagen zu stärken, wird mit der Regelung
des neuen § 14a Abs. 3 angeordnet, dass den Versorgungs-
rücklagen beim Bund und bei den Ländern im Zeitraum ab
der vierten bis zur achten auf den 31. Dezember 2002
folgenden Anpassung der Besoldung und Versorgung 100
vom Hundert der Verminderungen der Versorgungsausga-
ben durch die Maßnahmen des Versorgungsänderungsgeset-
zes 2001 und dieses Gesetzes nach Maßgabe des § 69e des
Beamtenversorgungsgesetzes und des § 97 des Soldatenver-
sorgungsgesetzes zuzuführen sind. Diese Regelung dient
dazu, das Volumen der Versorgungsrücklagen zu erhöhen
und die Sondervermögen durch weitere Zuführungen zu
stärken. Mit der Zuführung der Ersparnisse zur Versor-
gungsrücklage wird zudem erreicht, dass die Minderausga-
ben, die sich in den Versorgungshaushalten aus dem abge-
flachten Anstieg der Versorgungsbezüge ergeben, zu einem
erheblichen Teil für die Zukunftssicherung genutzt werden.

Zu Artikel 5 (Änderung des Einkommensteuer-
gesetzes)

Es handelt sich um Folgeänderungen zu den Änderungen in
Artikel 1 Nr. 23. Durch die Änderung wird klargestellt, dass
es für die Zugehörigkeit zu einer der in § 10a Abs. 1 Nr. 2
und 3 EStG genannten begünstigten Personengruppen aus-
reichend ist, wenn das betreffende Versorgungsrecht eine
entsprechende Anwendung des § 69e Abs. 3 und 4
BeamtVG in der bis zum Tag des Inkrafttretens des Versor-
gungsnachhaltigkeitsgesetzes geltenden Fassung vorsieht.

Zu Artikel 6 (Änderung der Beamtenversorgungs-
Übergangsverordnung)

Zu Nummer 1 (§ 2 Nr. 9 Satz 1)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Änderung in
Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe c.

Zu Nummer 2 (Anlage zu § 1 Abs. 1)
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen zu
Artikel 2 des Haushaltsbegleitgesetzes 2004 vom 29. De-
zember 2003 (BGBl. I S. 3076) sowie zu den Artikeln 1 und
20 Abs. 8 des Versorgungsänderungsgesetzes 2001 vom
20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3926).

Zu Artikel 7 (Änderung der Soldatenversorgungs-
Übergangsverordnung)

Zu Nummer 1 (§ 2 Nr. 10 Satz 1 und 4)
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der Änderung in
Artikel 2 Nr. 7 Buchstabe a.

Zu Nummer 2 (Anlage zu § 1 Abs. 1)
Zu Buchstabe a (Angabe zu A. Gesetze)
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen zu Arti-
kel 2 des Haushaltsbegleitgesetzes 2004 vom 29. Dezember
2003 (BGBl. I S. 3076) sowie zu Artikel 20 Abs. 8 des Ver-
sorgungsänderungsgesetzes 2001 vom 20. Dezember 2001
(BGBl. I S. 3926).

Zu Buchstabe b (Angabe zu B. Rechtsverordnungen)
Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen zur
Neufassung der Verordnung über die Übertragung von Zu-
ständigkeiten auf dem Gebiet der Soldatenversorgung im
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung
vom 24. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4334) und ihre Ände-
rung durch Artikel 3 des Berufsförderungsfortentwicklungs-
gesetzes vom … (BGBl. I S. …), zur Neufassung der Be-
rufsförderungsverordnung vom … (BGBl. I S. …), zur
Neufassung der Stellenvorbehaltsverordnung vom 24. Au-
gust 1999 (BGBl. I S. 1906) und ihre Änderung durch Arti-
kel 4 des Berufsförderungsfortentwicklungsgesetzes vom
… (BGBl. I S. …), zu Artikel 8 dieses Gesetzes sowie zu
Artikel 7 des Gesetzes vom 16. August 2001 (BGBl. I
S. 2093).

Zu Artikel 7a (Änderung des Bundesministergeset-
zes)

Mit Artikel 7a werden insbesondere die rentenrechtlich ver-
anlassten Änderungen in der Beamtenversorgung nach Arti-
kel 1 dieses Gesetzes übertragen auf die Versorgung aus
einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis des Bundes als:
a. Mitglied der Bundesregierung,
b. Parlamentarische Staatssekretärin/Parlamentarischer

Staatssekretär,
c. Bundesbeauftragte(r) für den Datenschutz,
d. Beauftragte(r) für das Stasi-Unterlagen-Gesetz,
e. Wehrbeauftragte(r) des Deutschen Bundestages.
Aufgrund bestehender Verweise ist die Änderung weiterer
Gesetze zu öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnissen nicht
erforderlich.

Im Einzelnen
Zu Nummer 1 Buchstabe a und b (§ 15 Abs. 3)
In Übereinstimmung mit der Änderung in § 14 Abs. 1
Satz 1 des Beamtenversorgungsgesetzes werden die Ruhe-
gehalts- und Steigerungssätze der Ministerversorgung abge-
senkt.

Zu Nummer 2 (§ 20)
Zu Buchstabe a (§ 20 Abs. 2a)
Die Regelung erweitert die Anrechnungstatbestände um pri-
vate Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen für die Bezie-
herinnen und Bezieher von Ruhegehalt (für Übergangsgeld
ist eine entsprechende Regelung vorhanden – § 14 Abs. 6)
und um Renten für die Bezieherinnen und Bezieher von
Ruhegehalt und Übergangsgeld. Abweichend von § 55
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Beamtenversorgungsgesetzes soll
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als Höchstgrenze das unter Berücksichtigung des Höchstsat-
zes nach § 15 Abs. 3 Satz 2 sich ergebende Ruhegehalt bzw.
der jeweilige Betrag des Übergangsgeldes nach § 14 Abs. 3
Satz 1, bei gleichzeitigem Bezug von Übergangsgeld und
Ruhegehalt der nach Anwendung des § 14 Abs. 2 Satz 2
sich ergebende Betrag, gelten. Die aus § 21a Abs. 5 sich
ergebende Übergangsregelung zur Absenkung des Ver-
sorgungsniveaus wird im Rahmen des Höchstruhegehaltes
berücksichtigt.

Nach der Gesetzessystematik erfolgt die Anrechnung der
genannten Leistungen (Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkom-
men, Renten) vorrangig beim Übergangsgeld. Die Regelung
in Satz 4 stellt dabei sicher, dass eine Anrechnung der Leis-
tungen auf das Ruhegehalt insoweit unterbleibt, als diese
Leistungen bereits das Übergangsgeld mindern.

Von der Neuregelung werden nur Mitglieder der Bundesre-
gierung erfasst, die nach dem 1. September 2005 erstmalig
in ein öffentlich-rechtliches Amtsverhältnis berufen werden.

Zu Buchstabe b (§ 20 Abs. 3)

Durch die redaktionellen Ergänzungen gelten die Anrech-
nungsregelungen für ehemalige Mitglieder der Bundes-
regierung, die erstmalig nach dem 1. September 2005 in ein
öffentlich-rechtliches Amtsverhältnis berufen werden, ent-
sprechend auch für deren Hinterbliebene.

Zu Buchstabe c (§ 20 Abs. 5)

Da die Neuregelung des § 20 Abs. 2a Mitglieder der Bun-
desregierung erfasst, die nach dem 1. September 2005 erst-
malig in ein öffentlich-rechtliches Amtsverhältnis berufen
werden, gilt die bestehende Anrechnung privater Erwerbs-
einkommen auf das Ruhegehalt bis zur Vollendung des
65. Lebensjahres in Fällen, in denen ein Dienstunfall oder
eine Dienstbeschädigung vor Erreichen einer vierjährigen
Amtszeit zur Erwerbsunfähigkeit geführt hat, fort.

Zu Nummer 3 (§ 21a Abs. 5 Satz 2)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zur
Änderung in Artikel 1 Nr. 23 (§ 69e BeamtVG).

Zu Artikel 7b (Gesetz über Einmalzahlungen in den
Jahren 2005 bis 2007)

Zu den einzelnen Vorschriften

Zu Kapitel 1 (Einmalzahlungen im Bund)

Nach dem Tarifvertrag über Einmalzahlungen für die Jahre
2005, 2006 und 2007 für den Bereich des Bundes vom
9. Februar 2005 erhalten die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer des Bundes für die Jahre 2005, 2006 und 2007
jeweils eine Einmalzahlung in Höhe von 300 Euro. Diese
wird im Jahr 2005 in drei und in den Jahren 2006 und 2007
in zwei Teilbeträgen gezahlt. Auszubildende, Schülerinnen
und Schüler sowie Praktikantinnen und Praktikanten des
Bundes erhalten in den Jahren 2005 bis 2007 eine Einmal-
zahlung in Höhe von jeweils 100 Euro, die mit den Juli-
bezügen dieser Jahre gezahlt wird.

Dieses Ergebnis wird inhalts- und wirkungsgleich auf die
Empfängerinnen und Empfänger von Dienst-, Amts- und
Anwärterbezügen des Bundes übertragen.

Zu § 1 (Empfängerinnen und Empfänger von Dienstbezügen)
Zu Absatz 1
Absatz 1 regelt für die Jahre 2005, 2006 und 2007 den Emp-
fängerkreis, die Höhe und die Aufteilung der Einmalzah-
lung in Teilbeträgen.

Zu Absatz 2
Absatz 2 regelt die Anspruchsvoraussetzungen für die Zah-
lung der jeweiligen Teilbeträge. Entscheidend ist, dass
jeweils an mindestens einem Tag der maßgebenden Monate
ein Anspruch auf Dienstbezüge vorliegt. Dabei ist es un-
erheblich, aus welchem Grund der Anspruch auf Dienst-
bezüge nur an einem Tag besteht.

Zu Absatz 3
Absatz 3 regelt die Einmalzahlung für diejenigen Empfän-
gerinnen und Empfänger von Dienstbezügen, die im jeweils
maßgeblichen Monat teilzeitbeschäftigt sind. Sie erhalten
den jeweiligen Teilbetrag der Einmalzahlung entsprechend
dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeits-
zeit. Entscheidend für die Berechnung ist der Teilzeitquo-
tient am jeweils Ersten des für den Teilbetrag der Einmal-
zahlung maßgeblichen Monats. Besteht an diesem Tag eine
Vollzeitbeschäftigung, besteht Anspruch auf die ungekürzte
Einmalzahlung.

Zu § 2 (Empfängerinnen und Empfänger von Amtsbezügen)
Die Vorschrift regelt für den Bereich des Bundes die Ge-
währung von Einmalzahlungen an die Empfängerinnen und
Empfänger von Amtsbezügen aus einem öffentlich-rechtli-
chen Amtsverhältnis zum Bund entsprechend den Regelun-
gen des § 1.

Zu § 3 (Empfängerinnen und Empfänger von Anwärter-
bezügen)

Zu Absatz 1
Absatz 1 regelt für die Jahre 2005, 2006 und 2007 die Höhe
der Einmalzahlung für die Anwärterinnen und Anwärter.

Zu Absatz 2
Absatz 2 regelt die Anspruchsvoraussetzungen der Einmal-
zahlung.

Zu § 4 (Zahlung)
Zu Absatz 1
Die Vorschrift enthält eine Konkurrenzregelung, durch die
sichergestellt werden soll, dass die Einmalzahlung den
Berechtigten im jeweils maßgebenden Monat nur einmal
gewährt wird. Im Falle des Zusammentreffens mehrere An-
sprüche nach den §§ 1, 2 oder 3 sind die jeweiligen Verhält-
nisse am Ersten des jeweils maßgebenden Monats entschei-
dend. Die Regelung erfasst z. B. auch Anwärterinnen und
Anwärter, die im Laufe des Monats Juli der Jahre 2006 und
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2007 aus dem Anwärterverhältnis in ein Beamtenverhältnis
auf Probe wechseln.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift stellt klar, dass den Zahlungen nach diesem
Gesetz entsprechende Leistungen aus einem anderen
Rechtsverhältnis im unmittelbaren oder mittelbaren öffent-
lichen Dienst gleich stehen, auch wenn die Regelungen im
Einzelnen nicht übereinstimmen. Dies gilt auch für eine
Einmalzahlung einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesell-
schaft sowie ihrer Verbände.

Zu Absatz 3

Satz 1 verdeutlicht, dass die Einmalzahlungen bei sonstigen
Besoldungsleistungen des Bundes nicht zu berücksichtigen
sind. Das gilt insbesondere auch für die Zweite Verordnung
über besoldungsrechtliche Übergangsregelungen nach Her-
stellung der Einheit Deutschlands, die auf die Einmalzah-
lungsbeträge nicht anzuwenden ist.

Satz 2 stellt klar, dass die Einmalzahlungen bei der Berech-
nung des Altersteilzeitzuschlags nach der Altersteilzeitzu-
schlagsverordnung zu berücksichtigen sind.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift regelt, dass für die anteilige Berechnung der
Einmalzahlungen die allgemein geltenden kaufmännischen
Rundungsvorschriften anzuwenden sind.

Zu Kapitel 2 (Einmalzahlungen in den Ländern)

Zu § 5 (Übertragung der Regelungskompetenz)

Mit der Regelung werden die Länder ermächtigt, die Einmal-
zahlung eigenständig zu regeln. Damit wird sichergestellt,
dass die Länder ihren wirtschaftlichen und finanziellen Ver-
hältnissen für ihr Personal flexibel Rechnung tragen können.

Zu Artikel 8 (Aufhebung von Rechtsvorschriften)
Es handelt sich um eine Maßnahme im Rahmen des vom
Bundeskabinett beschlossenen Projekts Rechtsbereinigung.
Auf die Begründung zu Artikel 2 Nr. 9 wird verwiesen.

Zu Artikel 9 (Rückkehr zum einheitlichen Verord-
nungsrang)

Die Regelung ist erforderlich, um in Zukunft die Änderung
und Aufhebung der Beamtenversorgungs-Übergangsverord-
nung und der Soldatenversorgungs-Übergangsverordnung
durch Rechtsverordnung zu ermöglichen.

Zu Artikel 10 (Neufassung des Beamtenversor-
gungsgesetzes und des Soldaten-
versorgungsgesetzes)

Wegen der nicht unerheblichen Änderung sollen das Bun-
desministerium des Innern und das Bundesministerium der

Verteidigung ermächtigt werden, die sich aufgrund der
Änderungen nach dem Stand vom … (Tag des Inkrafttretens
dieses Gesetzes) ergebenden Neufassung jeweils im Bun-
desgesetzblatt bekannt zu machen.

Zu Artikel 11 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der durch dieses Ge-
setz geänderten Regelungen.

C. Finanzieller Teil

Zusätzlich zu den Einsparungen, die sich aus den Ver-
sorgungsreformen seit Anfang der 1990er Jahre ergeben,
werden die Versorgungsausgaben von Bund, Ländern und
Gemeinden nochmals erheblich gesenkt. Die einzusparen-
den Ausgaben der öffentlichen Haushalte könnten durch die
Einzelmaßnahmen von knapp 58 Mio. Euro im Jahre 2006
auf ca. 365,3 Mio. Euro im Jahre 2010 ansteigen und insge-
samt bis 2010 1,03 Mrd. Euro betragen.

Nicht abschließend quantifizierbare Kosteneinsparungen er-
geben sich aus der gesetzlichen Einbeziehung der Renten
nach dem Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte in
die versorgungsrechtlichen Anrechnungsvorschriften. Die-
sen Einsparungen stehen geringe Mindereinnahmen in der
Alterssicherung der Landwirte gegenüber, die aufgrund der
Defizitdeckung nach § 78 des Gesetzes über die Alters-
sicherung der Landwirte vom Bund zu tragen sind.

Von den einzusparenden Ausgaben entfallen auf einzelne
Maßnahmen:

1. Jährliche Ausgabenminderungen bis 2010 durch Über-
tragung des Nachhaltigkeitsfaktors (kumuliert jeweils
gegenüber dem Ausgangsjahr)

Den Berechnungen liegen folgende Annahmen zu-
grunde:

– Entsprechend der ersten Variante der Annahmen für
die Vorausberechnungen des Dritten Versorgungsbe-
richts wurde von einer unterstellten jährlichen An-
passung der Versorgungsbezüge in Höhe von 1,5 Pro-
zent ausgegangen.

– Die Minderausgaben werden in Millionen Euro ange-
geben.

Jahr
Bund Länder Gemein-

den
zusam-

men

jährlich in Mio. Euro

2006 10,2 37,4 5,8 53,4

2007 20,4 76,8 11,8 109,0

2008 30,8 118,4 18,0 167,2

2009 41,3 162,2 24,2 227,7

2010 51,9 208,4 30,8 291,1

zusammen 154,6 603,2 90,6 848,4
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2. Jährliche Ausgabenminderungen durch verminderte Be-
rücksichtigung der Hochschulausbildungszeiten als ruhe-
gehaltfähige Dienstzeiten für den höheren Dienst bis 2010

Den Berechnungen liegen folgende Annahmen zu-
grunde:
– Die Versorgungsausgaben der Zugänge beruhend auf

der Entwicklung der Zahl der Versorgungsempfänge-
rinnen und Versorgungsempfänger von 2006 bis 2010
entsprechend den Annahmen für die Vorausberech-
nung des Dritten Versorgungsberichts. Dabei wurde
von einer Anpassung der Versorgungsbezüge in Höhe
von 1,5 Prozent und einem durchschnittlichen Ruhe-
gehaltssatz von 73,10 Prozent ausgegangen.

– Die verminderte Berücksichtigung der Ausbildungs-
zeit an einer Hochschule für den höheren Dienst im
Umfang von 240 Tagen nach einem Übergangszeit-
raum von insgesamt vier Jahren. Dabei wird für jedes
Jahr von 2006 – 2010 jeweils ein mittlerer Verminde-
rungswert angesetzt, der für das Jahr 2006 = 30 Tage,
für das Jahr 2007 = 90 Tage, für das Jahr 2008 =
150 Tage, für das Jahr 2009 = 210 Tage und für das
Jahr 2010 = 240 Tage beträgt.

– Für die Berufssoldatinnen und Berufssoldaten erfolgt
die Berechnung für 5 Prozent der Zugänge des höhe-
ren Dienstes, wobei dafür 15 Prozent der Ausgaben
angesetzt werden.

– Für den Vollzugsdienst erfolgt die Berechnung für
alle Zugänge des höheren Dienstes (entspricht 5 Pro-
zent der Gesamtzugänge), wobei 15 Prozent der Aus-
gaben des Vollzugsdienstes (West) und 10 Prozent
der Ausgaben des Vollzugsdienstes (Ost) angesetzt
werden.

Die Einsparungen aus den unter 1. und 2. erwähnten Maß-
nahmen fließen vollständig in die Versorgungsrücklagen
und entlasten damit kurzfristig nicht die Versorgungshaus-
halte des Bundes (Epl. 33) und der Länder und Gemeinden.
Die Stärkung der Versorgungsrücklagen trägt aber zur lang-
fristigen Entlastung der Versorgungshaushalte bei.

Finanzielle Auswirkungen der Einmalzahlungen
Im Bereich des Bundes (ohne Post und Bahn) entstehen
durch die Einmalzahlungen in den Jahren 2005, 2006 und
2007 Mehrkosten in Höhe von insgesamt 291 Mio. Euro (je
97 Mio. Euro in 2005, 2006 und 2007).

D. Preiswirkungsklausel
Die vorgesehenen Änderungen werden keine wesentlichen
Änderungen von Angebots- und Nachfragestrukturen zur
Folge haben, die messbare Auswirkungen auf Einzelpreise
und Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis-
niveau, haben könnten. Zusätzliche Kosten für die Wirt-
schaft, insbesondere für mittelständische Unternehmen,
entstehen nicht, da sich die Neuregelungen ausschließlich
auf die bisherigen und zukünftigen Versorgungsempfänge-
rinnen und Versorgungsempfänger beschränken. Auswir-
kungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. Zur
Durchführung des Gesetzes wird zusätzliches Personal bei
Bund, Ländern und Gemeinden nicht benötigt. Die mit der
Umsetzung des Gesetzes intendierten Entlastungen der Ge-
bietskörperschaften bei ihren Versorgungsaufwendungen
dürften nicht ausreichen, um mittelbar messbare, preisrele-
vante Effekte zu generieren.

E. Relevanzprüfung
Nach dem Ergebnis der Relevanzprüfung ergeben sich keine
gleichstellungspolitischen Auswirkungen.

F. Stellungnahmen der Gewerkschaften
Folgenden Verbänden wurde Gelegenheit gegeben, zu dem
Gesetzentwurf Stellung zu nehmen:
Deutscher Beamtenbund (DBB)
Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)
Deutscher Richterbund (DRB)
Bund Deutscher Verwaltungsrichter und Verwaltungsrichte-
rinnen (BDVR)
Christlicher Gewerkschaftsbund Deutschlands (CGB)
Deutscher Bundeswehrverband (DBwV).
Der Gesetzentwurf wurde am 9. und 10. Mai 2005 mit den
Spitzenorganisationen der Verbände erörtert. Dabei wurden
ausdrücklich die bereits im Vorfeld der Beteiligungsgesprä-
che erreichten Annäherungen der Standpunkte insbesondere
zum Zeitraum der Nachhaltigkeitsübertragung und zur wir-
kungsgleichen Übertragung der Neubewertung von Hoch-
schulausbildungszeiten in der Rente begrüßt. Dies sowie die
Beteiligungsgespräche können als ein positives Signal für
das weitere Gesetzgebungsverfahren gewertet werden.
Zur Frage der Einkommensentwicklung in den Jahren 2005
bis 2007 haben die Gewerkschaften im Rahmen des Beteili-
gungsverfahrens zum Strukturreformgesetz Stellung ge-
nommen und auf den erforderlichen Gleichklang zwischen
den materiellen Regelungen der Tarifeinigung von Potsdam
vom 9. Februar 2005 und dem Beamtenrecht hingewiesen.
Die Gewerkschaften begrüßen die zeitnahe und wirkungs-
gleiche Übernahme der tariflich vereinbarten Einmalzahlun-
gen für die aktiven Beamtinnen und Beamten und Solda-
tinnen und Soldaten sowie Richterinnen und Richter im
Bundesbereich. Hingegen wenden sich die Verbände nach-
drücklich dagegen, die Versorgungsempfängerinnen und
Versorgungsempfänger von diesen Einmalzahlungen auszu-
nehmen.

Jahr Bund Länder Gemein-
den

zusam-
men

jährlich in Mio. Euro

2006 0,4 3,1 0,4 3,9

2007 1,6 13,2 1,4 16,2

2008 3,5 26,7 3,0 33,2

2009 6,0 44,2 4,7 54,9

2010 8,3 59,6 6,3 74,2

zusammen 19,8 146,8 15,8 182,4
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DBB
Allgemein
Der DBB stellt ausdrücklich auf das zwischen dem Bundes-
minister des Innern, dem Vorsitzenden der Dienstleistungs-
gewerkschaft ver.di und dem Bundesvorsitzenden des dbb,
beamtenbund und tarifunion vereinbarte Eckpunktepapier
„Neue Wege im öffentlichen Dienst“ ab, in dem anerkannt
wurde, dass Änderungen im Bereich der gesetzlichen Ren-
tenversicherung wirkungsgleich auf die Beamtenversorgung
übertragen werden. Dazu seien die Maßnahmen systemkon-
form auszugestalten und dürften nicht durch Überkompen-
sationen zu Benachteiligungen jetziger und künftiger Ver-
sorgungsempfänger führen. In dieser Zielsetzung sieht der
DBB die Leitlinie des vorliegenden Gesetzentwurfs.
Der DBB weist darauf hin, dass bei einer wirkungsgleichen
Übertragung in den Auswirkungen die Besonderheiten der
zu vergleichenden Systeme Berücksichtigung finden müss-
ten. Zu beachten sei insbesondere, dass
– es vielen der aktiven Beamten – insbesondere in den

Vollzugsdiensten und im höheren Dienst – kaum noch
möglich sei, die für den Höchstruhegehaltssatz erforder-
lichen 40 Dienstjahre zu vollenden;

– besonders die unteren Besoldungsgruppen von der Ab-
senkung der Versorgung betroffen seien;

– die bislang durchgeführten Sicherungsmaßnahmen
durch Versorgungsreformen zu berücksichtigen seien.

Im Besonderen
Dem Ansatz der Bundesregierung, mit dem Nachhaltig-
keitsfaktor die Funktionsfähigkeit des Rentensystems in Zu-
kunft zu erhalten, stimmt der DBB zu. Zur Übertragung des
Nachhaltigkeitsfaktors werde strukturell und zeitlich ein
Weg beschritten, den die Rentenreform gehe. Die Übertra-
gungsmaßnahmen seien systemkonform und beinhalteten
keine offensichtliche Überkompensation. Problematisch sei
die Umsetzung allerdings im Hinblick auf den Charakter der
Beamtenversorgung als Vollversorgung. Der DBB fordert
Übergangsregelungen für vorhandene Versorgungsempfän-
ger und versorgungsnahe Jahrgänge hinsichtlich der Über-
tragung der Maßnahmen des Nachhaltigkeitsfaktors.
Zur Beschränkung der Anerkennung von Hochschulausbil-
dungszeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeiten merkt der
DBB an, dass mit dem Gesetzentwurf eine wirtschaftlich
gleichwertige Maßnahme zu den Rentenregelungen ange-
strebt wurde. Der DBB fordert diesbezüglich aber, dass der
in der gesetzlichen Rentenversicherung höchstens bewirkte
Einkommensverlust von 58,79 Euro für alle Besoldungs-
gruppen die betragsmäßige Obergrenze bilden solle.
Allgemein weist der DBB in diesem Zusammenhang darauf
hin, dass Hochschulausbildung sowohl im System der ge-
setzlichen Rentenversicherung als auch in der Beamtenver-
sorgung nicht mehr angemessen honoriert werde, weshalb
die Attraktivität des öffentlichen Dienstes für Akademiker
neben den im Vergleich zur freien Wirtschaft eingeschränk-
ten Bezahlungs- und Aufstiegsmöglichkeiten um einen wei-
teren Gesichtspunkt verschlechtert werde.
Die vorgesehene Anrechnung von Renten aus landwirt-
schaftlichen Alterskassen auf das Ruhegehalt wird vom
DBB unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung aller

mit öffentlichen Mitteln finanzierten Altersvorsorgesysteme
grundsätzlich begrüßt. Der DBB hält aber eine Ergänzung
für erforderlich, wonach keine anrechenbare Rente aus land-
wirtschaftlicher Alterssicherung vorliegt, wenn der Versi-
cherte im Durchschnitt mehr als die Hälfte der Beiträge
selbst mit eigenen Mitteln aufgebracht hat.
Für das Zusammentreffen von Mindestversorgung mit
Rente regt der DBB die Aufnahme einer Änderungsre-
gelung zur Absenkung des jährlichen Steigerungssatzes für
lebensältere Beamte mit Ost-Besoldung an.
Bei der Absenkung des für eine vorübergehende Erhöhung
nach § 14a des Beamtenversorgungsgesetzes vorgesehenen
Ruhegehaltssatzes sei zu bedenken, dass bei Beamten mit
besonderen Altersgrenzen (Polizei, Feuerwehr, Strafvoll-
zug) eine besondere Härte entstehe.
Die Ersetzung der 325-Euro-Grenze durch die Bezugsgröße
nach § 18 Abs. 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch in
den jeweiligen Vorschriften werde grundsätzlich begrüßt.
Sinnvoller sei allerdings eine einheitliche Anpassung der
Hinzuverdienstgrenze sowohl im Versorgungs- als auch im
Rentensystem auf die sozialversicherungsrechtliche Gering-
fügigkeitsgrenze von 400 Euro.
Die Anrechnung von Gewinnen aus Tätigkeiten des Ruhe-
standsbeamten in Kapitalgesellschaften, für die keine oder
keine angemessene Vergütung gezahlt wird, begegne der
Sache nach keinen grundsätzlichen Bedenken. Problema-
tisch erscheint dem DBB jedoch, dass die Ermittlung eines
auf die Tätigkeit entfallenden Entgelts schwierig und mit
außerordentlichem Verwaltungsaufwand verbunden – wenn
nicht gar praktisch unmöglich – sein dürfte.
Positiv bewertet der DBB die Klarstellung und Nachvollzie-
hung der höchstrichterlichen Rechtsprechung zur Negativ-
abgrenzung zum Begriff des Erwerbseinkommens. Für
wünschenswert und sachgerecht hält es der DBB, auch
solche Aufwandsentschädigungen einzubeziehen, die in an-
gemessener Höhe für Tätigkeiten in Verbänden und gesell-
schaftlichen Institutionen gezahlt werden.
Der DBB begrüßt nachdrücklich die vorgesehene Verdoppe-
lung der Zuführungen zur Versorgungsrücklage, die sich aus
den Minderausgaben der Versorgungshaushalte aufgrund
des abgeflachten Anstiegs der Versorgungsbezüge ergeben,
als wichtigen Beitrag zur Zukunftssicherung.

DGB
Allgemein
Der DGB beschreibt in seiner Stellungnahme zunächst die
durch die demographische Entwicklung und durch die
personelle Ausweitung des öffentlichen Dienstes seit den
1970er Jahren geprägte Ausgangslage der Gesetzgebung,
die die Versorgungssysteme und damit die öffentlichen
Haushalte in den nächsten Jahrzehnten belastet. Dies sei
nicht von den Beamtinnen und Beamten „verschuldet“.
Das Versorgungsrecht der Beamtinnen und Beamten sei
unmittelbarer Ausfluss des in Artikel 33 des Grundgesetzes
geschützten Berufsbeamtentums mit einer lebenslangen
amtsangemessenen Alimentationszusage für die Dauer des
Dienstverhältnisses und im Ruhestand. Besoldung und Ver-
sorgung basierten auf einheitlichen Grundlagen, während
die Einkommen aus abhängiger Beschäftigung und die Leis-
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tungen der gesetzlichen Rentenversicherung auf vollständig
anderen Grundlagen beruhten und über die Beitragsleistung
nur einen mittelbaren Bezug zueinander haben würden.

Die Bifunktionalität der Beamtenversorgung (Regel- und
Zusatzsicherung in einem System) und das Gebot der Ein-
heitlichkeit von Besoldung und Versorgung seien zu beach-
ten, wenn Einschränkungen in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung in die Beamtenversorgung übertragen werden
sollen.

Umstritten sei, ob die Problemstellungen in andersartigen
sozialen Sicherungssystemen, z. B. im beitragsgestützten
System der gesetzlichen Rentenversicherung, sachliche und
plausible Gründe für eine Beschränkung der Alimentation
der Beamtinnen und Beamten im Ruhestand darstellen und
ob das durch das Versorgungsänderungsgesetz 2001 ange-
strebte Höchstversorgungsniveau noch als amtsangemes-
sene Versorgung anzusehen sei. Eine verfassungsrechtliche
Überprüfung stehe aus. Sollten die verfassungsrechtlichen
Bedenken des DGB gegenüber dem Versorgungsänderungs-
gesetz 2001 vom Bundesverfassungsgericht bestätigt wer-
den, werde zu prüfen sein, ob sich hieraus für die Übertra-
gung des Rentenrechts durch dieses Gesetz Schlussfolge-
rungen ergäben.

Systemunterschiede müssten unbedingt bei der Gestaltung
berücksichtigt werden. Das eigenständige Versorgungssys-
tem der Beamtinnen und Beamten müsse erhalten bleiben
und könne nur im Rahmen des jetzigen Verfassungsrechts
weiterentwickelt werden. Das Erfordernis der System-
konformität bedeute, dass systemimmanente, möglichst un-
komplizierte und wenig verwaltungsaufwändige Lösungen
anzustreben seien. Allerdings seien systemkonforme An-
passungen bei der Beamtenversorgung im Interesse des
gesellschaftlichen Konsenses über den Fortbestand eines
leistungsfähigen Berufsbeamtentums sowie des sozialen
Friedens hinzunehmen, soweit die den Versorgungsempfän-
gerinnen und Versorgungsempfängern zugemuteten Ein-
schränkungen sich im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen
Rechte hielten und sie nicht stärker belasteten als die Bezie-
her gesetzlicher Renten. Nicht hinzunehmen wären Son-
deropfer.

Im Besonderen

Der im Gesetzentwurf gewählte Ansatz einer gleichen pro-
zentualen Kürzung sei – vorbehaltlich einer verfassungs-
rechtlichen Überprüfung – zu akzeptieren. Der DGB nehme
insofern die im Gesetzentwurf vorgesehene Absenkung des
Höchstruhegehaltssatzes zur Kenntnis.

Für eine „wirkungsgleiche“ Übertragung der Rentenreform
2004 auf die Beamtenversorgung sei es erforderlich, Mo-
delle zu finden, die ähnlich wie die neue Rentenanpassungs-
formel flexibel auf sich ändernde Rahmenbedingungen
reagieren. Durch die Möglichkeit der Nachjustierung sei
dem Rechnung getragen und eine Ungleichbehandlung zum
Nachteil der Versorgungsempfängerinnen und -empfänger
vermieden worden.

Aus gewerkschaftlicher Sicht sei die Streichung von Ausbil-
dungszeiten in allen Systemen der Alterssicherung ein Feh-
ler und verfassungsrechtlich bedenklich. Wenn es allerdings
bei der vorgesehenen Regelung des Gesetzentwurfs bleibe,
werde nach Einschätzung des DGB ein annähernder finan-

zieller Gleichklang von Renten- und Versorgungsrecht auf
der Belastungsseite erreicht.

Der DGB beklagt, dass weiterhin – wie schon bei früheren
Versorgungsreformen – ein erkennbares Gesamtkonzept
fehle, wie die auf die öffentlichen Haushalte zukommenden
Versorgungsansprüche der Beamtinnen und Beamten lang-
fristig auf ausreichendem Versorgungsniveau gesichert und
eine entsprechende Kapitaldeckung erreicht werden könne.
Vor diesem Hintergrund werden die Maßnahmen zum Aus-
bau der Versorgungsrücklagen begrüßt, aber noch nicht für
ausreichend gehalten. Der DGB begrüßt daher ausdrücklich
die Anhebung der Zuführungsquote zu den Versorgungs-
rücklagen von Bund und Ländern auf 100 v. H. der Vermin-
derungen der Versorgungsausgaben zwischen der vierten
und achten Anpassung.

Im Zusammenhang mit der grundsätzlich unterstützten Ziel-
setzung der Eindämmung von Frühpensionierungen fordert
der DGB, die gesetzlichen Grundlagen zu schaffen, damit
Daten zur Anzahl der Anträge auf späteren Ruhestands-
eintritt durch Beamtinnen und Beamte und der Anzahl von
Erst-, Zweit- und Drittanträgen zur Verlängerung erhoben
werden können.

Der DGB fordert weiter, die Bestimmungen über die Ver-
sorgungsabschläge nach § 14 des Beamtenversorgungsge-
setzes in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung
in Verbindung mit § 85 des Beamtenversorgungsgesetzes
rückwirkend aufzuheben, da ihrer Anwendung Europarecht
entgegenstünde. Dies gelte auch für die Regelungen zur
ratierlichen Kürzung von ruhegehaltfähigen Dienstzeiten,
weil hier die beanstandete Diskriminierung in gleicher
Weise stattfinde.

Wie bereits anlässlich der Gesetzgebung zum Versorgungs-
änderungsgesetz 2001 fordert der DGB ferner, die mit der
Rentenreform 2001 eingeführte jährliche Renteninforma-
tion auch auf das Versorgungsrecht zu übertragen.

Der DGB begrüßt die Übernahme der rentenrechtlichen Be-
zugsgröße des § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch in
das Beamtenversorgungsgesetz.

DRB

Der DRB lehnt den Gesetzentwurf ab.

Der DRB weist darauf hin, dass die auf den früheren Ver-
schlechterungen der Versorgung aufbauende Regelung zur
Versorgungsniveauabsenkung verfassungsrechtlich in ho-
hem Maße zweifelhaft sei. Die durch Artikel 33 Abs. 5 des
Grundgesetzes zu berücksichtigenden hergebrachten Grund-
sätze des Berufsbeamtentums ließen es nicht zu, die Versor-
gung der Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Rich-
ter mit den Regelungen der gesetzlichen Rentenversiche-
rung gleichzustellen.

Weil der Dritte Versorgungsbericht der Bundesregierung
noch nicht vorgelegt worden sei, fehle es an einer wissen-
schaftlichen Grundlage dafür, die Versorgung gegenüber
dem Versorgungsänderungsgesetz 2001 erneut abzusenken.
Der Umfang der Maßnahmen der Rentenreform 2004, der
allein als Begründung für eine jetzt schon notwendige wei-
tere Senkung des Versorgungsniveaus herangezogen werden
könne, sei zahlenmäßig nicht belegt.
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Die Reduzierung der Anrechnungszeiten treffe nur die Be-
amtinnen und Beamten des höheren Dienstes sowie Richte-
rinnen und Richter und Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte, also diejenigen, die im Wesentlichen ohne staatliche
Leistungen studieren, während diejenigen, die im gehobe-
nen Dienst auf Kosten des Staates eine Fachhochschul-
ausbildung absolvierten, diese Ausbildungszeiten auch auf
die Versorgung in vollem Umfang angerechnet bekämen.
Dieses versorgungsrechtliche „Sonderopfer“ zu Lasten des
„höheren Dienstes“ ließe sich nicht rechtfertigen.
Zu verweisen sei letztlich auf die zahlreichen Einschnitte in
der Alimentation, die in den letzten Jahren stattgefunden
hätten. Nehme man die Kürzung der Hochschulzeiten hinzu,
sei es zweifelhaft, ob der Bund und die Länder ihrer Auf-
gabe, für eine amtsangemessene Versorgung zu sorgen,
gerecht würden.

CGB
Der CGB lehnt den Gesetzentwurf ab.
Nach seiner Auffassung bleibt völlig unberücksichtigt, dass
die Beamtinnen und Beamten durch die ohnehin niedrigere
Besoldung gegenüber den anderen im öffentlichen Dienst
Beschäftigen regelmäßig an den Versorgungskosten betei-
ligt sind. Der Gesetzentwurf lasse zudem die Auswirkungen
der zahlreichen Reformen in der Beamtenversorgung seit
den 1990er Jahren außer Betracht, die bereits das Versor-
gungsniveau vermindert haben und durch die die Beamtin-
nen und Beamten in Vorleistung gegenüber den Rentnerin-
nen und Rentnern getreten seien.
Unabhängig davon lehnt der CGB die im Rahmen des Ge-
setzentwurfs vorgesehene Möglichkeit des Nachjustierens
ab. Er beklagt darüber hinaus, dass der Gesetzentwurf keine
Regelung darüber enthalte, dass sich über 40 Jahre hinaus
zurückgelegte Dienstjahre versorgungssteigernd auswirken
können.

DBwV
Allgemein
Der DBwV verkenne nicht, dass aufgrund der vorgegebenen
demografischen Entwicklung ein Reformbedarf an sowohl
kurz- als auch langfristig wirkenden Maßnahmen bestehe,
um die Alterssicherungssysteme zu stabilisieren und in ihrer
Funktionsfähigkeit zu erhalten. Der Verband verweigere
sich daher grundsätzlich nicht den dafür erforderlichen
Schritten und dem Gedanken, dass alle Teile der Gesell-
schaft dazu einen Beitrag erbringen müssen. Der DBwV
könne jedoch eine gesetzliche Regelung nur dann mittragen,
wenn diese unter Berücksichtigung der Grundsätze des Ver-
trauensschutzes und der Verhältnismäßigkeit, der sich für
die Angehörigen der unteren und mittleren Besoldungsgrup-
pen (und deren Hinterbliebene) ergebenden besonderen
Härten sowie der durch die Transformation der Streitkräfte
zur Einsatzarmee bedingten Veränderung des soldatischen
Berufsbildes Differenzierungen vornehme. Dem werde der
vorgelegte Gesetzentwurf nicht gerecht.

Im Besonderen
Es begegne erheblichen Zweifeln, ob eine Dämpfung des
Rentenanstiegs in der Gesetzlichen Rentenversicherung
dem Grunde nach überhaupt einer wirkungsgleichen Über-

tragung auf das Versorgungsrecht zugänglich sei. Der Ge-
setzentwurf lasse außer Acht, dass die Entwicklung des
aktuellen Rentenwerts und damit des Rentenanstiegs völlig
unbestimmt sei. Demgegenüber bewirke eine Minderung
des Höchstruhegehaltssatzes eine von vornherein genau
bestimmte Niveauabsenkung, die – einmal beschlossen –
trotz Nachjustierungsklausel bei realistischer Betrachtung
schwerlich wieder korrigiert werden würde.
Neben diesen grundsätzlichen Bedenken an der Möglichkeit
einer wirkungsgleichen Übertragung, sei diese jedenfalls
deshalb nicht gegeben, weil der Gesetzentwurf wie bereits
das Versorgungsänderungsgesetz 2001 die sog. Bifunktio-
nalität des Versorgungsrechts vollkommen negiere. Die vor-
gesehene Übertragung einer Absenkung des Rentenniveaus
bedeute für die Ruhestandssoldaten eine Überkompensa-
tion, da der fiktive Anteil einer betrieblichen Altersversor-
gung nicht ausgenommen werde.
Darüber hinaus fehle es an der Wirkungsgleichheit und Sys-
temgerechtigkeit, weil sich das Bruttorentenniveau nicht
mit dem Höchstruhegehaltssatz vergleichen ließe. Eine dem
Nachhaltigkeitsfaktor vergleichbare Wirkung sei eher durch
die Versorgungsrücklagen herbeizuführen. Es bestehe mit-
hin keine Notwendigkeit und keine Rechtfertigung zur
Veränderung des (Höchst-)Ruhegehaltssatzes.
Der Dienstgeber schulde eine Versorgung, die sich an den
letzten ruhegehaltfähigen Dienstbezügen orientiere und
auch im Ruhestand einen nach Dienstrang, Bedeutung und
Verantwortung des Amtes (Dienstgrades) und unter Berück-
sichtigung der allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse
angemessenen Lebensunterhalt gewährleiste. Es erscheine
bereits sehr zweifelhaft, ob die mit dem Versorgungsände-
rungsgesetz 2001 geregelte Absenkung des Ruhegehaltssat-
zes auf höchstens 71,75 v. H. noch damit vereinbar sei.
Umso bedenklicher sei es, nunmehr die Schere zwischen
letzten Dienstbezügen und höchstmöglicher Versorgung
nochmals auszuweiten.
Der Gesetzentwurf sehe wie schon das Versorgungsände-
rungsgesetz 2001 weder für Ruhestandssoldaten noch für
ruhestandsnahe Soldaten einen wirksamen Vertrauensschutz
vor und beziehe sie undifferenziert in die Kürzungsmaßnah-
men ein. Damit würde eine gesetzliche Maßnahme die
ebenfalls mit Verfassungsrang ausgestalteten Grundsätze
der Verhältnismäßigkeit und des allgemeinen Gleichheits-
satzes verletzen. Die Ruhestandssoldaten/ruhestandsnahen
Soldaten seien unverhältnismäßig hart betroffen. Für sie be-
stehe keinerlei Möglichkeit zur Kompensation. Der DBwV
fordert daher eine Übergangsregelung, die Ruhestandssol-
daten und Ruhestandsnahe von der Absenkung des Ruhege-
haltssatzes ausnimmt.
Die mit dem Wandel zur Einsatzarmee verbundene Verän-
derung des soldatischen Berufsbildes sowie die dabei zu be-
rücksichtigende Einkommensstruktur der Streitkräfte werde
nicht abgebildet. Der DBwV fordert daher eine Abmilde-
rung für die Angehörigen der unteren und mittleren Besol-
dungsgruppen, weshalb der Verband eine deutliche Anhe-
bung des Einmalausgleichs gemäß § 38 Abs. 4 des Solda-
tenversorgungsgesetzes unter gleichzeitiger Aufhebung der
dafür gesonderten Hinzuverdienstregelung vorschlägt. Glei-
ches müsse für Gruppen von Betroffenen gelten, die von
vornherein regelmäßig nur einen geringen Ruhegehaltssatz
erwerben könnten. Denkbar wäre auch die doppelte Anrech-
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nung von Zeiten der Teilnahme an einer besonderen Aus-
landsverwendung.
Die Fortentwicklung der Alterssicherungssysteme im
Gleichklang dürfe sich nicht nur auf Einschnitte beziehen,
sondern müsse auch positive Punkte berücksichtigen. Es
müsse daher auch Soldatinnen und Soldaten sowie Beam-
tinnen und Beamten ermöglicht werden, über die „Ries-
ter-Förderung“ hinaus eine „betriebliche Altersversorgung“
aufzubauen. Zudem solle auch in der Versorgung ermög-
licht werden, zurückgelegte Dienstzeiten wie im Renten-
recht unbegrenzt versorgungssteigernd zu berücksichtigen.
Zur Herstellung der vollen Wirkungsgleichheit mit den
Rentenmaßnahmen fordert der DBwV im Zusammenhang
mit den Einschränkungen der Berücksichtigung von Hoch-
schulausbildungszeiten als ruhegehaltfähige Dienstzeiten
die betragsmäßige Einbuße beim Ruhegehalt für alle Besol-
dungsgruppen durch den in der Rente höchstmöglichen
Kürzungsbetrag zu deckeln. Zudem bedürfe die vorgese-
hene Regelung einer Öffnungsklausel, wonach der jeweilige
Dienstgeber im Einzelfall über die gesetzlich vorgesehene
Regelung hinaus zusätzliche Zeiten anerkennen dürfe. An-
sonsten bestünde im Bereich der Streitkräfte die erhebliche
Gefahr eines Attraktivitätsverlustes.
Der DBwV fordert für die aus der ehemaligen NVA über-
nommenen Soldaten die an sich in § 53 des Soldatenversor-
gungsgesetzes vorgesehenen Hinzuverdienstgrenzen auch
im Rahmen des § 26a des Soldatenversorgungsgesetzes
zugrunde zu legen. Auch im Bereich des § 38 Abs. 4 des
Soldatenversorgungsgesetzes müsse die Hinzuverdienst-
möglichkeit im Falle eines Ausgleichs für die Angehörigen
der unteren und mittleren Besoldungsgruppen erweitert
werden.
Der DBwV kritisiert, der Gesetzentwurf sehe eine Ver-
schlechterung bei der Mindesthöchstgrenze im Rahmen der
Hinzuverdienstregelungen für Soldaten vor, die wegen
Dienstunfähigkeit, die nicht auf einer Wehrdienstbeschädi-
gung beruht, in den Ruhestand versetzt worden sind. Für
eine solche Maßnahme zur Eindämmung von Frühpensio-
nierungen bestehe jedoch im soldatischen Bereich keinerlei
Veranlassung.
Der DBwV begrüßt die Modifizierung der Definition des
Erwerbseinkommens zur Bestimmung eines auf die Versor-
gungsbezüge anzurechnenden Hinzuverdienstes sowie die
Ermöglichung des Werbungskostenabzugs für nicht selb-
ständig Beschäftigte. In diesem Zusammenhang fordert der
DBwV eine gesetzliche Klarstellung, inwieweit steuerrecht-
lich zulässige Gestaltungsmöglichkeiten auch versorgungs-
rechtlich nicht als Umgehungstatbestand gewertet werden.
Zudem fordert der DBwV eine gesetzliche Umkehrung der
Anrechnungsreihenfolge beim Zusammentreffen von Ver-
sorgung aus einer zwischen- oder überstaatlichen Einrich-
tung und nationalen Versorgungsbezügen, Renten und Hin-
zuverdienst.

Zu den Stellungnahmen ist zu bemerken
Dass die Bundesregierung ein Gesamtkonzept verfolgt,
zeigen die verschiedensten Maßnahmen zur Sicherung der
sozialen Sicherungssysteme. Dazu gehören auch die wir-
kungsgleichen Übertragungen der Rentenreformen auf die
öffentlich finanzierten Versorgungssysteme. Dabei kann es

nicht darauf ankommen, dass stets alle Maßnahmen durch
ein und dasselbe Gesetz erfolgen. Dementsprechend sind
weitere Reformkonzepte zur nachhaltigen Sicherung der
Versorgung und ihrer Finanzierungsgrundlagen wie zum
Beispiel die Novellierung des Versorgungsrücklagegesetzes
einschließlich der Einrichtung eines Versorgungsfonds des
Bundes in Vorbereitung.

Verfassungsrechtlichen Bedenken am Übertragungskonzept
des Gesetzentwurfs ist entgegenzuhalten, dass der Gesetz-
geber sich mit diesem Gesetzentwurf – ebenso wie mit dem
Versorgungsänderungsgesetz 2001, an dessen Regelungen
bei der Übertragung des Nachhaltigkeitsfaktors angeknüpft
wird – im Rahmen seines weiten Gestaltungsspielraums im
Versorgungsrecht hält. Der Gesetzgeber hat bei der Ent-
scheidung über die Angemessenheit der Dienst- und Ver-
sorgungsbezüge seinen weiten Spielraum des politischen
Ermessens genutzt, innerhalb dessen er die Versorgung der
Beamtinnen und Beamten den besonderen Gegebenheiten,
den tatsächlichen Notwendigkeiten sowie der fortschreiten-
den Entwicklung anpassen und verschiedenartige Gesichts-
punkte berücksichtigen kann. Die Gewährung des angemes-
senen Lebensunterhalts für Versorgungsempfängerinnen
und Versorgungsempfänger richtet sich auch nach der Ent-
wicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen
Verhältnisse. Dass sich dieses Umfeld gewandelt hat, zeigen
insbesondere die Feststellungen des Dritten Versorgungsbe-
richts, der von der Bundesregierung zeitgleich vorgelegt
wird und die analytisch – prognostischen Grundlagen der
Reformgesetzgebung liefert. Im Rahmen der dort dargestell-
ten gewandelten Verhältnisse werden die lediglich in ihrem
Anstieg veränderten Versorgungsbezüge ihrer Aufgabe ge-
recht, den Beamtinnen und Beamten einen amtsangemesse-
nen Lebensunterhalt zu gewährleisten. Möglicherweise ent-
stehende Härten sind hinzunehmen, weil die Gesamtrege-
lung durch die gesamtgesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen vorgegeben und von den parallelen Problemstellungen
sämtlicher sozialen Sicherungssysteme getragen ist.

Der Einbeziehung aller Versorgungsempfängerinnen und
Versorgungsempfänger in die Reformmaßnahmen steht der
Grundsatz des Vertrauensschutzes nicht entgegen. Dieser
bezieht sich ohnehin nicht auf den zukünftigen Anstieg der
Bezüge. Dessen ungeachtet hindert der Grundsatz des
Vertrauensschutzes den Gesetzgeber nicht am Erlass von
Vorschriften, die sich für bestimmte Betroffene ungünstiger
als bisherige Regelungen auswirken und eine Einschrän-
kung bisher eingeräumter Rechtspositionen mit sich brin-
gen. Außerhalb des Rahmens, den die verfassungsrechtlich
garantierte Alimentierungspflicht zieht, hat die Beamtin
oder der Beamte grundsätzlich keinen Anspruch darauf,
dass die Versorgungsregelungen unverändert erhalten blei-
ben. Im Übrigen entsprächen Regelungen zum Besitz-
standsschutz nicht den zu übertragenden Rentenreformen
2001 und 2004.

Einwendungen, die den Regel- und Zusatzversorgungscha-
rakter der Versorgung ansprechen, können insofern nicht
durchgreifen, als nicht alle zum Vergleich herangezogenen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an Zusatzversor-
gungssystemen teilhaben. Und für die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes gilt, dass sie
neben den Leistungseinschränkungen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung auch die Folgen der Tarifverträge Alters-
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versorgung vom 1. März 2002 zu tragen haben, mit denen
sich die Tarifparteien des öffentlichen Dienstes auf eine
grundlegende Reform der Zusatzversorgung verständigt
haben. Insofern kann von „Sonderopfern“ keine Rede sein.
Im Rahmen der Übertragung des Wegfalls der rentenerhö-
henden Wirkung von Hochschulausbildungszeiten ist zu
berücksichtigen, dass die Verfassung ein durch Dienstleis-
tung erworbenes Recht hinsichtlich des Kernbestandes des
Anspruchs auf amtsangemessenen Unterhalt schützt. Die
Beamtin und der Beamte haben sich die Alters- und Hinter-
bliebenenversorgung grundsätzlich zu erdienen. Während
der Hochschulausbildung wird aber grundsätzlich kein
Dienst geleistet. Dies erlaubt dem Gesetzgeber im Rahmen
seines weiten Gestaltungsspielraums auch Eingriffe in die
Ruhegehaltswirksamkeit von Ausbildungszeiten. Ausbil-
dung wird aber auch weiterhin honoriert. Auch darin zeigt
sich, dass die Maßnahmen der Rentenreform 2004 system-
konform übertragen wurden. Dies bedingt auch, dass durch
einen Wegfall anrechnungsfähiger Zeiten wegen der Versor-
gung aus dem letzten Amt Beamtinnen und Beamte mit
Ämtern in höheren Besoldungsgruppen betragsmäßig stär-
ker betroffen sind als Beamtinnen und Beamte mit Ämtern
in niedrigeren Besoldungsgruppen. Gerade dies ist aber ein
Element sozialen Ausgleichs. Soweit der gehobene Dienst
seine Ausbildung im Beamtenverhältnis (auf Widerruf)
zurücklegt, liegt darin ein sachlicher Grund für die Nicht-
einbeziehung des gehobenen Dienstes in diese Übertra-
gungsmaßnahmen.
Die Einbeziehung der Landwirtschaftsrenten in die Anrech-
nungsregelungen wird mit großzügigen, dem Vertrauens-
schutz Rechnung tragenden Übergangsregelungen begleitet.
Wenn im Rahmen der Neugestaltung der Anrechnungsrege-
lungen ein erhöhter Verwaltungsaufwand beklagt wird, so
ist zu bedenken, dass die Regelungen auf die Umsetzung

der neuesten höchstrichterlichen Rechtsprechung zurückzu-
führen sind. Im Übrigen dürften Anschlussforderungen zur
Ausdehnung des Negativkatalogs innerhalb der anrech-
nungsfreien Einkünfte weder verwaltungsökonomisch noch
fiskalisch zu rechtfertigen sein. Bei der gesetzlichen Be-
stimmung der Anrechnungsreihenfolge war die sachlich ge-
rechtfertigte durchgängige Verwaltungspraxis zu beachten.
Soweit weiterer Regelungsbedarf (Schaffung gesetzlicher
Grundlagen für die Erhebung weiterer Versorgungsdaten,
Aufhebung der Regelungen über den sog. Versorgungsab-
schlag alter Art etc.) gesehen wird, ist dem an dieser Stelle
schon entgegenzuhalten, dass die Bestimmungen dieses Ge-
setzentwurfs grundsätzlich durch Maßnahmen der Renten-
reformen 2001 und 2004 veranlasst sind. Die Prüfung und
etwaige Umsetzung weiteren Änderungsbedarfs muss ande-
ren Gesetzgebungsvorhaben vorbehalten bleiben. Im Hin-
blick auf die geforderten Versorgungsinformationen kann
auf bestehende Internetangebote verwiesen werden.
Zu den Übertragungsmaßnahmen passen wegen der verfas-
sungsrechtlich bedingten und mit fiskalischen Sonderpro-
blemen belasteten besonderen Situation der Versorgung
grundsätzlich keine die Leistungsseite ausweitenden Rege-
lungen. Dies betrifft vornehmlich die Forderung im Hin-
blick auf Änderungen bei Hinzuverdienstmöglichkeiten.
Auch müssen sich die versorgungsrechtlichen Maßnahmen
gesetzestypisch auf abstrakt – generelle Regelungen be-
schränken. Weitergehendes muss dem ggf. über Verwal-
tungsvorschriften zu lenkenden Vollzug überlassen bleiben.
Hinsichtlich der gewerkschaftlichen Einwendungen gegen
die ausbleibende Einmalzahlung für die Empfängerinnen
und Empfänger von Versorgungsbezügen verweist die Bun-
desregierung auf die Entwicklung der Renten. Sie betont,
dass danach den Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfängern kein Sonderopfer zugemutet wird.
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